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I. Allgemeiner Teil 

A. Entschädigung 
1. Entwicklung und Rechtsnatur 

Seit den Anfängen der parlamentarischen Demo-
kratie gehört die Entschädigung des Abgeordneten 
zu den Grundfragen des Parlamentsrechts. Die Ver-
fassung des Deutschen Reiches von 1871 sah zu-
nächst in Artikel 32 vor, Mitglieder des Reichstages 
dürften als solche keine Besoldung oder Entschä-
digung beziehen. Dieser Artikel wurde im Jahre 
1906 dahin geändert, daß Mitglieder des Reichstages 
zwar als solche keine Besoldung beziehen, aber eine 
Entschädigung erhalten durften. Im Anschluß daran 
sah auch die Verfassung des Deutschen Reiches von 
1919 vor, daß Mitglieder des Reichstages eine Ent-
schädigung erhalten sollten. Diese Entschädigung 
galt allgemein als vorveranschlagter Ausgleich für 
den mit dem Mandat verbundenen besonderen Auf-
wand. 
Das Grundgesetz knüpfte an diese verfassungsrecht-
liche Tradition an und führte sie weiter fort. Es 
betont deutlicher als bisher, daß der Abgeordnete 
einen Anspruch auf Entschädigung hat und zeichnet 
die Kriterien, nach denen diese Entschädigung zu 
bemessen ist, ausdrücklich vor. Danach haben die 
Abgeordneten Anspruch „auf eine angemessene, 
ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädigung" (Ar-
tikel 48 Abs. 3 Satz 1 GG) . 
Den aufgrund dieser verfassungsrechtlichen Bestim

-

mung getroffenen Regelungen für die Mitglieder des 

Bundestages lag dieselbe Grundauffassung über die 
Natur und die Zweckbestimmung der Entschädigung 
zugrunde wie der Regelung für die Mitglieder des 
Reichstages: Die Entschädigung war zunächst ledig-
lich Ersatz des mit dem Mandat verbundenen beson-
deren Aufwands der Mitglieder des Bundestages. 
Die Entschädigung war somit kein dem Lebens-
unterhalt dienendes Einkommen. Die Regelungen 
über die Entschädigung setzten vielmehr voraus, 
daß dieses von den Abgeordneten entweder aus der 
weiterhin neben dem Mandat ausgeübten beruf-
lichen Tätigkeit oder in Form des Ruhegehalts be-
zogen wurde, das die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes während des Mandats erhielten, da sie 
durch die nach 1945 in das deutsche Verfassungs-
recht neu eingeführte Inkompatibilität an der Fort-
setzung ihrer beruflichen Tätigkeit gehindert waren. 
Die Entschädigung war somit nicht zu versteuern, 
sondern als Aufwandsentschädigung steuerfrei. 

Im Verlauf der letzten Jahrzehnte sind jedoch grund-
legende Veränderungen in der tatsächlichen Situa-
tion der Abgeordneten eingetreten, die diese Auf-
fassung von dem Charakter der Entschädigung über-
holten. 

Die erheblich gewachsenen Aufgaben des Parla-
ments in einer modernen Industriegesellschaft mit 
ihrer differenzierten Rechts- und Sozialordnung und 
das damit verbundene Anwachsen der Anforderun-
gen, die getroffenen und zu treffenden Entscheidun- 
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gen mit den betroffenen Staatsbürgern in ständigem 
Dialog zu erörtern, beanspruchten die Abgeordne-
ten zunehmend in einem solchen Ausmaß, daß eine 
berufliche Tätigkeit neben dem Mandat mehr und 
mehr in den Hintergrund treten mußte. 

Das Bundesverfassungsgericht sieht in seinem 
Schluß-Urteil vom 5. November 1975 — 2 BvR 193/ 
74 — (Diäten-Urteil) in: BVerfGE 40, 296 die Ent-
wicklung wie folgt: 

„Heute hat jedermann die rechtliche Möglichkeit, 
mit Erreichung der Volljährigkeit, das ist ab Voll-
endung des 18. Lebensjahres, Abgeordneter zu wer-
den. Im allgemeinen kann nicht mehr davon ausge-
gangen werden, daß ein Abgeordneter für die Zeit 
seiner Mitgliedschaft im Parlament den wirtschaft-
lichen Rückhalt für sich und seine Familie aus eige-
nem Vermögen oder eigenem Einkommen aus beruf-
licher Tätigkeit erzielen kann. Der Typ des unabhän-
gigen, als Einzelpersönlichkeit gewählten Honora-
tioren-Abgeordneten, dessen wirtschaftliche Existenz 
durch das Mandat nicht beeinträchtigt wird und mit 
ihm nicht verbunden ist, ist immer seltener gewor-
den. Der Umfang der Inanspruchnahme durch das 
Mandat ist so stark gewachsen, daß der Abgeordnete 
in keinem Fall mit der im Arbeitsleben sonst übli-
chen und allgemein als Fortschritt empfundenen wö-
chentlichen Regelarbeitszeit von 40 Stunden seine 
Verpflichtungen bewältigen kann. Er wird im Parla-
ment durch Plenar- und Ausschußsitzungen, in der 
Fraktion und Partei durch Sitzungen und Arbeiten 
sowie im Wahlkreis durch Veranstaltungen der ver-
schiedensten Art, nicht zuletzt durch Wahlvorberei-
tungen und Wahlversammlungen in Anspruch ge-
nommen. So sehr er theoretisch die Freiheit hat, 
seine Aktivitäten in diesen drei Bereichen nach 
eigenem Ermessen bis über die Grenze der Ver-
nachlässigung seiner Aufgabe hinaus einzuschrän-
ken, in der Praxis kann er sich dies aus den ver-
schiedensten Gründen nicht leisten. Deshalb sind 
für Bundestagsabgeordnete, die neben ihrer Abge-
ordnetentätigkeit noch versuchen, ihrem Beruf we-
nigstens teilweise nachzugehen, Wochenarbeitszei-
ten zwischen 80 und 120 Stunden und für Landtags-
abgeordnete, die ihrem Beruf nachgehen, Wochen-
arbeitszeiten zwischen 60 und 100 Stunden typisch 
und unvermeidbar. 

Außerdem: Niemand bewirbt sich heute um einen 
Abgeordnetensitz, um ihn nach vier Jahren wieder 
aufzugeben. Regelmäßig faßt er den Entschluß, für 
den Bundestag oder einen Landtag zu kandidieren 
in der Absicht, alles zu tun, um das Mandat so lange 
zu behalten, wie ihm die Wiederwahl aufgrund des 
Vertrauens von Partei und Wählern gelingt. Das 
liegt in der Regel auch im Interesse der politischen 
Partei und des Parlaments. Dementsprechend ist die 
Zahl der Abgeordneten, die während mehrerer Le-
gislaturperioden dem Parlament angehören, relativ 
groß. Die parlamentarische Demokratie einer höchst 
komplizierten Wirtschafts- und Industriegesellschaft, 
in der Rechtsstaat, Freiheit und Pluralismus ent-
scheidend mit Hilfe der politischen Parteien auf-
rechterhalten werden sollen, verlangt vom Abgeord-
neten mehr als nur eine ehrenamtliche Nebentätig-
keit, verlangt den ganzen Menschen, der allenfalls 
unter günstigen Umständen neben seiner Abgeord- 

netentätigkeit noch versuchen kann, seinem Beruf 
nachzugehen. Dem entspricht auch das Erscheinungs-
bild des heutigen Parlamentariers; für Abgeordnete 
mit besonderen Funktionen im Parlament oder in 
den Fraktionen tritt die berufliche Tätigkeit völlig in 
den Hintergrund." 

Dieser Entwicklung mußte der Bundestag mehr und 
mehr Rechnung tragen. Er tat dies, indem er die 
zunehmende Behinderung an der Erzielung beruf-
lichen Einkommens bei der Festsetzung der Auf-
wandsentschädigung mit berücksichtigte. Dies ge-
schah durch die Neugestaltungen der „Grunddiäten" 
und später auch durch die Einführung einer Alters-
versorgung für Mitglieder des Bundestages. Die 
Entwicklung hat sich in folgenden Phasen vollzogen: 

Diätengesetz 1950: Die Aufwandsentschädigung 
(Grunddiäten) wird auf monatlich 600 DM festge-
setzt. Daneben wird für jeden Sitzungstag ein Tage-
geld von 30 DM und Kostenersatz bis zu 300 DM 
im Monat gezahlt. Die Kraftwagenbenutzung wird 
mit einem Kilometergeld von —,25 DM oder einer 
Pauschale von 200 DM im Monat abgegolten. 

Diätengesetz 1954: Die Aufwandsentschädigung wird 
auf monatlich 750 DM festgesetzt, zugleich wird das 
Übergangsgeld eingeführt, das in Höhe von drei 
Aufwandsentschädigungen beim Ausscheiden am 
Ende einer Wahlperiode gezahlt wurde. 

Diätengesetz 1958: Die Aufwandsentschädigung wird 
an das Amtsgehalt eines Bundesministers gekoppelt 
und mit 22,5 v. H. auf seinerzeit 1100 DM monatlich 
festgesetzt. Gleichzeitig wird der Mandatsaufwand 
aufgrund der in den Vorjahren gewonnenen Er-
fahrungen den tatsächlichen Kosten angepaßt und 
pauschaliert. Die Tagegeldpauschale beträgt 500 DM, 
die Unkostenpauschale 600 DM im Monat, die Reise-
kostenpauschale (gestaffelt nach 15 Zonen) zwischen 
4000 bis 12 240 DM im Jahr. 

Diätengesetz 1964: Die Tagegeldpauschale wird auf 
1000 DM im Hinblick auf die gestiegenen Kosten für 
Unterkunft und Verpflegung angehoben und darauf, 
daß dem Abgeordneten die Möglichkeit eröffnet wer-
den sollte, einen zweiten Wohnsitz in Bonn einzu-
richten. 

Diätengesetz 1968: Zur weiteren Sicherung der Un-
abhängigkeit wird die Alters- und Hinterbliebenen-
Versorgung für Mitglieder des Bundestages auf Ver-
sicherungsgrundlage eingeführt. 

Die Zahlung eines Versicherungsbeitrages durch den 
Abgeordneten macht eine Anhebung der Aufwands-
entschädigung erforderlich. Mit 33 1/3 v. H. des Amts-
gehalts eines Bundesministers wird die Aufwands-
entschädigung auf seinerzeit 2360 DM monatlich fest-
gesetzt. Hiervon wird ein Versicherungsbeitrag von 
590 DM einbehalten. 

Haushaltsgesetz 1969: Den Abgeordneten werden 
Aufwendungen für die Beschäftigung eines Mitar-
beiters bis zu 1500 DM ersetzt. Die damit verbunde-
nen höheren Bürokosten führen im Jahre 1970 zu 
einer Anhebung der Kostenpauschale auf 1200 DM 
im Monat. 

Zur Zeit wird eine Aufwandsentschädigung von mo-
natlich 3850 DM gezahlt, von der 962,50 DM für die 
Versicherung einbehalten werden. Daneben werden 
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eine Tagegeldpauschale und eine Kostenpauschale 
von je 1500 DM und eine Reisekostenpauschale von 
1050 DM im Monat gezahlt. Für die Beschäftigung 
eines Mitarbeiters bzw. von Mitarbeitern werden bis 
zu 2575 DM monatlich erstattet. 

Je weiter diese quantitativen Korrekturen und Ver-
änderungen an dem im Grundsatz unveränderten 
System der Abgeordnetenentschädigung fortschritt, 
desto häufiger und nachdrücklicher stellte sich im 
Bundestag und in der Öffentlichkeit die Frage nach 
einer grundlegenden qualitativen Überprüfung des 
Systems und des Rechtscharakters der Entschädigung 
nach Artikl 48 Abs. 3 GG. In der Öffentlichkeit 
wurde vor allem eine Auswirkung einer möglichen 
System-Änderung immer wieder in die Diskussion 
gebracht, indem die Frage nach einer Besteuerung 
der Abgeordneten-Entschädigung gestellt wurde. 

Der Deuts che Bundestag hat diese Frage am 5. Juni 
1974 im Grundsatz dahin entschieden, daß die Ent-
schädigung der Einkommensteuer unterliegen solle 
(Bundestags-Drucksachen 7/2195, 7/2192/neu). 

Um die damit aufgeworfenen Probleme der Entschä-
digung durch ein Gremium außerhalb des Bundes-
tages zunächst vorklären zu lassen, beschloß der 
Bundestag zugleich, die Grundlagen für einen Beirat 
zu schaffen, der gutachtliche Vorschläge über die 
Höhe, Zusammensetzung und Gestaltung der Ent-
schädigung der Abgeordneten erarbeiten sollte. Die 
Präsidentin des Deutschen Bundestages konstituierte 
am 17. Dezember 1974 diesen Beirat mit dem Auf-
trag, eine gutachtliche Stellungnahme zur Besteue-
rung der Abgeordnetendiäten abzugeben. 

Vor Abschluß der Arbeiten des Beirats verkündete 
das Bundesverfassungsgericht am 5. November 1975 
das Schluß-Urteil auf die Verfassungsbeschwerde 
eines ehemaligen saarländischen Landtagsabgeord-
neten gegen bestimmte Vorschriften des saarlän-
dischen Landtagsgesetzes zur finanziellen Ausstat-
tung seiner Mitglieder. 

Dieses sogenannte Diäten-Urteil enthält zahlreiche 
grundlegende Aussagen über das Re cht der Ent-
schädigung der Abgeordneten und die Rechtsstel-
lung der in die Parlamente gewählten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes. 

Am 28. November 1975 setzte der Bundestag einen 
Sonderausschuß mit dem Auftrag ein, ein Gesetz zu 
Artikel 48 GG zu erarbeiten. — Dieser Entwurf ist 
das Ergebnis der Arbeit dieses Sonderausschusses. 
— Im Juni 1976 erstattete der Beirat für Entschädi-
gungsfragen seinen Bericht, der auch Eingang in die 
Beratungen des Sonderausschusses gefunden hat. 
Der Sonderausschuß und der Beirat sind unabhängig 
voneinander zu weitgehend übereinstimmenden Er-
gebnissen gekommen. Der Bericht des Beirats ist als 
Anhang 1 abgedruckt. Als Anhang 2 werden die 
Unterschiede zwischen den Vorschlägen des Bei-
rats und denen des 2. Sonderausschusses in einer 
ersten Stellungnahme kurz dargestellt. 

Das Diäten-Urteil kommt zum Rechtscharakter der 
Entschädigung zu dem Ergebnis, „daß aus der Ent-
schädigung für einen besonderen, mit dem Mandat 
verbundenen Aufwand eine Alimentation des Abge- 

ordneten und seiner Familie aus der Staatskasse 
geworden ist als Entgelt für die Inanspruchnahme 
des Abgeordneten durch sein zur Hauptbeschäfti-
gung (,full-time-job') gewordenes Mandat. Aus der 
Entschädigung des Inhabers eines Ehrenamtes ist die 
Bezahlung für die im Parlament geleistete Tätigkeit 
geworden. Der Abgeordnete, der dadurch natürlich 
nicht ,Beamter' geworden, sondern — vom Ver-
trauen der Wähler berufen — Inhaber eines öffent-
lichen Amtes, Träger des ,freien Mandats' und ,Ver-
treter des ganzen Volkes' geblieben ist, erhält nicht 
mehr bloß eine echte Aufwandsentschädigung, er 
bezieht aus der Staatskasse ein Einkommen. Das gilt 
jedenfalls für den Bundestagsabgeordneten". Das 
Bundesverfassungsgericht hat damit lediglich eine 
Aussage über den Rechtscharakter der Entschädi-
gung gemacht. Es hat damit aber nicht festgestellt, 
daß die derzeitigen Grund-Diäten der Mitglieder des 
Bundestages ihrer Höhe nach eine „angemessene" 
Entschädigung im Sinne von Artikel 48 Abs. 3 GG 
sind. 

2. Höhe der Entschädigung 

Dem Gesetzgeber ist es aufgegeben, diese grund-
legend neu festzulegen. Dabei kann und darf die 
bisherige Regelung nicht als Maßstab herangezogen 
werden, weil sie auf einem anderen Rechtscharakter 
der Entschädigung beruhte und weil die Grund-
diäten an die Höhe der Bezüge der Bundesminister 
gekoppelt waren. Es müssen vielmehr die Kriterien 
hierfür in der Verfassungsordnung der Bundesrepu-
blik Deutschland neu gefunden werden. Das Bundes-
verfassungsgericht hat die maßgebenden Kriterien 
an anderer Stelle aufgezählt: 

„Die dort für die Abgeordneten geforderte ,ange-
messene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädi-
gung' muß für sie und ihre Familien während der 
Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Parlament eine aus-
reichende Existenzgrundlage abgeben können. Sie 
muß außerdem der Bedeutung des Amtes unter Be-
rücksichtigung der damit verbundenen Verantwor-
tung und Belastung und des diesem Amt im Ver-
fassungsgefüge zukommenden Ranges gerecht wer-
den. Die Bemessung des parlamentarischen Einkom-
mens darf die Entscheidungsfreiheit des Abgeord-
neten und die praktische Möglichkeit, sich seiner 
eigentlichen parlamentarischen Tätigkeit auch um 
den Preis, Berufseinkommen ganz oder teilweise zu 
verlieren, widmen zu können, nicht gefährden. Die 
Alimentation ist also so zu bemessen, daß sie auch 
für den, der, aus welchen Gründen immer, kein 
Einkommen aus einem Beruf hat, aber auch für den, 
der infolge des Mandats Berufseinkommen ganz 
oder teilweise verliert, eine Lebensführung gestattet, 
die der Bedeutung des Amtes angemessen ist. Ande-
ren Zwecken als dem der Unterhaltssicherung, bei-
spielsweise einer Mitfinanzierung der Fraktion oder 
politischen Partei oder der Beteiligung an Wahl-
kosten, hat die Entschädigung nicht zu dienen. Die 
angemessene, die Unabhängigkeit sichernde Ent-
schädigung im Sinne des Artikel 48 Abs. 3 Satz 1 GG 
ist demnach heute eine Vollalimentation aus der 
Staatskasse. Die Entschädigung wird damit keines-
wegs zu einem ,arbeitsrechtlichen' Anspruch, mit 
dem ein Anspruch auf Erfüllung dienstlicher Oblie- 
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genheiten korrespondieren würde — der Abgeord-
nete ,schuldet' rechtlich keine Dienste, sondern 
nimmt in Unabhängigkeit sein Mandat wahr —; 
ebensowenig wird sie damit zu einem Gehalt im 
beamtenrechtlichen Sinn — der Abgeordnete ist, 
wie dargelegt, kein Beamter —, steht also nicht 
unter den verfassungsrechtlich gesicherten herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums (Ar-
tikel 33 Abs. 5 GG) ; sie wird von diesen Grund-
sätzen überhaupt nicht berührt. Diese Entschädigung 
hat auch nichts mit den Regelungen des Gehalts in 
den Besoldungsgesetzen zu tun. Sie verträgt deshalb 
auch keine Annäherung an den herkömmlichen Auf-
bau eines Beamtengehalts und keine Abhängigkeit 
von der Gehaltsregelung etwa in der Weise, daß 
sie unmittelbar oder mittelbar in Von-Hundert-Sät-
zen eines Beamtengehalts ausgedrückt wird.... Alle 
Mitglieder des Parlaments sind einander formal 
gleichgestellt. Das Prinzip dieser formalisierten 
Gleichbehandlung ist verfassungsrechtlich im egali-
tären Gleichheitssatz ausgeprägt. Aus ihm folgt: Je-
dermann muß ohne Rücksicht auf soziale Unter-
schiede, insbesondere auf seine Abstammung, seine 
Herkunft, seine Ausbildung oder sein Vermögen die 
gleiche Chance haben, Mitglied des Parlaments zu 
werden. Aus ihm folgt weiter, daß jedem Abgeord-
neten eine gleich hoch bemessene Entschädigung 
zusteht, unabhängig davon, ob die Inanspruchnahme 
durch die parlamentarische Tätigkeit größer oder 
geringer ist, ob der individuelle finanzielle Aufwand 
oder das berufliche Einkommen verschieden hoch ist 
(vgl. Maunz in Maunz-Dürig-Herzog, GG, 1973, Ar-
tikel 48, Randnote 17). Eine Ausnahme vom forma-
lisierten Gleichheitssatz im Sinne eines zwingenden 
Grundes ist nur für den Parlaments-Präsidenten und 
seine Stellvertreter anzuerkennen; ihre angemessene 
Entschädigung wird dadurch mitbestimmt, daß sie 
an der Spitze eines obersten Verfassungsorgans 
stehen." 

Das Urteil gibt in seinen Entscheidungsgründen so-
mit für die Höhe der Entschädigung folgende Orien-
tierungspunkte an: 

a) Es nennt die Zweckbestimmung der Entschädi-
gung nach Artikel 48 Abs. 3 GG. 

b) Es zieht mit der ausreichenden Existenzgrundlage 
eine für die Abgeordneten und ihre Familien 
während der Dauer ihrer Zugehörigkeit zum 
Parlament eine Untergrenze für die Bemessung 
der Entschädigung. 

c) Es bezeichnet als Maßstab für die Feststellung 
der Angemessenheit der Entschädigung und der 
Lebensführung die „Bedeutung des Amtes" und 
nennt für diese drei zu berücksichtigende Krite-
rien: 
— die mit dem Amt verbundene Verantwortung, 
— die mit dem Amt verbundene Belastung, 
— den diesem Amt im Verfassungsgefüge zu-

kommenden Rang. 

d) Es gebietet aufgrund des formalisierten Gleich-
heitssatzes die Festsetzung einer für alle Abge-
ordneten gleich hohen Entschädigung und läßt 
Differenzierungen nur für die Ämter des Präsi-
denten und der Vizepräsidenten zu. 

e) Es verbietet aufgrund des besonderen verfas-
sungsrechtlichen Charakters der Entschädigung 
jede unmittelbare oder mittelbare Anknüpfung 
der Höhe der Entschädigung an die Höhe der 
Beamten-Gehälter. 

f) Es verbietet die Berücksichtigung von anderen 
nicht der Unterhaltssicherung dienenden Aufwen-
dungen bei der Bemessung der Entschädigung, 
wie Mitfinanzierung der Fraktion oder politi-
schen Partei oder Beteiligung an Wahlkosten. 

Damit macht das Bundesverfassungsgericht die Höhe 
der Entschädigung von der Verantwortung, der Be-
lastung und dem Rang des Abgeordnetenamtes ab-
hängig. Das bedeutet, daß die Entschädigung des Ab-
geordneten nicht niedriger sein darf als die von ver-
gleichbaren Amtsinhabern mit geringerer Verant-
wortung, Belastung und geringerem Rang und daß 
sie nicht höher sein darf als die von vergleichbaren 
Amtsinhabern mit größerer Verantwortung und Be-
lastung und höherem Rang. 

Der Rang des Amtes eines Abgeordneten kann kaum 
in eine Skala anderer vergleichbarer Ämter einge-
ordnet werden. Dies ergibt sich daraus, daß jeder 
Abgeordnete nach Artikel 38 Abs. 1 Satz 2 GG 
„Vertreter des ganzen Volkes" ist und keinerlei 
Weisungen und Aufträgen unterliegt und keine 
Dienstleistungen wie andere Amtsinhaber schuldet. 

Vergleichbar mit anderen Ämtern ist das Amt des 
Abgeordneten jedoch, wenn man die Kriterien der 
Verantwortung und der Belastung zugrunde legt. 

Vergleichbare Ämter sind dann in erster Linie solche, 
die 
— im Rahmen der Verfassungsordnung der Bundes-

republik politische Aufgaben erfüllen, 

— als Hauptbeschäftigung ausgeübt werden, 

— auf Zeit und nicht lebenslang ausgeübt werden, 
weil sie von Wahlen abhängen und die deshalb 

— aktiven Wahlkampf und die Wahrnehmung zahl-
reicher Terminverpflichtungen außerhalb der bei 
anderen Berufen allgemein üblichen Arbeitszei-
ten vom Amtsinhaber fordern. 

Diese Art der Verantwortung und Belastung sind 
für die Ämter der Mitglieder der Bundesregierung 
und der Landesregierungen sowie die hauptberuf-
lich ausgeübten kommunalen Wahlämter kennzeich-
nend. 

Ein entscheidender Maßstab für einen Vergleich 
verschiedener Ämter hinsichtlich der mit ihnen ver-
bundenen Verantwortung ist die Tragweite der in 
dem jeweiligen Amt getroffenen Entscheidungen 
für die von ihnen betroffenen Menschen. 

Dabei kommt es 
— sowohl auf die Intensität und das Ausmaß der 

Veränderungen an, die die Entscheidungen für 
die Lebensumstände der Betroffenen haben kön-
nen, als auch 

— darauf, wie viele Menschen davon betroffen sein 
können. 

Schon hieraus ergeben sich wesentliche Anhalts-
punkte für die Feststellung einer Rangfolge der Ver-
antwortlichkeiten. 
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Hinsichtlich der Tragweite sind zwei Prioritäten im 
Verfassungsgefüge der Bundesrepublik Deutschland 
festzustellen: 

— Es ist grundsätzlich davon auszugehen, daß die 
Tragweite von auf Bundesebene getroffenen Ent-
scheidungen größer ist als die von auf Landes-
ebenen oder Kommunalebene getroffenen Ent-
scheidungen, denn Veränderungen von wesent-
licher Intensität und größerem Ausmaß in der 
Rechts-, Sozial- und Wirtschaftsordnung der Bun-
desrepublik können nach den Zuständigkeits-
regelungen des Grundgesetzes in erster Linie nur 
auf Bundesebene vorgenommen werden. 

— Ebenso ist grundsätzlich davon auszugehen, daß 
Entscheidungen der Legislative von größerer 
Tragweite sind als Entscheidungen der Exekutive, 
denn die Exekutive ist dem Gesetz unterworfen 
und kann in den Lebensbereich eines Bürgers 
allenfalls soweit eingreifen, wie ihr die Legis-
lative dies durch eine gesetzliche Regelung ge-
stattet bzw. gebietet. Leistungen an Staatsbür-
ger können Organe der Exekutive nur innerhalb 
des Spielraums gewähren, als sie hierzu von der 
Legislative eine Ermächtigung erhalten haben. 

Entscheidungen der Legislative sind zudem ihrem 
Wesen nach auf Dauer angelegt und erfassen jeweils 
eine unbestimmte Vielzahl von Bleichgelagerten 
Sachverhalten. Demgegenüber ist die für die Exe-
kutive typische Entscheidung die einen konkreten 
Einzelfall regelnde Maßnahme; soweit die Exekutive 
auf Dauer angelegte eine unbestimmte Vielzahl von 
Sachverhalten erfassende Regelungen trifft, kann sie 
dies nur im Rahmen einer von der Legislative hierzu 
gegebenen Ermächtigung tun (Verordnungen) . 

Hinsichtlich der Zahl der von den in einem Amt 
getroffenen Entscheidungen betroffenen Menschen 
ist ein im Rahmen eines aus mehreren Amtsinhabern 
bestehenden Kollegialorgans ausgeübtes Amt im 
Vergleich zu einem mit Allein-Entscheidung und 
-Verantwortung zu sehen. Dabei muß die Zahl der 
betroffenen Bevölkerung in ein Verhältnis zu der 
Anzahl der Mitglieder des Kollegialorgans gesetzt 
werden. Dies gilt jedenfalls für Organe der Exeku-
tive, deren Mitglieder einer grundsätzlich gleich-
artigen Verantwortung und Belastung unterliegen. 
Bei Parlamenten ist jedoch deren doppelte Aufga-
benstellung (Gesetzgebung und Kontrolle) bzw. die 
Rollenverteilung zwischen Regierungsmehrheit und 
Opposition zu berücksichtigen. Dies bedeutet, daß 
das Vorhandensein von zwei Mitgliedern des Bun-
destages je Wahlkreis nicht zu der Annahme be-
rechtigt, dies mindere den Verantwortungsbereich 
jedes Abgeordneten um die Hälfte. Es ist vielmehr 
davon auszugehen, daß jedes Mitglied des Bundes-
tages einen Verantwortungsbereich in der Größe 
eines Wahlkreises wahrzunehmen hat, wobei dies 
nur eine angenommene, für einen Vergleich mit 
anderen Ämtern dienende Bezugsgröße darstellt, die 
nichts an der in Artikel 38 GG statuierten Stellung 
des Abgeordneten als Vertreter des ganzen Volkes 
ändert. 

Diese Maßstäbe für eine Rangfolge der Verantwor

-

tungen und die Einordnung der Verantwortung 
eines Mitglieds des Bundestages in das Verfassungs- 

gefüge können nur eine allgemeine und in vielen 
Fällen schematisch wirkende Orientierung für die 
Festlegung der Abgeordneten-Entschädigung sein. 
Da die Mitglieder des Bundestages Träger eines 
freien Mandats sind und rechtlich keine Dienstlei-
stung schulden, können sie das Mandat in sehr un-
terschiedlicher Weise wahrnehmen; die von ihnen 
im einzelnen wahrgenommene Einflußmöglichkeit 
auf die Gestaltung der politischen, rechtlichen und 
sozialen Verhältnisse in der Bundesrepublik und 
damit ihre im einzelnen übernommene Verantwor-
tung können sehr verschieden hoch sein. Das grund-
sätzliche Gebot der Festsetzung einer gleichen Ent-
schädigung für alle Abgeordneten gebietet jedoch, 
einen einheitlichen Maßstab für alle Abgeordneten 
zu finden und die Entschädigung an ihm zu orientie-
ren. 

Zieht man nach dem Kriterium der Verantwortung 
die für eine Gebietseinheit mit einer einem Bundes-
tagswahlkreis entsprechenden Bevölkerungszahl von 
250 000 im Bereich der Exekutive bestehenden poli-
tischen, hauptamtlich wahrgenommenen Wahlämter 
zum Vergleich heran, so ergibt sich folgendes Bild: 
Soweit diese Ämter je nach Bevölkerungszahl unter-
schiedlich dotiert werden, beträgt gegenwärtig unter 
Berücksichtigung der Sonderzuwendung (13. Monats-
gehalt) das monatliche Durchschnittsgehalt 

eines Landrats in Baden-Württemberg rd. 6700 DM 

eines Landrats in Bayern 	rd. 7100 DM 

eines Landrats in Hessen 
(bis 250 000 Einwohner) 	rd. 7800 DM 

eines Landrats in Hessen 
(über 250 000 Einwohner) 	rd. 8300 DM 

eines Bürgermeisters in Schleswig

-

Holstein 	 rd. 7800 DM 

eines Bürgermeisters in Rheinland

-

Pfalz 	 rd. 7800 DM 

eines Bürgermeisters im Saarland 	rd. 7800 DM 

eines Bürgermeisters in Hessen 
(bis 250 000 Einwohner) 	rd. 7800 DM 

eines Bürgermeisters in Hessen 
(über 250 000 Einwohner) 	rd. 8300 DM 

eines Bürgermeisters in Bayern 	rd. 9800 DM 

eines Bürgermeisters in Baden

-

Württemberg 	 rd. 9800 DM 

(Zum Vergleich sei auf die Bezüge eines Staats-
sekretärs des Bundes in Höhe von rund 11 750 DM 
verwiesen.) 

Im Hinblick darauf, daß sich diese Ämter im Bereich 
der Exekutive auf kommunaler Ebene befinden, muß 
bei einem Vergleich mit dem Amt eines Mitglieds 
des Bundestages die Priorität der Bundeszuständig-
keit vor der kommunalen Zuständigkeit und der 
Vorrang der Legislative vor der Exekutive berück-
sichtigt werden. 

Zugleich ist hinsichtlich der Belastung zu berück-
sichtigen, daß die Mitglieder des Bundestages in 
ständigem Wechsel sowohl am Sitz des Bundestages 
als auch außerhalb Bonns, insbesondere in ihrem 
Wahlkreis tätig sein müssen. Das bedeutet, daß die 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 	Drucksache 7/5531 

Entschädigung der Mitglieder des Bundestages im 
Rahmen der vergleichbaren Amtsbezüge zwischen 
6700 und 9800 DM nicht im Bereich der Untergrenze 
festgesetzt werden kann. Andererseits ist bei einem 
Vergleich der Amter im Hinblick auf die Obergrenze 
auch zu berücksichtigen, daß die genannten kommu-
nalen Amter sich hinsichtlich der Belastung der 
Amtsinhaber von dem Amt des Mitglieds des Bun-
destages dadurch unterscheiden, daß die kommuna-
len Amtsinhaber zur Dienstleistung in ihrem Amt 
verpflichtet sind und insbesondere in ihrer Eigen-
schaft als Behördenchefs Vorgesetzte einer oft gro-
ßen Zahl von Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
sind. Aus diesem Grunde muß die Entschädigung der 
Mitglieder des Bundestages nicht im Bereich der 
Obergrenze festgesetzt werden. 

Es ergibt sich somit ein zwischen diesen beiden 
Grenzen liegender monatlicher Betrag von 8000 DM, 
der der Verantwortung und Belastung eines Mit-
glieds des Bundestages im Rahmen des Verfassungs-
gefüges der Bundesrepublik angemessen ist. Dieser 
Betrag ist 12mal im Jahr zu zahlen; eine Sonder-
zuwendung (13. Monatsgehalt), die ihrer ursprüng-
lichen Natur und Zweckbestimmung nach eine am 
Ende des Jahres gezahlte Treueprämie bzw. Gratifi-
kation an zu Dienstleistungen Verpflichtete darstellt, 
ist mit dem Status eines Mitglieds des Bundestages 
nicht vereinbar. 

3. Altersentschädigung 

Wesentlicher Bestandteil einer die Unabhängigkeit 
sichernden Entschädigung der Mitglieder des Bun-
destages ist auch eine angemessene Alters- und 
Hinterbliebenen-Versorgung. Die für die Wahrneh-
mung des Mandats zu schaffende materielle Unab-
hängigkeit bleibt unvollständig, wenn zwar der an-
gemessene Lebensunterhalt des Abgeordneten und 
seiner Familie während des Mandats sichergestellt 
ist, der Abgeordnete aber weiterhin Sorge im Hin-
blick auf sein Alter und die Situation seiner Familie 
im Falle seines Todes haben muß. Aus diesem Grun-
de ist 1968 eine Alters- und Hinterbliebenen-Ver-
sorgung für die Mitglieder des Bundestages auf 
Versicherungsbasis eingeführt worden. Die versiche-
rungsrechtliche Konstruktion beruhte auf der Über-
legung, daß der Abgeordnete mit seiner Entschädi-
gung lediglich einen Ausgleich für mandatsbeding-
ten Aufwand erhalte und daher auch keine Pension 
aus der Staatskasse erhalten könne. Die Versiche-
rung bot darüber hinaus die Möglichkeit, von einer 
Anrechnung der Versorgungsleistungen auf Bezüge 
aus öffentlichen Kassen abzusehen. Weil die auf 
der bisherigen Rechtsnatur der Abgeordneten-Ent-
schädigung beruhenden Überlegungen, die in der 
Vergangenheit im Bund und in einigen Ländern 
zur Einführung der versicherungsrechtlichen Kon-
struktion der Alters- und Hinterbliebenen-Ver-
sorgung führten, nicht mehr zutreffen, wurde nun-
mehr die Form einer öffentlich-rechtlichen Alters-
versorgung ohne Beitragszahlung gewählt. Maß-
gebend waren außerdem folgende Gründe: Eine 
öffentlich-rechtliche Altersversorgung ohne Beitrags-
zahlung ist die für alle anderen öffentlichen Ämter 
in der Bundesrepublik vorgesehene Form der Alters-
und Hinterbliebenen-Versorgung. Gemeinsam mit 

den Parlamenten der Bundesländer wird zudem eine 
Vereinheitlichung des Systems und der Vorausset-
zungen der Altersentschädigung angestrebt. 

Die nach diesem Gesetz gezahlte Altersentschädi-
gung unterscheidet sich von der bisherigen dadurch, 
daß sie nicht mehr der Besteuerung nach dem Er-
tragswert unterliegt und außerdem dadurch, daß sie 
von Anrechnungsregelungen nicht mehr ausgenom-
men werden kann. Die Altersentschädigung wird 
nunmehr voll versteuert. 

4. Anrechnung 

Aufgrund der veränderten Rechtsnatur der Abge-
ordnetenentschädigung, die nunmehr eine „Alimen-
tation aus der Staatskasse" geworden ist, stellt sich 
die Frage, ob und inwieweit neben der Abgeordne-
tenentschädigung (bzw. Altersentschädigung) andere 
Bezüge aus öffentlichen Kassen gezahlt werden dür-
fen oder ob und inwieweit hier nicht im Hinblick auf 
den Gleichheitssatz eine Anrechnung vorgenommen 
werden muß, wie dies auch sonst beim Zusammen-
treffen mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen 
vorgesehen ist. Das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 5. November 1975 führt hierzu aus: 
„Die Alimentationsverpflichtung der öffentlichen 
Hand geht in einem solchen Fall nicht notwendig 
auf eine doppelte Aufbringung des angemessenen 
Lebensunterhalts. Es fehlt jedenfalls an jedem sach-
lich zureichenden Grund, diesen Fall anders als ent-
sprechend den gegenwärtig im Beamtenrecht gere-
gelten Grundsätzen zu behandeln und den Abgeord-
neten zu privilegieren (vgl. BVerfGE 32, 152 [166]). 
Das wäre unvereinbar mit dem Gleichheitssatz." 

Diese Aussage des Gerichts gehört zwar nicht un-
mittelbar zu den verbindlichen Aussagen des Urteils, 
steht aber mit seiner verbindlichen Aussage über 
die Rechtsnatur der Entschädigung in einem so 
engen Zusammenhang, daß der Gesetzgeber selbst 
sie nicht unbeachtet lassen darf. 

Aus dieser Aussage des Bundesverfassungsgerichts 
ergibt sich aber nicht, daß die im Beamtenrecht gel-
tenden Regelungen der Anrechnung von Bezügen 
voll auf die Abgeordnetenentschädigung anzuwen-
den sind. Dies kann aus drei Gründen nicht ge-
schehen: 

a) Das Bundesverfassungsgericht geht selbst davon 
aus, daß die Abgeordnetenentschädigung nicht 
einem Beamten-Gehalt gleichzusetzen ist. Es er-
klärt vielmehr, der Abgeordnete sei trotz des 
gewandelten Charakters der Entschädigung „na-
türlich nicht ,Beamter' geworden"; er schulde 
rechtlich keine Dienste, sondern nehme in Unab-
hängigkeit sein Mandat wahr; die Abgeordneten-
entschädigung sei nicht zu einem Gehalt im be-
amtenrechtlichen Sinne geworden. Der Gesetz-
geber ist von daher bei der Neuregelung der Ab-
geordnetenentschädigung nicht streng an die 
beamtenrechtlichen Grundsätze der Anrechnung 
gebunden. 

b) Es ist weiter zu bedenken, daß eine uneinge-
schränkte Übernahme der beamtenrechtlichen 
Grundsätze zur Anrechnung mehrerer Bezüge 
aus öffentlichen Kassen in das Recht der Ent- 
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schädigung des Abgeordneten auch aus einem 
anderen Grund nicht paßt. Denn die beamten-
rechtlichen Vorschriften zur Anrechnung gehen 
von einem grundsätzlich anderen „Berufsbild" 
aus. Ihnen liegt das Bild eines Menschen zu-
grunde, der im Laufe seines Lebens von einer 
Vergütungs- oder Besoldungsgruppe zur näch-
sten aufsteigt und am Ende seiner beruflichen 
Laufbahn die höchsten Dienstbezüge erreicht. 
Das berufliche Leben des Abgeordneten unter-
scheidet sich grundsätzlich von diesem Bild. Die 
Mandatszeit stellt für den Abgeordneten einen 
atypischen Abschnitt in seinem bisherigen und 
künftigen beruflichen Leben dar. Verglichen mit 
seinem bisherigen beruflichen Einkommen ist 
die Abgeordnetenentschädigung für die einen 
niedriger, für die anderen höher. Nach dem Aus-
scheiden aus dem Parlament kann der eine Ab-
geordnete sein berufliches Leben auf einer ver-
gleichsweise höheren Stufe fortsetzen, während 
der andere Abgeordnete auf eine vergleichsweise 
niedrigere Stufe zurückfällt. Die Mandatszeit muß 
somit ihrer Eigenart entsprechend anders be-
trachtet und behandelt werden, als das übrige 
berufliche Leben und Einkommen des Abgeord-
neten. Diesem Grundgedanken trägt das Gesetz 
dadurch Rechnung, daß es eine positive Auswir-
kung der Mandatszeit auf die Versorgung aus 
dem Beruf außerhalb der Mandatszeit grund-
sätzlich ausschließt, also die bisher im Rechts-
stellungsgesetz für die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes vorgesehene Anrechnung der 
Mandatzeit als Dienstzeit hinsichtlich der Ver-
sorgung entfallen läßt (§ 9 Abs. 3). 

c) Außerdem ist bei einer Anrechnung von anderen 
Bezügen aus öffentlichen Kassen die rechtliche 
Situation der Abgeordneten mit in Betracht zu 
ziehen, die Bezüge aus nicht öffentlichen Kassen 
erhalten. Wenn sich die Bezieher von anderwei-
tigen Einkommen aus öffentlichen Kassen unter 
den Abgeordneten eine den beamtenrechtlichen 
Grundsätzen entsprechende Anrechnung gefal-
len lassen müßten, hingegen die Bezieher von 
Einkünften aus nicht öffentlichen Kassen von je-
der Anrechnung frei blieben, stellte sich die 
Frage, ob dies mit dem formalisierten Gleich-
heitssatz vereinbar wäre. Dieser formalisierte 
Gleichheitssatz besagt nach Ansicht des Gerichts, 
daß jedermann „ohne Rücksicht auf soziale Un-
terschiede, insbesondere auf seine Abstammung, 
seine Herkunft, seine Ausbildung oder sein Ver-
mögen die gleiche Chance haben (muß), Mitglied 
des Parlaments zu werden." Aus ihm soll weiter 
folgen, „daß jedem Abgeordneten eine gleich 
hoch bemessene Entschädigung zusteht, unabhän-
gig davon, ob die Inanspruchnahme durch die 
parlamentarische Tätigkeit größer oder geringer 
ist, ob der individuelle finanzielle Aufwand oder 
das berufliche Einkommen verschieden hoch ist." 

Um zu vermeiden, daß durch eine erheblich un-
terschiedliche Behandlung der Abgeordneten mit 
anderweitigen öffentlichen Bezügen gegenüber 
den Abgeordneten mit anderweitigen nicht öffent-
lichen Bezügen die Grundsätze der Chancen-
gleichheit der Mandatsbewerber und der gleich 

hohen Entschädigung für alle verletzt wird, sol-
len die beamtenrechtlichen Regelungen der An-
rechnung nur zur Vermeidung eines Übermaßes 
angewandt werden. 

Das Gesetz beruht in seinen Anrechnungsvorschrif-
ten (§ 22) daher auf einer Abwägung einerseits des 
Grundsatzes, daß beim Zusammentreffen von meh-
reren öffentlichen Bezügen in der Person eines Ab-
geordneten die Grundsätze der Anrechnung zu be-
rücksichtigen sind, und andererseits den Regelungen 
der Chancengleichheit der Mandatsbewerber und 
der gleich hohen Entschädigung für alle Abgeord-
neten. Aus dem vom Gericht in den Vordergrund 
gestellten grundsätzlichen Verbot der Doppelalimen-
tation folgt, daß dem Abgeordneten andere Bezüge 
aus öffentlichen Kassen nicht uneingeschränkt ne-
ben der Abgeordnetenentschädigung belassen wer-
den dürfen (Höchstgrenze). Aus dem Grundsatz der 
Chancengleichheit der Mandatsbewerber und dem 
Gebot einer gleich hoch bemessenen Entschädigung 
für alle Abgeordneten folgt, daß die Abgeordneten-
entschädigung nicht voll auf andere Bezüge aus 
öffentlichen Kassen angerechnet werden darf (Min-
destgrenze) . 

Die aufgrund dieser Abwägung getroffene Regelung 
(§ 22 Abs. 1 bis 4) sieht vor, daß beim Zusammen-
treffen zweier „aktiver Bezüge", d. h. dem Zusam-
mentreffen der Abgeordnetenentschädigung mit Be-
zügen aus einem kompatiblen öffentlichen Amt (z. B. 
Bundesminister) die Bezüge aus dem kompatiblen 
Amt um ein Drittel ruhen. 

Beim Zusammentreffen der Abgeordnetenentschädi-
gung mit öffentlichen Versorgungsbezügen ruhen 
letztere um die Hälfte. 

Beim Zusammentreffen der Altersentschädigung 
eines Abgeordneten mit anderweitigen aktiven Be-
zügen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst 
ruht die Altersentschädigung zur Hälfte des Betra-
ges, um den sie und die aktiven Bezüge die Grenze 
der Entschädigung übersteigen. 

Beim Zusammentreffen der Altersentschädigung mit 
öffentlichen Versorgungsbezügen ruht die Altersent-
schädigung zur Hälfte des Betrages, um den sie und 
die öffentlichen Versorgungsbezüge die Grenze der 
Entschädigung übersteigen. 

5. Besteuerung 

a) Nach dem Diäten-Urteil steht dem Abgeordneten 
eine Alimentation aus der Staatskasse zu. Dieses 
Einkommen ist als Entgelt für die Inanspruch-
nahme durch das zur Hauptbeschäftigung gewor-
dene Mandat anzusehen und der Besteuerung zu 
unterwerfen. 
Der Entwurf geht davon aus, daß die Besteuerung 
nach Grundsätzen erfolgt, die für alle Steuer-
pflichtigen gleich sind. 
Daraus ergibt sich, daß die Besteuerung dieser 
Alimentation nicht von der Besteuerung anderer 
Einkünfte abweichen kann, um durch einen be-
sonderen Steuersatz die Progressionswirkung 
auszuschließen. 

b) Die steuerpflichtigen Bezüge aus der Abgeordne-
tentätigkeit ordnet der Entwurf der Einkunfts- 
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art „sonstige Einkünfte" i. S. von § 22 Einkom-
mensteuergesetz (EStG) zu. Ausschlaggebend 
für diese Entscheidung war, daß hierdurch dem 
besonderen Charakter der Abgeordnetenbezüge 
am besten Rechnung getragen wird. 
Eine Zuordnung zu den Einkünften aus nicht-
selbständiger Arbeit i. S. von § 19 EStG kommt 
nicht in Betracht. Die Einkünfte dieser Einkunfts-
art sind dadurch gekennzeichnet, daß ein Dienst-
verhältnis besteht, in dessen Rahmen der zu 
Diensten Verpflichtete seine Arbeitskraft schul-
det und Weisungen unterworfen ist. 
Der Abgeordnete ist jedoch aufgrund seiner be-
sonderen Rechtsstellung nicht an Weisungen ge-
bunden, und seine Tätigkeit ist nach den Fest-
stellungen des Bundesverfassungsgerichts da-
durch gekennzeichnet, daß er keine Dienste schul-
det. 

Die Feststellung des Bundesverfassungsgerichts, 
der Abgeordnete schulde keine Dienste, sondern 
übe vielmehr in Unabhängigkeit sein Mandat 
aus, könnte den Schluß nahelegen, es handele 
sich bei den Bezügen der Abgeordneten um Ein-
künfte aus selbständiger Tätigkeit im Sinne von 
§ 18 EStG, denn für diese Einkünfte ist charak-
teristisch, daß die Tätigkeit zur Erzielung dieser 
Einkünfte weisungsfrei unter eigener Verantwor-
tung ausgeübt wird. 

Ein weiteres wesentliches Merkmal der selbstän-
digen Tätigkeit, insbesondere zur Abgrenzung 
von der nichtselbständigen Tätigkeit, ist jedoch, 
daß der selbständig Tätige einem Dritten einen 
Arbeitserfolg schuldet, eine persönliche Arbeits-
leistung erbringen muß. Da diese Voraussetzun-
gen hier nicht vorliegen, hat der Entwurf von 
einer Zuordnung zu dieser Einkunftsart abge-
sehen. 

c) Die Alters- und Hinterbliebenenbezüge, die aus 
der Staatskasse gezahlt werden, sind ebenso wie 
die Bezüge aus aktiver Tätigkeit voll zu ver-
steuern. In entsprechender Anwendung von § 19 
Abs. 2 EStG bleibt von den Versorgungsbezügen 
ein Betrag von 40 v. H. dieser Bezüge, höchstens 
von 4800 DM im Kalenderjahr steuerfrei. Treffen 
Versorgungsbezüge nach dem Abgeordnetenge-
setz mit Versorgungsbezügen i. S. von § 19 Abs. 2 
EStG zusammen, so bleibt insgesamt höchstens 
ein Betrag von 4800 DM im Kalenderjahr steuer-
frei. 

d) Der grundsätzlichen Frage der Zuordnung der 
Bezüge zu einer bestimmten Einkunftsart schlie-
ßen sich eine Reihe von weiteren ertragssteuer-
lichen Einzelfragen an, so besonders die Behand-
lung der Wahlkampfkosten und der mandatsbe-
dingten Aufwendungen. Die hierzu im Entwurf 
vorgesehenen Regelungen können im einzelnen 
dem Artikel II (Einkommensteuergesetz) und der 
Einzelbegründung entnommen werden. 

e) Die Bezüge nach dem Abgeordnetengesetz unter-
liegen nicht der Umsatzsteuerpflicht. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 
1. Februar 1973, BStBl. II S. 172; Urteil vom 
11 . Oktober 1973, BStBl. II 1974 S. 47) erfaßt die 
Umsatzsteuer nur Leistungen im wirtschaftlichen 

Sinne. Die empfangenen Beträge stellen kein 
Entgelt für eine Leistung im wirtschaftlichen 
Sinne dar; die Bezüge nach dem Abgeordneten-
gesetz sollen vielmehr den Abgeordneten in den 
Stand setzen, sein Mandat in Freiheit und Unab-
hängigkeit auszuüben. 

B. Mandat und Beruf 

1. Zulässigkeit und Grenzen der Berufsausübung neben 
dem Mandat 

Das Verhältnis von Mandat und Beruf ist von grund-
legender Bedeutung für die Ausgestaltung der 
Rechtsstellung des Abgeordneten. Die Entwicklung 
des Mandats vom Ehrenamt zur Hauptbeschäftigung 
hat dieses Verhältnis entscheidend verändert. War 
früher Existenzgrundlage des Abgeordneten und 
seiner Familie der Beruf oder das Vermögen, so ist 
er heute während der Mitgliedschaft im Parlament 
weithin auf die Entschädigung angewiesen. Die 
ständig gewachsenen und in ihren Zusammenhängen 
komplexer gewordenen Aufgaben des Parlaments 
führen zu einer immer stärkeren Inanspruchnahme 
des einzelnen Abgeordneten. Die Entschädigung 
muß daher so bemessen sein, daß der Abgeordnete 
sich unter Verzicht auf jedes berufliche Einkommen 
voll dem Mandat widmen kann. Damit stellt sich 
aber zugleich die Frage, ob angesichts dieser Ent-
wicklung des Mandats zur Hauptbeschäftigung und 
der Entschädigung zur „Vollalimentation aus der 
Staatskasse" künftig noch die Ausübung eines Berufs 
neben dem Mandat zulässig sein kann und soll. Der 
Entwurf geht trotz der aufgezeigten Entwicklung 
aus rechtspolitischen und verfassungsrechtlichen Er-
wägungen von der Zulässigkeit der Berufsausübung 
neben dem Mandat aus. Das Bundesverfassungs-
gericht hat die Entschädigung in seinem Diäten-
Urteil zwar als „Vollalimentation aus der Staats-
kasse" beurteilt. Der Abgeordnete ist damit aber 
nicht zum Beamten geworden und schuldet nicht wie 
dieser Dienste, sondern nimmt in Unabhängigkeit 
sein Mandat wahr (vgl. C II 1 und 2 sowie C I 1 
der Gründe). Es steht daher wie bisher in seinem 
Ermessen, wie er sein Mandat ausfüllt. Folgerichtig 
sollte es auch ihm selbst überlassen bleiben, ob und 
inwieweit er glaubt, neben dem Mandat noch beruf-
lich tätig sein zu können und zu müssen. Das Parla-
ment braucht zwar Mitglieder, die sich uneinge-
schränkt der parlamentarischen Tätigkeit widmen. 
Es wird aber auch durch Abgeordnete bereichert, 
die in ihrem Beruf tätig bleiben und so ständig und 
unmittelbar mit dem beruflichen Alltag konfrontiert 
werden. Der Kontakt zum bisherigen Beruf ist ferner 
für die Abgeordneten besonders notwendig, die 
nach Bendigung des Mandats keinen oder nur einen 
zeitlich begrenzten Wiederbeschäftigungsanspruch 
besitzen. Das trifft namentlich auf die Angehörigen 
selbständiger Berufe zu. Für sie ist es unverzichtbar, 
weiter in ihrem Beruf tätig zu bleiben, um nicht 
ihre Existenzgrundlage zu verlieren. Würde ihnen 
diese Möglichkeit genommen, dann könnten sie das 
mit der Annahme des Mandats verbundene Risiko 
kaum noch auf sich nehmen. Ein allgemeines Berufs-
ausübungsverbot hätte daher auch unerwünschte 
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nicht übersehbare Auswirkungen auf die Zusammen-
setzung des Parlaments. Es wäre zudem zu befürch-
ten, daß dadurch mancher Abgeordnete gezwungen 
würde, sich allein um der Sicherung seiner Existenz-
grundlage willen um die Wiederaufstellung als Be-
werber seiner Partei zu bemühen. Ein allgemeines 
Berufsausübungsverbot stieße schließlich auf ver-
fassungsrechtliche Bedenken, da es eine Beschrän-
kung der Wählbarkeit bedeutete, die der einfache 
Gesetzgeber nur im Rahmen des Artikels 137 Abs. 1 
GG für die dort genannten Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes vorsehen kann. 

2. Grenzen der Berufsausübung neben dem Mandat 

Der beruflichen Tätigkeit neben dem Mandat sind 
jedoch Grenzen gezogen. Sie ergeben sich für die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes aus dem 
Grundsatz der Gewaltenteilung (vgl. die Ausfüh-
rungen unter 3) und im übrigen aus dem Grundsatz 
der Unabhängigkeit des Abgeordneten und dem 
formalisierten Gleichheitssatz. So ist es nach dem 
Diäten-Urteil (Leitsatz 5) mit dem unabhängigen 
Status der Abgeordneten und ihrem Anspruch auf 
gleichmäßige finanzielle Ausstattung in ihrem Man-
dat nicht vereinbar, „daß Abgeordnete Bezüge aus 
einem Angestelltenverhältnis, aus einem sog. Bera-
tervertrag oder ähnlichem, ohne die danach geschul-
deten Dienste zu leisten, nur deshalb erhalten, weil 
von ihnen im Hinblick auf ihr Mandat erwartet wird, 
sie würden im Parlament die Interessen des zahlen-
den Arbeitgebers, Unternehmers oder der zahlenden 
Großorganisation vertreten und nach Möglichkeit 
durchzusetzen versuchen". Dem Anliegen dieses 
obiter dictums im Diäten-Urteil tragen die Ver-
haltensregeln für Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages vom 21. September 1972 schon in mancher 
Hinsicht Rechnung. Der Bundestag bleibt aufgefor-
dert, dieses Problem in der kommenden Wahl-
periode weiter zu überdenken und die vom Bundes-
verfassungsgericht angeregten gesetzlichen Vorkeh-
rungen zu treffen. 

3. Die Rechtsstellung der in den Bundestag gewählten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes 

3.1 Die bisher geltende Rechtsstellung 

Beamte, Ri chter und Soldaten treten nach bisherigem 
Recht mit der Annahme der Wahl zum Bundestag 
in den Ruhestand. Diese Folge gilt sinngemäß auch 
für die Angestellten des öffentlichen Dienstes. Eine 
Ausnahme von der Unvereinbarkeit von Amt und 
Mandat wird nur für beamtete Lehrer an wissen-
schaftlichen Hochschulen, Ehrenbeamte, Personen 
ohne feste Besoldung und Wahlbeamte auf Zeit 
gemacht (vgl. §§ 1, 5 und 7 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag ge-
wählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes vom 
4. August 1953, BGBl. I S. 777, künftig: Rechtsstel-
lungsgesetz; § 25 des Soldatengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. April 1969, 
BGB1. I S. 314) . 

Mit Eintritt in den durch Annahme des Mandats 
bedingten Ruhestand erhalten Beamte, Ri chter und 
Soldaten nach bisherigem Re cht ein Ruhegehalt. Die-
ses Ruhegehalt berechnet sich nach der ruhegehalt- 

fähigen Dienstzeit des Gewählten. Es beträgt jedoch 
mindestens 35 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge und kann bis zu 75 v. H. der ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge ansteigen. Angestellte des öffent-
lichen Dienstes, die keinen vertraglichen Anspruch 
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsät-
zen haben, erhalten für die Dauer der Mitgliedschaft 
im Bundestag die Hälfte der Vergütung, die ihnen 
bei Verbleiben im Dienst in ihrer Vergütungsgruppe 
zugestanden hätte (§§ 2 Abs. 2 und 5 Abs. 1 des 
Rechtsstellungsgesetzes; § 25 des Soldatengesetzes). 
Diese den Angehörigen des öffentlichen Dienstes für 
die Dauer ihres Mandats gezahlten Ruhegehälter 
oder entsprechenden Bezüge waren als Ausgleich 
dafür gedacht, daß nur sie im Unterschied zu den 
anderen Mitgliedern des Parlaments nicht weiter in 
ihrem bisherigen Beruf tätig bleiben dürfen. 

Nach Beendigung des Mandats können Beamte, Rich-
ter und Soldaten nach bisherigem Re cht im Ruhe-
stand verbleiben und weiterhin Ruhegehalt bezie-
hen. Sofern sie noch die allgemeinen Voraussetzun-
gen für die Berufung in das Dienstverhältnis besit-
zen, können sie aber auch beantragen, wieder in das 
frühere Dienstverhältnis übernommen zu werden. 
Gegen ihren Willen kann sie der oberste Dienstherr 
nur dann wieder in das frühere Dienstverhältnis 
berufen, wenn sie bei Ausscheiden aus dem Parla-
ment das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
f§ 3 des Rechtsstellungsgesetzes). Die Angestellten 
des öffentlichen Dienstes sind demgegenüber ver-
pflichtet, nach Beendigung des Mandats ihren Dienst 
wiederaufzunehmen. Wollen sie dies nicht, so müs-
sen sie kündigen mit im allgemeinen nachteiligen 
Folgen für ihre Rechte aus der zusätzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung. 

3.2 Die Aussagen des Diäten-Urtells zur Rechtsstellung 

Aufgrund des Diäten-Urteils ist die Rechtsstellung 
der in ein Parlament gewählten Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes grundlegend neu zu gestalten. 
Das Gericht geht davon aus, daß die Regelungen 
des Rechtsstellungsgesetzes materiell zum Re cht des 
Status des Abgeordneten gehören, auch wenn sie 
formell als Teil des Dienstrechts ausgestaltet sind 
(vgl. C IV 2 a der Gründe). Von daher vergleicht es 
die Rechtsstellung der in ein Parlament gewählten 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes mit der 
Rechtsstellung der übrigen Abgeordneten und 
kommt zu dem Ergebnis, die bisherige Rechtsstel-
lung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes un-
ter den Abgeordneten sei ein Privileg, das dem auch 
im Abgeordnetenrecht geltenden formalisierten 
Gleichheitssatz widerspreche und nicht durch die 
allein ihnen auferlegte Unvereinbarkeit von Beruf 
(Amt) und Mandat gerechtfertigt werden könne. Von 
diesem Standpunkt aus erklärt das Gericht: 

Der bisher infolge der Annahme der Wahl angeord-
nete Eintritt in den Ruhestand mit Ruhegehalt stehe 
im Widerspruch zum überkommenen Beamtenrecht. 
Der Ruhestand mit Ruhegehalt sei im Beamtenrecht 
an die Erreichung der Dienstaltersgrenze oder an 
die Dienstunfähigkeit geknüpft. Die davon abwei-
chende Regelung des Rechtsstellungsgesetzes sei 
auch nicht als Ausgleich für die allein den Ange- 
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hörigen des öffentlichen Dienstes unter den Abge-
ordneten auferlegte Unvereinbarkeit von Beruf 
(Amt) und Mandat gerechtfertigt, sondern bedeute 
ein mit dem Mandat verbundenes Privileg, das seine 
„Berechtigung innerhalb des Abgeordnetenrechts in 
dem Augenblick verloren (hat), in dem der Abge-
ordnete angemessen alimentiert wird". Da das Ge-
richt das Ruhegehalt als Teil der Alimentation des 
Abgeordneten behandelt, verstößt die bisherige Re-
gelung seiner Ansicht nach gegen den formalisierten 
Gleichheitssatz, wonach jedem Abgeordneten eine 
gleich hoch bemessene Entschädigung zusteht. Für 
die künftige Regelung der Rechtsstellung der Ange-
hörigen des öffentlichen Dienstes sieht das Gericht 
im Rahmen der hergebrachten Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums zwei Wege: Die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes sind mit der Annahme der 
Wahl für die Dauer der Mitgliedschaft im Parlament 
ohne Dienstbezüge zu beurlauben oder es ist für 
diese Zeit das Ruhen ihrer Rechte und Pflichten aus 
dem Dienstverhältnis anzuordnen. 

3.3 Mögliche Auswirkungen auf die künftige Zusammensetzung 
des Parlaments 

Die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts 
sind vor dem Hintergrund des ständig wachsenden 
Anteils der Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
unter den Abgeordneten zu verstehen (vgl. C IV 1 
der Gründe). Sie sind getragen von dem Bemühen 
um mehr Chancengleichheit zwischen Parlaments-
bewerbern aus den verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen (vgl. C II 3 a der Gründe). Ihre Auswir-
kungen auf die künftige Zusammensetzung des Par-
laments sind allerdings im voraus nicht zu über-
sehen. 

Der vom Bundesverfassungsgericht verbindlich vor-
geschriebene Wegfall der Ruhegehälter oder ent-
sprechender aufgrund des Rechtsstellungsgesetzes 
gezahlter Bezüge könnte möglicherweise dazu füh-
ren, daß Angehörige des öffentlichen Dienstes künf-
tig finanziell schlechter gestellt sein werden als 
Mandatsbewerber aus anderen Berufsgruppen, die 
häufig auch während der Mitgliedschaft im Parlament 
in ihrem bisherigen Beruf noch Einkünfte erzielen 
können. Angesichts dieser Situation hätte es sich 
anbieten können, den Kreis der inkompatiblen 
Ämter orientiert am Sinn und Zweck des Artikels 137 
Abs. 1 GG enger als bisher zu ziehen, damit auch 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes neben 
dem Mandat zumindest begrenzt (bei Verringerung 
der Bezüge) ihren bisherigen Beruf weiterführen 
könnten. Der Entwurf hat diesen zunächst nahelie-
genden Weg nicht beschritten, sondern hält an einer 
umfassenden Inkompatibilität von Amt und Mandat 
fest, da sich keine sachgerechten und praktikablen 
Kriterien für eine Einschränkung des Kreises der 
inkompatiblen Ämter finden. Aufgrund des Diäten

-

Urteils dürfen zudem nicht von Inkompatibilitäts-
vorschriften betroffene aktive Amtsinhaber während 
der Mitgliedschaft im Parlament nur entsprechend 
ihrer tatsächlichen Dienstleistung bezahlt werden. 
Auch von daher ergäben sich zahlreiche Probleme, 
die durch ein Festhalten an einer umfassenden In-
kompatibilität von Amt und Mandat vermieden 
werden. 

3.4 Die Neuregelung der Rechtsstellung 

Auf der Grundlage des Diäten-Urteils regelt der 
Entwurf die Rechtsstellung der in den Bundestag 
gewählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
wie folgt: 

3.4.1 Ruhen der Rechte und Pflichten 

Der Entwurf ordnet für Beamte bei Annahme der 
Wahl das Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem 
Beamtenverhältnis an (vgl. § 7 und seine Erläute-
rung). Die Unvereinbarkeit von Amt und Mandat ist 
mit entsprechenden oder sinngemäßen Folgen auch 
für Richter und Soldaten sowie für die Angestellten 
des öffentlichen Dienstes vorgesehen (vgl. § 11 und 
seine Erläuterung). Erfaßt sind ferner die bisher von 
der Inkompatibilität ausgenommenen Wahlbeamten 
auf Zeit und grundsätzlich auch die Professoren an 
Hochschulen (vgl. Erläuterungen zu § 7 und § 12). 
Damit entfallen für diesen Personenkreis besonders 
die bisher gezahlten Ruhegehälter und entsprechen-
den Bezüge sowie der Anspruch auf Beihilfe in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen. Die in den 
Bundestag gewählten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes sind somit ganz auf die Entschädigung als 
Abgeordnete verwiesen. Es besteht folglich auch ein 
Zusammenhang zwischen der Rechtsstellung der in 
den Bundestag gewählten Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes und der Höhe der Entschädigung. 
Das Bundesverfassungsgericht hat diesen Zusam-
menhang gesehen und daher erklärt, die bisherige 
Regelung habe ihre Berechtigung (erst) in dem 
Augenblick verloren, „in dem der Abgeordnete an-
gemessen alimentiert wird". Die Bemessung der 
Entschädigung darf also künftig nicht mehr davon 
ausgehen, daß der Abgeordnete neben seiner Ent-
schädigung ein weiteres Einkommen erhält. 

3.4.2 Trennung der Lebensabschnitte von Amt und Mandat 

Der Entwurf geht ferner insgesamt von dem Grund-
satz der Trennung der Lebensabschnitte von Amt 
und Mandat aus. So wird künftig die Mandatszeit 
nicht mehr auf die Dienstzeit im Sinne des Versor-
gungsrechts angerechnet (vgl. § 9 Abs. 3 und seine 
Erläuterung). Die Mandatszeit kann somit nicht 
mehr wie bisher bei der Berechnung von Versor-
gungsansprüchen doppelt berücksichtigt werden. Die 
Mitgliedschaft im Bundestag wird zudem künftig 
nur zur Hälfte beim Besoldungsdienstalter berück-
sichtigt, d. h. so, wie es allgemein bei jeder außer-
halb des öffentlichen Dienstes verbrachten Zeit ge-
schieht (vgl. § 9 Abs. 1 und seine Erläuterung). 
Schließlich stellt der Entwurf sicher, daß ein in den 
Bundestag gewählter Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes nicht befördert werden kann, solange er 
dem Parlament angehört oder nur kurzfristig in den 
öffentlichen Dienst zurückkehrt, obgleich er sich 
bereits um seine Wiederwahl bewirbt (vgl. Ar-
tikel III bis VI). 

3.4.3 Wiederverwendung nach Ausscheiden aus dem Bundestag 

Der aus dem Bundestag ausscheidende Angehörige 
des öffentlichen Dienstes ist nach dem Entwurf 
grundsätzlich verpflichtet, sein früheres Dienstver-
hältnis fortzusetzen. Er erhält allerdings das Recht, 
das weitere Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem 
Dienstverhältnis zu beantragen (vgl. § 8 und seine 
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Erläuterung). Der Entwurf unterscheidet sich auch 
insoweit grundlegend vom bisherigen Recht. Danach 
verblieb der Beamte nach Ausscheiden aus dem 
Parlament im Ruhestand mit Ruhegehalt, sofern er 
nicht seine Wiederverwendung beantragte. Ein An-
gehöriger des öffentlichen Dienstes, der nicht in 
sein Dienstverhältnis zurückkehren möchte, kann 
demgegenüber künftig allein das weitere Ruhen 
seiner Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 
beantragen. Er wahrt dadurch zwar seine bis zur 
Annahme des Mandats erworbenen Versorgungs-
anwartschaften, erhält aber bis zum Eintritt des Ver-
sorgungsfalles keine Ruhebezüge. 

Der Entwurf hat aus rechtspolitischen und verfas-
sungsrechtlichen Gründen davon abgesehen, den 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die ihr frü-
heres Dienstverhältnis nicht fortsetzen wollen, den 
vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand mit Ruhege-
halt zu ermöglichen. Angehörige des öffentlichen 
Dienstes sollen ebenso wie Arbeitnehmer aus der 
Privatwirtschaft nach Beendigung des Mandats in 
ihren Beruf zurückkehren oder ohne Bezüge aus-
scheiden. Das mit der Annahme und Ausübung des 
Bundestagsmandats verbundene berufliche Risiko 
ist für Angehörige des öffentlichen Dienstes trotz 
des für alle Arbeitnehmer vorgesehenen erweiter-
ten Kündigungsschutzes (§ 4 Abs. 3) im allgemeinen 
geringer als für Abgeordnete aus anderen Berufs-
gruppen. Diese Ungleichheit würde größer, wenn die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes bei Aus-
scheiden aus dem Parlament das Recht auf vorzei-
tigen Eintritt in den Ruhestand eingeräumt erhielten. 
Dies widerspräche jedoch dem grundsätzlichen An-
liegen des Entwurfs, mehr Chancengleichheit für 
Parlamentsbewerber aus allen Schichten und Grup-
pen des Volkes zu schaffen und damit eine ausge-
wogenere Zusammensetzung des Parlaments zu er-
reichen. Die Einräumung eines Rechts auf vorzei-
tigen Eintritt in den Ruhestand bei Beendigung des 
Mandats wäre auch verfassungsrechtlich nicht zu-
lässig. Eine solche Regelung bedeutete ein mit dem 
Mandat verbundenes Privileg, das aufgrund des 
Diäten-Urteils ebenso als verfassungswidrig zu 
beurteilen wäre wie der bisher bei Annahme eines 
Mandats gewährte Ruhestand und die während der 
Mandatszeit gezahlten Ruhegehälter. Die im Ent-
wurf grundsätzlich vorgesehene Rückkehr des An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes in sein früheres 
Dienstverhältnis kann zwar aus der Sicht des Dienst-
herrn aus organisatorischen oder vielfältigen ande-
ren Gründen im Einzelfall zu Problemen führen, sie 
ist aber aus der Sicht des Parlamentsrechts vom 
Grundsatz der Chancengleichheit der Parlaments-
bewerber und der Gleichheit der Abgeordneten her 
gerechtfertigt und geboten. 

3.4.4 Übergangsregelung 

Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ausschei-
denden oder ausgeschiedenen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes unter den Abgeordneten wer-
den weiterhin nach bisherigem Recht behandelt. Sie 
können besonders unter den Voraussetzungen des 
§ 3 des Rechtsstellungsgesetzes im Ruhestand ver-
bleiben und somit auch schon vor Erreichen der all-
gemein für den Ruhestand vorgesehenen Alters-
grenze ein Ruhegehalt beziehen. 

Wiedergewählte Angehörige des öffentlichen Dien-
stes, die aufgrund bisherigen Rechts mit der An-
nahme des Mandats in den Ruhestand mit Ruhe-
gehalt getreten sind, werden dagegen mit Inkraft-
treten dieses Gesetzes wie erstmals in den Bundes-
tag gewählte Angehörige des öffentlichen Dienstes 
behandelt (vgl. § 10 und seine Erläuterung). Auch 
sie werden also künftig neben der Entschädigung 
kein Ruhegehalt mehr beziehen und auch im übrigen 
voll dem neuen Recht unterstehen. 

Diese Überleitung verletzt keine verfassungsrecht-
lich geschützten Rechte des betroffenen Personen-
kreises, da seine bisherige Rechtsstellung nach Aus-
sage des Diäten-Urteils ein Privileg bedeutet, das 
dem formalisierten Gleichheitssatz widerspricht und 
seine Berechtigung in dem Augenblick verliert, in 
dem der Abgeordnete angemessen alimentiert wird 
(vgl. C IV 2 a der Gründe). Der Entwurf sieht eine 
solche angemessene „Alimentation" vor und damit 
entfällt die Berechtigung für den Fortbestand der 
Regelung des bisherigen Rechtsstellungsgesetzes. 

Die vorgesehene Überleitung ist aufgrund des auch 
im Abgeordnetenrecht geltenden formalisierten 
Gleichheitssatzes geboten. Es wäre ein Verstoß 
gegen diesen formalistischen Gleichheitssatz, wenn 
in ein und demselben Parlament die Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes zweierlei Recht un-
terlägen. Der Entwurf soll schließlich zu Beginn einer 
neuen Wahlperiode in Kraft treten. Damit beginnt 
für alle Abgeordneten ein neuer Abschnitt. Mit der 
Annahme des Mandats für den kommenden Bundes-
tag entscheiden sie sich für die dann geltende grund-
legend neu gestaltete Regelung der Rechtsstellung 
der Mitglieder des Bundestages. 

4. Sicherung der beruflichen Existenz 

Die Bewerbung um ein Bundestagsmandat und seine 
Ausübung bergen erhebliche berufliche Risiken in 
sich. Der Entwurf kann und will dem einzelnen Par-
lamentsbewerber dieses Risiko nicht abnehmen; er 
möchte es aber getragen von dem Bemühen um 
mehr Chancengleichheit eingrenzen. Von daher ver-
stehen sich seine Vorschriften zum Wahlvorberei-
tungsurlaub, zum Kündigungsschutz, gegen Benach-
teiligungen am Arbeitsplatz und zur Anrechnung 
von Parlamentszeiten auf Zeiten der Berufs- und 
Betriebszugehörigkeit. 

4.1 Wahlvorbereltungsurlaub 

Artikel 48 Abs. 1 GG gibt jedem Bewerber um einen 
Sitz im Bundestag einen „Anspruch auf den zur Vor-
bereitung seiner Wahl erforderlichen Urlaub". Der 
Entwurf konkretisiert diesen verfassungsrechtlich 
garantierten Wahlvorbereitungsurlaub in zweifacher 
Hinsicht (vgl. § 5 und seine Erläuterung) : Er gibt 
nur einen Anspruch auf unbezahlten Urlaub und die 
Dauer dieses Urlaubs wird auf einen Zeitraum von 
bis zu zwei Monaten vor dem Wahltag begrenzt. 
Der Entwurf beseitigt damit die bisherige Chancen-
ungleichheit zwischen Arbeitnehmern der Privat-
wirtschaft und den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes. Die Angehörigen des  öffentlichen Dienstes 
erhielten schon bisher aufgrund besonderer dienst-
rechtlicher Vorschriften auf Antrag einen Wahlvor- 
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bereitungsurlaub von zwei Monaten, während es 
den Arbeitnehmern der Privatwirtschaft selbst über-
lassen war, mit. ihrem Arbeitgeber die Dauer des 
Urlaubs auszuhandeln. Die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes besaßen zudem im Unterschied zu 
den übrigen Arbeitnehmern einen Anspruch auf 
Fortzahlung ihrer Bezüge. Es bot sich auch insoweit 
an, die Sonderregelung für die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes auf alle Parlamentsbewerber 
auszudehnen und sie alle für die Zeit des Wahlvor-
bereitungsurlaubs in gleicher Weise finanziell ab-
zusichern. Der Entwurf hat davon jedoch aus meh-
reren Gründen abgesehen. Eine Fortzahlung des 
Gehalts oder des Lohns könnte besonders kleinere 
Betriebe in unzumutbarer Weise belasten. Außer-
dem würde eine solche Lösung nicht die Angehöri-
gen freier Berufe und andere Selbständige erfassen, 
die durch die Vorbereitung ihrer Wahl einen erheb-
lichen Verdienstausfall erleiden können. Von daher 
wäre nur eine Entschädigung aus öffentlichen Mit-
teln als sachgerechte Lösung in Frage gekommen. 
Die Kosten des Entwurfs wären dadurch wesentlich 
angestiegen. Es bestünde auch die Gefahr, daß ein 
aus Bundesmitteln finanzierter Wahlvorbereitungs-
urlaub mißbräuchlich in Anspruch genommen wer-
den könnte. Der Entwurf sieht daher nur einen An-
spruch auf unbezahlten Wahlvorbereitungsurlaub 
vor. Die bisherige Sonderregelung für die Angehö-
rigen des öffentlichen Dienstes ist aufzuheben. 

4.2 Kündigungsschutz 

Artikel 48 Abs. 2 Satz 2 GG verbietet die Kündigung 
oder Entlassung wegen der Übernahme oder Aus-
übung eines Bundestagsmandats. Parlamentsbewer-
ber oder Abgeordnete sind dadurch aber nicht gegen 
eine Kündigung aus anderen Gründen geschützt. 
Das gilt besonders für die Zeit nach Beendigung des 
Mandats. Der Entwurf erweitert daher den verfas-
sungsrechtlich gewährleisteten Kündigungsschutz in 
zweifacher Hinsicht (vgl. § 4 Abs. 3 und seine Er-
läuterung). Eine Kündigung soll künftig nur noch 

aus wichtigem Grunde zulässig sein. Der Kündi-
gungsschutz wird ferner auch zeitlich ausgedehnt. 
Er beginnt mit der Aufstellung als Bewerber und 
endet ein Jahr nach Beendigung des Mandats. Diese 
Regelung entspricht im Grundsatz dem Kündigungs-
schutz für Mitglieder eines Betriebsrats oder einer 
Personalvertretung nach dem Kündigungsschutzge-
setz. Die vorgesehene Erweiterung des Kündigungs-
schutzes kann die berufliche Existenz des Abgeord-
neten aber nur begrenzt absichern. Eine weitere 
Ausdehnung des Kündigungsschutzes ist jedoch mit 
Rücksicht auf die Interessen des Arbeitgebers nicht 
möglich. Der Entwurf hat daher auch davon abge-
sehen, den für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gegebenen Wiederverwendungsanspruch 
sinngemäß auf alle abhängig Beschäftigten unter 
den Abgeordneten auszudehnen. Er hat sich statt 
dessen darauf beschränkt, das berufliche Risiko des 
Abgeordneten nach Beendigung des Mandats durch 
eine Neuregelung des Übergangsgeldes und der 
Altersversorgung stärker als bisher aufzufangen. 

4.3 Verbot der Benachteiligung am Arbeitsplatz 

Niemand darf nach Artikel 48 Abs. 2 Satz 1 GG 
gehindert werden, das Amt eines Abgeordneten zu 
übernehmen und auszuüben. Auch dieses Postulat 
wird vom Entwurf aufgenommen und dahin erwei-
tert, daß allgemein Benachteiligungen am Arbeits-
platz im Zusammenhang mit der Bewerbung um ein 
Mandat, seiner Annahme oder Ausübung für unzu-
lässig erklärt werden (vgl. § 4 Abs. 1 und 2 sowie 
ihr Erläuterung). 

4.4 Anrechnung der Mandatszeit auf Berufs- und Betriebszeiten 

Schließlich sieht der Entwurf vor, daß die Zeit der 
Mitgliedschaft im Bundestag bei Rückkehr in den 
Beruf nach Beendigung des Mandats auf Zeiten der 
Berufs- und Betriebszugehörigkeit angerechnet wird 
(vgl. § 6 und seine Erläuterung). Auch diese Rege-
lung kann im Einzelfall die Rückkehr des Abgeord-
neten in den Beruf erleichtern. 
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II. Besonderer Teil 

Zu Artikel I 

Wegen des engen sachlichen Zusammenhangs, den 
die bisher im Diätengesetz 1968 und im Rechtsstel-
lungsgesetz geregelten Materien und die neu hinzu-
gekommenen Bestimmungen über Mitgliedschaft im 
Bundestag und Beruf miteinander haben, wurden 
alle die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deut-
schen Bundestages betreffenden Regelungen in ei-
nem Gesetz zusammengefaßt. 

1. Abschnitt — Erwerb und Verlust der 
Mitgliedschaft 

Die §§ 1 bis 3 entsprechen den bisherigen §§ 45 bis 
47 des Bundestagswahlgesetzes, die den Erwerb und 
Verlust der Mitgliedschaft im Bundestag regeln. Sie 
werden wegen ihres engen Sachzusammenhangs 
mit der übrigen Materie in das Abgeordnetengesetz 
mit aufgenommen. 

2. Abschnitt — Mitgliedschaft im Bundestag 
und Beruf 

Zu § 4 — Schutz der freien Mandatsausübung 

Absatz 1 wiederholt, Absätze 2 und 3 konkretisieren 
Artikel 48 Abs. 2 GG. 

Absatz 2 stellt den arbeitsrechtlichen und beamten-
rechtlichen Schutz des Parlamentsbewerbers oder 
Abgeordneten sicher. Der Arbeitgeber soll besonders 
daran gehindert werden, den Parlamentsbewerber 
oder Abgeordneten zu versetzen, umzusetzen oder 
durch andere Maßnahmen wie die Einteilung der 
Arbeitszeit zu benachteiligen. 

Absatz 3 erweitert den Kündigungsschutz des Arti-
kels 48 Abs. 2 Satz 2 GG. Danach ist auch eine nicht 
mandatsbedingte Kündigung nur aus wichtigem 
Grunde zulässig. Der Kündigungsschutz wird ferner 
zeitlich auf das Jahr nach Beendigung des Mandats 
ausgedehnt. In diesem Zeitraum ist somit auch eine 
Änderungskündigung ausgeschlossen, mit Hilfe de-
rer der Arbeitnehmer niedriger eingestuft werden 
soll. 

Zu § 5 — Wahlvorbereitungsurlaub 

Diese Vorschrift konkretisiert Artikel 48 Abs. i GG. 
 Danach haben alle Parlamentsbewerber einen An-

spruch auf den zu ihrer Wahl erforderlichen Urlaub 
von bis zu zwei Monaten. Der Arbeitgeber hat den 
Urlaub in der beantragten Dauer zu gewähren. 

Es besteht nur ein Anspruch auf unbezahlten Ur-
laub. Damit entfällt der bisher den Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes eingeräumte Anspruch 
auf Fortzahlung ihrer Bezüge während des Wahl-
vorbereitungsurlaubs. Es sind daher besonders § 2 
der Verordnung über Sonderurlaub für Bundesbe- 

amte und Richter im Bundesdienst v. 18. August 
1965 (BGBl. I S. 902) und entsprechende Vorschrif-
ten oder Erlasse des Bundes und der Länder aufzu-
heben. Eine Ausnahme gilt nur für Richter. Der 
Grundsatz der Unabhängigkeit der Rechtsprechung 
gebietet es, sie in der Zeit des Wahlkampfes von 
Gesetzes wegen zu beurlauben und ihnen daher wie 
bisher nach § 36 DRiG in dieser Zeit die vollen 
Dienstbezüge zu belassen (vgl. auch die Erläuterun-
gen zu Artikel V dieses Gesetzes). 

Zu § 6 — Berufs- und Betriebszeiten 

Diese Vorschrift dient dazu, dem ausscheidenden 
Abgeordneten die Rückkehr in seinen bisherigen 
Beruf zu erleichtern. Die Zeit der Berufs- und Be-
triebszugehörigkeit gilt vielfach als Voraussetzung 
für Ansprüche auf (betriebsinterne) berufliche För-
derung, Sozialbezüge im Krankheitsfall, Jubiläums-
zuwendungen, erweiterten Kündigungsschutz und 
anderes. Insoweit soll der in seinen Beruf zurück-
kehrende Abgeordnete nicht schlechter dastehen 
als seine früheren Kollegen. Der Sinn der Vor-
schrift verbietet dagegen eine Anrechnung der 
Mandatszeit auf solche Zeiten der Berufs- und Be-
triebszugehörigkeit, die einer berufsnotwendigen 
praktischen Ausbildung dienen. 

Absatz 1 enthält die allgemeine Regelung für alle 
Arbeitnehmer. Absatz 2 konkretisiert diese Rege-
lung für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes. 
Die Anrechnung der Mandatszeit auf die laufbahn-
rechtliche Dienstzeit bewirkt nur den Wegfall be-
stimmter zeitlicher Sperren für eine Beförderung. 
Im Bundesdienst sind dies die Frist von sechs 
Dienstjahren für eine Beförderung zum Ministerial-
rat und von acht Jahren für eine Beförderung zum 
Amtsrat. Der in sein Dienstverhältnis zurückkeh-
rende Beamte soll insoweit durch die Anrechnung 
der Mandatszeit nicht schlechter gestellt sein als 
seine früheren Kollegen. Einen Anspruch auf Beför-
derung gibt diese Anrechnung aber nicht. Im übri-
gen wird auf § 9 verwiesen. 

Zu § 7 — Ruhen der Rechte und Pflichten aus 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis 

Diese Vorschrift vollzieht einen grundlegenden 
Wandel in der Rechtsstellung der in den Bundestag 
gewählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes. 
Während sie bisher mit der Annahme der Wahl in 
den Ruhestand traten, Ruhegehalt bezogen und u. a. 
ihren Anspruch gegen den Dienstherrn auf Beihilfe 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen behielten, 
werden diese Rechte nunmehr entfallen. 

Das Diäten-Urteil (C IV 2 a der Gründe) zeichnet 
für die Rechtsstellung der Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes unter den Abgeordneten zwei Wege 
vor: Sie sind für die Dauer der Mitgliedschaft im 
Parlament ohne Dienstbezüge zu beurlauben oder 
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es ist für diese Zeit des Ruhen ihrer Rechte und 
Pflichten aus dem Dienstverhältnis anzuordnen. Der 
Entwurf entscheidet sich im Sinne einer klaren Tren-
nung von Amt und Mandat für das Ruhen der 
Rechte und Pflichten. Eine Beurlaubung ohne Bezü-
ge würde dem Status des Abgeordneten nicht ge-
recht. Denn bei einer Beurlaubung bliebe unter an-
derem die Pflicht des Beamten zur Mäßigung und 
Zurückhaltung bei politischer Betätigung (vgl. § 35 
Abs. 2 BRRG) erhalten, er unterläge der Diszipli-
nargewalt des Dienstherrn und könnte während des 
Urlaubs befördert werden. 

Das Ruhen der Rechte und Pflichten löst den Beam-
ten dagegen stärker aus seinem Dienstverhältnis. 
So ruhen besonders die Pflicht zur Unparteilichkeit 
und die politische Treuepflicht, die Pflicht zur Mä-
ßigung und Zurückhaltung bei politischer Betäti-
gung und die Pflicht zur Einholung einer Genehmi-
gung für eine Nebentätigkeit. An Rechten ruhen 
besonders der Anspruch auf Besoldung, Beihilfen, 
Unterstützungen und dergleichen. Der Beamte un-
terliegt während des Ruhens der Rechte und Pflich-
ten nur beschränkt der Disziplinargewalt. Er kann 
andererseits während dieser Zeit auch nicht beför-
dert werden. Auch beim Ruhen der Rechte und 
Pflichten bleibt aber die Pflicht zur Amtsverschwie-
genheit und das Verbot der Annahme von Beloh-
nungen und Geschenken bestehen. 

Absatz 1 Satz 1 ordnet das Ruhen der Rechte und 
Pflichten für Beamte in einem aktiven Dienstver-
hältnis mit Dienstbezügen an. Er stellt ausdrücklich 
klar, daß hiervon nicht die Pflicht zur Amtsver-
schwiegenheit und das Verbot der Annahme von 
Belohnungen und Geschenken betroffen sind. Der 
Abgeordnete soll ferner auch während des Ruhens 
der Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 
berechtigt sein, seine Amts- oder Dienstbezeich-
nung weiterzuführen. Diese Regelung gilt auch für 
Professoren an einer Hochschule (vgl. aber § 12) 
und Wahlbeamte auf Zeit, die nach bisherigem 
Recht von der Inkompatibilität von Amt und Man-
dat ausgenommen waren (§ 7 des Rechtsstellungs-
gesetzes). Diese Ausweitung der Inkompatibilität ist 
von Artikel 137 Abs. 1 GG zwar nicht zwingend ge-
boten, aber doch verfassungsrechtlich zulässig. Der 
Gesetzgeber besitzt zur Regelung der Inkompatibili-
tät von Amt und Mandat einen weiten Spielraum. 
Er kann sich zwar darauf beschränken, nur den Teil 
der in Artikel 137 Abs. 1 GG genannten Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes zu erfassen, bei dem 
die gleichzeitige Wahrnehmung amtlicher und par-
lamentarischer Aufgaben zu einer ernsthaften Ge-
fährdung des Prinzips der Gewaltenteilung und zu 
Interessenkonflikten führen kann. Er kann aber bei 
seiner Regelung auch bis an  die äußerste Grenze 
des Artikels 137 Abs. 1 GG gehen und für alle dort 
genannten Personen eine Inkompatibilität einführen 
(vgl. Diäten-Urteil, C IV 1 der Gründe). Der Ent-
wurf macht von der Ermächtigung des Artikels 137 
Abs. 1 GG einen weitreichenden Gebrauch. Er läßt 
sich dabei von vielfältigen Gesichtspunkten leiten: 
Zunächst berücksichtigt er den hohen Anteil der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes unter den 
Abgeordneten und glaubt dem weiteren Ansteigen 
dieses Anteils nur durch eine umfassende Inkompa- 

tibilität entgegentreten zu können. Ferner ist er 
sich der hohen zeitlichen Inanspruchnahme durch 
das Mandat bewußt, die es unmöglich macht, neben 
dem Mandat das bisherige Amt voll auszufüllen. In-
haber eines kompatiblen Amts dürften jedoch nur 
entsprechend ihrer Leistung im Amt besoldet wer-
den (vgl. Diäten-Urteil, C IV 2 a der Gründe). 
Praktikable Maßstäbe für eine der tatsächlichen 
Leistung entsprechende Besoldung werden sich 
aber nur schwer finden und durchsetzen lassen. 
Schließlich ist der Gesetzgeber an den Gleichheits-
satz gebunden, wenn er bei der Regelung der In-
kompatibilität unter den Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes nach Gruppen differenziert. Insoweit 
erscheint es fraglich, warum gerade die Wahlbeam-
ten auf Zeit und die Professoren an einer Hoschule 
im Verhältnis zu Lehrern oder anderen Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes, bei denen ebensowe-
nig ein Interessenkonflikt zu befürchten ist, von 
der Inkompatibilität ausgenommen bleiben sollten. 
Eine umfassende Inkompatibilität von Amt und 
Mandat ist unter diesen Umständen nicht nur eine 
zulässige, sondern auch eine sachgerechte Lösung. 
Der besonderen Rechtsstellung der Professoren 
kann der Landesgesetzgeber im Rahmen der Er-
mächtigung des § 12 gerecht werden. Es wird auch 
Aufgabe der Länder sein,  die Folgen der Inkompati-
bilität für die in den Bundestag gewählten Wahlbe-
amten auf Zeit zu regeln. 

Absatz 1 Satz 1 erfaßt nicht Ehrenbeamte und Per-
sonen ohne feste Besoldung. Das ergibt sich daraus, 
daß nur Beamte „mit Dienstbezügen" der Inkompa-
tibilität von Amt und Mandat unterliegen. Es be-
durfte daher keiner ausdrücklichen Ausnahme für 
diesen Personenkreis, wie sie bisher in der (dekla-
ratorischen) Vorschrift des § 7 des Rechtsstellungs-
gesetzes enthalten war. 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß das Ruhen der Rech-
te und Pflichten aus dem Dienstverhältnis längstens 
bis zu dem Zeitpunkt gilt, in dem nach Beamten-
recht der Ruhestand eintritt oder die Versetzung in 
den Ruhestand ausgesprochen wird. Es endet also 
in der Regel mit dem Erreichen der Altersgrenze. 
Sobald ein in den Bundestag gewählter Beamter die 
Altersgrenze überschreitet, tritt er folglich auch 
während seiner Mitgliedschaft im Bundestag in den 
Ruhestand und hat Anspruch auf Ruhegehalt, das 
allerdings neben der Entschädigung nach diesem 
Gesetz zu 50 v. H. ruht (vgl. Erläuterung zu § 22 
Abs. 2). Der Beamte kann auch während der Mit-
gliedschaft im Bundestag den Antrag stellen, nach 
§ 42 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes oder den 
entsprechenden Vorschriften der Länder bereits mit 
der Vollendung des dreiundsechzigsten Lebensjah-
res in den Ruhestand versetzt zu werden. 

Absatz 2 Satz 1 erfaßt Beamte, die sich im einstwei-
ligen Ruhestand befinden. Sie blieben nach bisheri-
gem Recht auch bei Annahme eines Bundestags-
mandats im Ruhestand und erhielten neben der Ent-
schädigung als Abgeordnete ein Ruhegehalt. Nach 
neuem Recht werden sie den aktiven Beamten 
gleichgestellt, d. h. es ruhen ihre Rechte und Pflich-
ten aus dem Ruhestandsverhältnis. Mit der Annah- 
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me des Mandats entfällt also besonders ihr An-
spruch auf Ruhegehalt. Die Gleichstellung der Be-
amten im einstweiligen Ruhestand mit den aktiven 
Beamten ist hier dadurch gerechtfertigt, daß der 
Dienstherr sie im Unterschied zu den Beamten im 
dauernden Ruhestand unter bestimmten Vorausset-
zungen jederzeit wieder in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit berufen kann (vgl. § 39 BBG). Mit 
der Annahme des Mandats beginnt für den Be-
amten im einstweiligen Ruhestand ein neuer Le-
bensabschnitt. Er tritt ein besonders öffentliches 
Amt an, und es widerspricht weder den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums noch 
dem Gleichheitssatz, die sich im einstweiligen Ru-
hestand befindenden (politischen) Beamten insoweit 
den aktiven Beamten gleichzustellen. 
Absatz 2 Satz 2 ermöglicht es auch den im einstwei-
ligen Ruhestand befindlichen Beamten, sich vorzei-
tig mit Vollendung des dreiundsechzigsten Lebens-
jahres in den dauernden Ruhestand versetzen zu 
lassen . Sie erhalten dann wie die übrigen Ruhe-
standsbeamten ein Ruhegehalt, das neben der Ent-
schädigung aber zu 50 v. H. ruht (§ 22 Abs. 2). 

Zu § 8 — Wiederverwendung nach Beendigung 
des Mandats 

Der aus dem Bundestag ausscheidende Beamte hat 
ein Wahlrecht, ob er sein Dienstverhältnis fortset-
zen oder das weitere Ruhen der Rechte und Pflich-
ten aus dem Dienstverhältnis beantragen möchte. 

Absatz 1 geht davon aus, daß der Beamte nach Be-
endigung des Mandats grundsätzlich verpflichtet 
ist, seinen Dienst wieder aufzunehmen. Die Rechte 
und Pflichten aus dem Dienstverhältnis ruhen nach 
dem Ausscheiden aus dem Bundestag noch für 
längstens sechs Monate. Diese Zeit kann der Beam-
te nutzen, um sich auf seinen beruflichen Wieder-
anfang vorzubereiten. Da er infolge der Inkompati-
bilität von Amt und Mandat keinen Kontakt zu sei-
nem Beruf halten konnte, erscheint eine solche 
Übergangszeit notwendig und gerechtfertigt. Der 
Beamte erhält während dieser Zeit noch keine Be-
züge aus seinem Dienstverhältnis, sondern ist aus-
schließlich auf das Übergangsgeld nach § 14 ange-
wiesen. 
Bei Wiederaufnahme des Dienstes leben für den 
Beamten wieder die sich aus seinem Dienstverhält-
nis ergebenden Rechte und Pflichten auf. Er besitzt 
dabei kein Recht an seinem bisherigen Amt, sondern 
kann wie jeder Beamte im Bereich seines Dienst-
herrn anderweit verwendet werden. Eine Ausnahme 
gilt insoweit jedoch für Professoren an einer Hoch-
schule. Aufgrund der ihnen gewährleisteten For-
schungs- und Lehrfreiheit (Artikel 5 Abs. 3 GG) ha-
ben sie ein Recht am Amt und damit einen Anspruch 
auf Wiederverwendung an ihrer bisherigen Hoch-
schule. Eine Abordnung oder Versetzung an eine 
andere Hochschule darf ohne ihre Zustimmung nur 
unter den Voraussetzungen des § 50 Abs. 2 des 
Hochschulrahmengesetzes vom 26. Januar 1976 
(BGBl. I S. 185) erfolgen. 

Absatz 2 räumt dem aus dem Bundestag ausschei

-

denden Beamten das Recht ein, unwiderruflich das 
weitere Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem 

Dienstverhältnis zu beantragen. Der Beamte muß 
also nicht entlassen werden, wenn er nach Be-
endigung des Mandats nicht in sein bisheriges 
Dienstverhältnis zurückkehren möchte. Dadurch 
bleiben seine bis zur Annahme des Mandats erwor-
benen Versorgungsanwartschaften erhalten. Versor-
gungsbezüge aus dem Dienstverhältnis erwachsen 
ihm jedoch erst dann, wenn er die allgemein für den 
Ruhestand festgesetzte Altersgrenze erreicht oder 
wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand 
versetzt wird. Seine Ansprüche aus dem Dienstver-
hältnis werden somit bis zum Eintritt des Versor-
gungsfalles nach den für alle Beamten geltenden 
Vorschriften eingefroren. Bei Eintritt des Versor-
gungsfalles erhält er die bis zur Annahme des 
Mandats erdienten Versorgungsbezüge. 

Das Wahlrecht des Absatzes 2 ist von einer Man-
datszeit von mindestens zwei Wahlperioden abhän-
gig. Der Entwurf geht davon aus, daß der Beamte 
mit einer kürzeren Mitgliedschaft sich seinem Beruf 
nur unerheblich entfremdet hat und ihm daher die 
Rückkehr in das Dienstverhältnis zuzumuten ist. 

Absatz 1 und 2 unterscheiden sich wesentlich vom 
bisherigen Recht. Bisher konnte der aus dem Parla-
ment ausscheidende Beamte die Übernahme in das 
frühere Dienstverhältnis beantragen, sofern er noch 
die allgemeinen Voraussetzungen für die Berufung 
in das Beamtenverhältnis erfüllte. Stellte er diesen 
Antrag nicht, so verblieb er im Ruhestand und be-
zog weiterhin Ruhegehalt (§ 3 des Rechtsstellungs-
gesetzes). Die oberste Dienstbehörde konnte ihn nur 
dann gegen seinen Willen wieder in das frühere 
Dienstverhältnis berufen, wenn er bei Beendigung 
des Mandats noch nicht das fünfundfünfzigste Le-
bensjahr vollendet hatte. Der Angestellte war dem-
gegenüber verpflichtet, seinen Dienst wieder aufzu-
nehmen. Wollte er dies nicht, so mußte er kündigen 
mit der Folge des Verlust seiner bis dahin erworbe-
nen Anwartschaft auf eine (beamtenähnliche) Ge-
samtversorgung. 
Gegenüber dem bisherigem Recht unterscheidet sich 
der Entwurf somit in zweifacher Hinsicht: Er besei-
tigt die unterschiedliche Behandlung von Beamten 
und Angestellten. Beide sind grundsätzlich verpflich-
tet, nach Beendigung des Mandats in das Dienstver-
hältnis zurückzukehren. Beamte erhalten nicht das 
Recht, aufgrund ihrer Mitgliedschaft im Bundestag 
vorzeitig in den Ruhestand zu treten und ein Ruhe-
gehalt zu beziehen. Wollen sie nicht in ihr Dienst-
verhältnis zurückkehren, so bleiben ihnen ebenso 
wie den Angestellten aufgrund der Neuregelung nur 
die bis zur Annahme des Mandats erworbenen Ver-
sorgungsanwartschaften erhalten. 

Das neu ausgestaltete Wahlrecht des Absatzes 2 
hebt sich nur geringfügig von den allgemeinen 
Grundsätzen des öffentlichen Dienstrechts ab. Nach 
allgemeinem Dienstrecht bleibt einem Beamten oder 
Angestellten, der sein Dienstverhältnis nicht fort-
setzen möchte, nur die Wahl, seine Entlassung zu 
beantragen mit spürbaren Nachteilen für seine 
Altersversorgung. Der entlassene Beamte ist zwar 
in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuver-
sichern. Es gingen ihm aber seine im allgemeinen 
günstigeren versorgungsrechtlichen Ansprüche aus 
dem Beamtenverhältnis verloren, da er in der Zu- 
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satzversorgung nicht und in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nur bis zur Höhe der jeweiligen 
Beitragsbemessungsgrenze nachversichert würde. 
Ähnlich, wenn auch nicht so einschneidend, wären 
die Folgen für Angestellte, denen nur der Weg der 
Kündigung bliebe. Sie behielten zwar neben der 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung noch 
den Anspruch auf eine Versicherungsrente aus der 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung, 
verlören aber den über die Zusatzversorgung ge-
währleisteten (beamtenähnlichen) Anspruch auf Ge-
samtversorgung. Das Wahlrecht des Absatzes 2 ver-
meidet diese nachteiligen Folgen. Aus der Sicht des 
öffentlichen Dienstrechts handelt es sich dabei zwar 
um eine mit dem Mandat verbundene Sonderrege-
lung, die aber aus der Sicht des Parlamentsrechts mit 
Rücksicht auf den Gleichheitssatz gerechtfertigt ist. 
Denn ohne das Wahlrecht des Absatzes 2 würden 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes unter den 
Abgeordneten schlechter gestellt als Arbeitnehmer 
aus dem privatwirtschaftlichen Bereich, da letztere 
nach Beendigung des Mandats das Arbeitsverhältnis 
im allgemeinen ohne vergleichbare nachteilige Fol-
gen beenden können. Denn § i des Gesetzes zur 
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 
vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610) sieht inso-
weit vor, daß sie auch bei vorzeitigem Ausscheiden 
aus dem Betrieb unter bestimmten Voraussetzungen 
die Anwartschaft auf die erdiente Betriebsrente er-
halten. Um der Chancengleichheit der Parlamentsbe-
werber und der Gleichbehandlung der Abgeordne-
ten willen ist daher die Sonderregelung des Absat-
zes 2 gerechtfertigt und geboten. Sie kommt zudem 
den Bedürfnissen des Dienstherrn entgegen. Die 
Wiederverwendung des ehemaligen Abgeordneten 
kann aus organisatorischen und vielfältigen ande-
ren Gründen im Einzelfall nicht oder nur schwer 
möglich sein. Will der Abgeordnete schon von sich 
aus nicht zurückkehren, dann sollte ihm dieser Ent-
schluß nicht noch durch den Verlust seiner bis dahin 
erworbenen besonderen versorgungsrechtlichen An-
wartschaften erschwert werden. 

Zu § 9 — Dienstzeiten 

Die Vorschrift beruht auf dem Grundgedanken einer 
Trennung der Lebensabschnitte von Amt und Man-
dat. Die Mandatszeit gilt also grundsätzlich nicht als 
Dienstzeit. 

Absatz 3 verwirktlicht diesen Grundgedanken be-
sonders deutlich. Die Mandatszeit gilt nicht mehr als 
Dienstzeit im Sinne des Versorgungsrechts. Es wird 
somit künftig nicht mehr wie bisher dieselbe Zeit 
für die Versorgung aus dem Mandat und die Ver-
sorgung aus dem Dienstverhältnis berücksichtigt. 
Eine Anrechnung der Mandatszeit auf die Dienstzeit 
im Sinne des Versorgungsrechts ist nur dann vor-
gesehen, wenn infolge einer relativ kurzen Mitglied-
schaft im Bundestag ein Versorgungsanspruch nach 
diesem Gesetz nicht entstanden ist (vgl. Erläuterun-
gen zu § 17 Abs. 2). 
Absatz 1 bedeutet, daß die Mandatszeit zur Hälfte 
auf das Besoldungsdienstalter angerechnet wird. Es 
handelt sich dabei um keine mit dem Mandat ver-
bundene Sonderregelung. Vielmehr wird allgemein 
jede anderweit verbrachte Zeit zur Hälfte bei der 

Festsetzung des Besoldungsdienstalters berücksich-
tigt. Das gilt besonders auch dann, wenn ein Beam-
ter ohne Bezüge für eine bestimmte Zeit beurlaubt 
war (vgl. § 31 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes). 

Absatz 2 bestimmt, daß Zeiten nach Beendigung 
des Mandats nicht auf das Besoldungsdienstalter ei-
nes Beamten angerechnet werden, der nicht in sein 
Dienstverhältnis zurückkehrt. Damit wird erreicht, 
daß sich der spätere Versorgungsanspruch nach der 
Dienstaltersstufe richtet, die der Beamte bei Aus-
scheiden aus dem Parlament erreicht hatte. 
Im übrigen wird auf die Erläuterungen zu § 6 ver-
wiesen, der eine für alle Berufe gleiche Anrechnung 
der Mandatszeit auf bestimmte näher umschriebene 
Berufszeiten enthält. 

Zu § 10 — Übergangsregelung für die Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes 

Absatz 1 enthält eine Übergangsregelung für die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes, die nach 
bisherigem Recht mit der Annahme des Mandats in 
den Ruhestand getreten sind und erneut in den Bun-
destag gewählt werden. Sofern sie die allgemeinen 
Voraussetzungen für die Berufung in das Dienstver-
hältnis noch erfüllen, wird ihr Ruhestand aufgeho-
ben und sie werden wieder in das aktive Dienst-
verhältnis berufen. Von dieser Regelung werden 
die Beamten erfaßt, die noch nicht die Voraussetzun-
gen für den Eintritt oder die Versetzung in den 
Ruhestand erfüllen. Mit der Berufung in das aktive 
Dienstverhältnis wird jedoch zugleich das Ruhen 
der Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 
angeordnet. Durch diese Regelung wird sicherge-
stellt, daß alle Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes unter den Abgeordneten des 8 . Deutschen Bun-
destages bereits nach neuem Recht behandelt wer-
den. Auch soweit sie bereits einem früheren Bun-
destag angehörten und sich daher im Ruhestand be-
fanden, werden sie somit neben der Entschädigung 
kein Ruhegehalt nach altem Recht mehr beziehen. 
Absatz 1 Satz 2 macht hiervon keine Ausnahme, 
sondern bestimmt im wesentlichen nur, daß die 
Mandatszeit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
Dienstzeit im Sinne des Versorgungsrechts erhalten 
bleibt. 
Absatz 2 gewährleistet, daß die bis zum oder mit 
dem Ende der 7. Wahlperiode ausgeschiedenen oder 
ausscheidenden Abgeordneten weiterhin nach altem 
Recht behandelt werden. Sie können somit nach Aus-
scheiden aus dem Parlament gemäß § 3 des Rechts-
stellungsgesetzes im Ruhestand verbleiben und 
Ruhegehalt beziehen, während wiedergewählte Ab-
geordnete dieses Recht bei späterem Ausscheiden 
nicht mehr in Anspruch nehmen können (vgl. Erläu-
terungen zu § 8). 

Zu § 11 — Richter, Soldaten und Angestellte des 
öffentlichen Dienstes 

Absatz 1 erstreckt die Anwendung der §§ 7 bis 10 
auf Richter und Soldaten. 

Absatz 2 stellt klar, daß ein befristetes Dienstver-
hältnis durch die Annahme des Mandats nicht ver-
längert wird. 
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Absatz 3 bezieht wie bisher auch die Angestellten 
des öffentlichen Dienstes in die Inkompatibilität von 
Amt und Mandat mit ein. Die sinngemäße Anwen-
dung der §§ 7 bis 10 auf diesen Personenkreis be-
deutet: Während der Mitgliedschaft im Bundestag 
ruhen die Rechte und Pflichten des Angestellten aus 
dem Arbeitsverhältnis. Er erhält keine Vergütung. 
Die Mandatszeit gilt grundsätzlich nicht als Pflicht-
versicherungszeit im Sinne der gesetzlichen Renten-
versicherung und der zusätzlichen Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung. Eine Ausnahme hiervon 
gilt nur dann, wenn er ohne Anspruch auf eine 
Altersentschädigung nach diesem Gesetz aus dem 
Bundestag ausscheidet (vgl. Erläuterungen zu § 17). 
Setzt er nach Beendigung des Mandats sein Arbeits-
verhältnis nicht fort, so bleibt die bisher erworbene 
Anwartschaft auf eine beamtenähnliche Gesamtver-
sorgung erhalten (vgl. Erläuterungen zu § 8 Abs. 2). 

Zu § 12 — Professoren 

Im Unterschied zu § 7 des Rechtsstellungsgesetzes 
werden künftig auch Professoren an einer Hoch-
schule der Inkompatibilität von Amt und Mandat 
unterliegen (vgl. Erläuterungen zu § 7). Die Länder 
werden aber ermächtigt, ihnen einzelne Rechte und 
Pflichten aus dem Dienstverhältnis zu belassen. Sie 
können dadurch der besonderen Rechtsstellung der 
Professoren Rechnung tragen und es ihnen beson-
ders ermöglichen, Doktoranden und Habilitanden 
weiterzubetreuen oder die eine oder andere Lehr-
veranstaltung durchzuführen. Sie dürfen dafür aber 
nur entsprechend ihrer Leistung- vergütet werden 
(vgl. Diäten-Urteil, C IV 2 a der Gründe) und 
höchstens ein Drittel der Bezüge aus ihrem bishe-
rigen Dienstverhältnis erhalten. 

Zum Anspruch des Professors auf Wiederverwen-
dung an seiner bisherigen Hochschule siehe die Er-
läuterung zu § 8 . 

3. Abschnitt — Entschädigung 

Zu § 13 — Höhe der Entschädigung 

Durch die Wahl des Begriffs „Entschädigung" an-
stelle des Begriffs „Aufwandsentschädigung" ist § 3 
Ziff. 12 des Einkommensteuergesetzes nicht mehr 
anwendbar, so daß die Entschädigung der Abgeord-
neten nunmehr zu versteuerndes Einkommen dar-
stellt (vgl. Erläuterung zu Artikel II Nr. 1). Zur 
Rechtsnatur der Entschädigung siehe im übrigen 
Allgemeiner Teil Abschnitt A 1. 

Mit der Festsetzung eines DM-Betrages wird die 
nach dem Diäten-Urteil unzulässige Ankoppelung an 
die Ministergehälter aufgegeben. 

Zur Höhe der Entschädigung siehe im einzelnen All-
gemeiner Teil Abschnitt A 2. 

Durch die Zahlung einer Amtszulage an den Präsi-
denten und seine Stellvertreter wird berücksichtigt, 
daß diese an der Spitze eines obersten Verfas-
sungsorgans stehen. 

Zu § 14 — Übergangsgeld 

Während die Entschädigung nach § 13 den Lebens-
unterhalt des Abgeordneten für die Zeit der Mit-
gliedschaft im Parlament sichert, dient das 1954 ein-
geführte Übergangsgeld der Existenzsicherung für 
die Zeit nach dem Mandat. Für die ausscheidenden 
Abgeordneten, die sich wieder eine berufliche Exi-
stenz aufbauen müssen, bildet das Übergangsgeld 
dabei eine Starthilfe. Den ausscheidenden Abgeord-
neten, die wegen ihres fortgeschrittenen Lebens-
alters nicht mehr in ihren Beruf zurückkehren, aber 
noch nicht die Altersvoraussetzungen für eine Al-
tersentschädigung oder eine Altersversorgung aus 
dem Beruf erreicht haben, kann das Übergangsgeld 
die Zeit bis zum Beginn der Altersentschädigung/ 
-versorgung überbrücken. 

Dieser Zweckbestimmung entsprechend ist die Ge-
samthöhe des Übergangsgeldes allein von der Mit-
gliedschaftsdauer im Parlament und nicht vom Le-
bensalter abhängig. Denn je länger sich ein Abge-
ordneter aufgrund des Mandats aus seinem bishe-
rigen beruflichen Leben entfernt hat, desto schwieri-
ger ist für ihn die Wiedereingliederung in den Beruf 
bzw. desto weniger ist ihm eine Rückkehr überhaupt 
möglich. 

Da die Notwendigkeit einer Zahlung von Über-
gangsgeld insoweit entfällt, als der ehemalige Ab-
geordnete Bezüge aus einer öffentlichen Kasse er-
hält, werden alle Bezüge aus öffentlichen Kassen an-
gerechnet (Absatz 2). Dem ausgeschiedenen Abge-
ordneten verbleiben somit in jedem Falle für die 
Dauer seines Anspruchs auf Übergangsgeld insge-
samt Bezüge in mindestens der Höhe der Entschädi-
gung nach § 13 Abs. 1. In diesem Zusammenhang ist 
auch auf § 18 Abs. 3 hinzuweisen, wonach ein An-
spruch auf Altersentschädigung während der Zeit 
ruht, für die ein Anspruch auf Übergangsgeld be-
steht. 

Eine Anrechnung auch von Einkommen aus nicht-
öffentlichen Kassen, durch die ebenfalls die wirt-
schaftliche Notwendigkeit der Zahlung eines Über-
gangsgeldes entfiele, hätte zwar den Vorteil, eine 
größtmögliche materielle Gerechtigkeit anzustreben; 
der praktischen Durchführung einer solchen Rege-
lung stünden aber erhebliche Schwierigkeiten ent-
gegen: 

Die Offenlegung der Einkommensverhältnisse wäh-
rend der Dauer des Bezugs von Übergangsgeld wäre 
unvermeidbar. Bei denjenigen ehemaligen Abgeord-
neten, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, 
ließe sich zudem das Einkommen für die Dauer der 
Übergangsgeldzahlung nur vorläufig feststellen, so 
daß eine Endabrechnung erforderlich würde. Im üb-
rigen wäre zu bedenken, daß für die Dauer des 
Bezugs von Übergangsgeld die Höhe des anzuneh-
menden Einkommens beeinflußt werden könnte. 
Hiergegen ließen sich jedoch nur schwer gesetzliche 
und tatsächliche Vorkehrungen treffen. 

Die Ausdehnung des Übergangsgeldes um die Zah-
lung von drei Entschädigungen nach § 13 Abs. 1 
für die volle Mitgliedschaft in einer Wahlperiode 
und die neue Möglichkeit, das Übergangsgeld auch 
zum halben Betrag im doppelten Zeitraum zu zah- 
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len, dient — insbesondere im Hinblick auf den durch 
das Diäten-Urteil gebotenen Wegfall der vorzeitigen 
Pensionierung der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes nach § 3 Abs. 3 des Rechtsstellungsgeset-
zes — zur Überbrückung der Zeit bis zum Beginn der 
Zahlung der Altersentschädigung. 

Absatz 4 entspricht der bisherigen Regelung in § 2 
Abs. 1 Satz 5 und 6 des Diäten-Gesetzes 1968. 

Absatz 5 ist eine Folge des Verbots der Doppel-
alimentation: Übergangsgeld darf nicht mehr neben 
der Hinterbliebenen-Versorgung gezahlt werden, 
was bisher aufgrund der Kann-Bestimmung des § 2 
Abs. 3 des Diäten-Gesetzes 1968 möglich war. Da 
das Übergangsgeld dem Aufbau einer Existenz-
grundlage auch für die Familie und der Sicherung 
ihres Lebensunterhalts dient, rechtfertigt sich seine 
Fortzahlung an die Hinterbliebenen. 

Absatz 6 entspricht materiell der bisherigen Rege-
lung in § 2 Abs. 4 des Diäten-Gesetzes 1968; sein 
Wortlaut wird nur im Hinblick auf die Neufassung 
des Bundeswahlgesetzes geändert. 

Zu § 15 — Sterbegeld 

Der Begriff „Aufwandsentschädigung" mußte im 
Hinblick auf die Änderung in § 13 durch die Begriffe 
„Leistungen" oder „Entschädigung" ersetzt werden. 
Bei der Bemessung des Sterbegeldes ist berücksich-
tigt worden, daß die Entschädigung nach § 13 höher 
ist als die Grunddiäten nach dem bisherigen Diäten

-

Gesetz. 

Die in dem bisherigen § 3 Abs. 2 des Diäten-Geset-
zes 1968 enthaltene Regelung, wonach der Präsident 
die Rückzahlung von Beträgen erlassen kann, die 
einem verstorbenen Mitglied im voraus überwiesen 
worden waren, entfällt nunmehr. Hinsichtlich der 
Entschädigung ist sie nicht mehr notwendig ange-
sichts der Regelung in § 14 Abs. 5, der Regelungen 
über die Hinterbliebenenversorgung in § 21 und der 
Regelung über das Sterbegeld in § 15; hinsichtlich 
der Aufwandsentschädigungen würde sie dem 
Grundsatz widersprechen, daß nur wirklich entstan-
dener Aufwand im Rahmen der Aufwandsentschädi-
gung ersetzt werden darf. 

Zu § 16 — Anspruch auf Altersentschädigung 

Die Altersentschädigung wird künftig unmittelbar 
aus der Staatskasse gezahlt, ohne daß die Mitglieder 
des Bundestages einen Beitrag zu zahlen haben. 
Diese Umstellung ist aus den im Allgemeinen Teil 
(A 3) dargestellten grundsätzlichen Erwägungen ge-
schehen. 

Der Eintritt der Anspruchsvoraussetzungen ist ge-
genüber dem bisherigen Recht in mehrfacher Hin-
sicht geändert worden: 

Die für den Erwerb der Mindestversorgung erfor-
derliche Mindest-Mitgliedschaftszeit im Bundestag 
wurde von acht auf sechs Jahre herabgesetzt. Auf 
diese Weise können auch die Mitglieder des Bun-
destages, die innerhalb der ersten Hälfte einer 
Wahlperiode nachgerückt sind und die nächste 
Wahlperiode dem Bundestag voll angehört haben, 

deren Mitgliedschaft im Bundestag also mehr als 
nur ein verhältnismäßig kurzer Abschnitt in ihrem 
Berufsleben war, die Mindestversorgung erwer-
ben, allerdings — wie bisher — erst mit Eintritt 
des 65. Lebensjahres. 

Die Vorverlegung der Lebensaltersvoraussetzung 
geschieht nicht mehr wie bisher in Sprüngen von 
fünf (65 — 60 — 55) Jahren, sondern nunmehr in 
Einjahressprüngen. Zugleich wurden bei der je-
weiligen Mindest-Mitgliedschaftsdauer die bishe-
rigen Sprünge von je vier (8 — 12 — 16) Jahren 
durch Jahressprünge ersetzt. Mit diesen beiden 
Neuerungen wird eine gerechtere Lösung im Ein-
zelfall erreicht und es werden damit vor allem die 
durch die bisher relativ großen zeitlichen Sprünge 
entstehenden Grenz- und Härtefälle vermieden. 

Zu § 17 — Versorgungsabfindung 

Nach bisherigem Recht konnte sich ein Abgeordne-
ter, der keinen Anspruch auf Altersversorgung er-
worben hatte, die von ihm eingezahlten Beiträge 
zur Versicherung auszahlen lassen und dafür Vor-
kehrungen für die Altersversorgung treffen, die er 
sonst bei Fortsetzung seiner beruflichen Tätigkeit 
getroffen hätte. Um diese Möglichkeit auch bei Ein-
führung der neuen Form der Altersentschädigung 
zu erhalten und insbesondere im Hinblick darauf, 
daß die Mandatszeit für die Angehörigen des öf-
fenlichen Dienstes nicht mehr als Dienstzeit im Sinne 
des Versorgungsrechts gilt, wurde die neue Form 
der Versorgungsabfindung eingeführt. Sie orientiert 
sich an dem Höchstbeitrag zur Rentenversicherung 
und berücksichtigt zugleich mit dem Aufschlag von 
20 v. H. evtl. bestehende Zusatzversorgungen. 

Die Wahlmöglichkeit in Absatz 2 wurde für diejeni-
gen Mitglieder des Bundestages geschaffen, in deren 
berufliche Versorgung die in Absatz 1 enthaltene 
Regelung nicht paßt und für die eine Nachversiche-
rung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
eine Anrechnung der Mandatszeit als Dienstzeit im 
Sinne des Versorgungsrechts eine sinnvolle und 
organische Vervollständigung und Ergänzung ihrer 
bisherigen Versorgung darstellt. 

Zu § 18 — Höhe der Altersentschädigung 

Im Hinblick auf die neue Festsetzung der Alters-
und Mitgliedschaftsdauer-Voraussetzungen für die 
Altersentschädigung nach § 16 mußte die Höhe der 
Altersentschädigung ebenfalls neu festgesetzt wer-
den. Da der Erwerb eines Anspruchs auf Mindest-
versorgung nunmehr schon an sechs Mitgliedschafts-
jahre geknüpft ist, und da die Höhe der Entschädi-
gung ebenfalls neu auf einen Betrag von 8 000 DM 
monatlich festgesetzt wurde, beträgt die Mindest-
versorgung 19 v. H. der Entschädigung (anstelle der 
früheren 35 v. H.). Zum Erwerb eines Anspruchs auf 
die Höchstversorgung von 75 v. H. der Entschädi-
gung sind 20 Mitgliedschaftsjahre erforderlich (an-
stelle der früheren 16 Mitgliedschaftsjahre). 

Eine Beibehaltung der bisher maßgebenden kürze-
ren Mitgliedschaftszeit hätte dazu geführt, daß mit 
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größerer Wahrscheinlichkeit auch künftig ein Ab-
geordneter sowohl aus seinem Mandat als auch 
seinem Beruf je eine Höchstversorgung hätte erwer-
ben können. Dies hätte jedoch im Hinblick auf den 
neuen Charakter und die neue Höhe der Entschä-
digung zu einer Doppelalimentation geführt, die nur 
durch wesentlich weitergehende Anrechnungsvor-
schriften, als sie jetzt in § 22 des Entwurfs enthalten 
sind, hätte vermieden werden können. 

Aus § 16 in Verbindung mit § 18 ergibt sich jetzt 
folgende Staffelung der Altersentschädigung: 

Dauer der 
Mitglied

-

schaft 

Vom

-

Hundert

-

satz 

Altersent

-

schädigung 
DM 

Beginn der 
Zahlung mit 

6 Jahre 19 1 520 65 Jahren 

7 Jahre 23 1 840 64 Jahren 

8 Jahre 27 2 160 63 Jahren 

9 Jahre 31 2 480 62 Jahren 

10 Jahre 35 2 800 61 Jahren 

11 Jahre 39 3120 60 Jahren 

12 Jahre 43 3 440 59 Jahren 

13 Jahre 47 3 760 58 Jahren 

14 Jahre 51 4 080 57 Jahren 

15 Jahre 55 4 400 56 Jahren 

16 Jahre 59 4 720 55 Jahren 

17 Jahre 63 5 040 55 Jahren 

18 Jahre 67 5 360 55 Jahren 

19 Jahre 71 5 680 55 Jahren 

20 Jahre 75 6 000 55 Jahren 

Die Regelung des Absatzes 2 entspricht der bis-
herigen Regelung in § 7 Abs. 2 des Diäten-Gesetzes 
1968. 

Die Regelung des Absatzes 3 ist zur Vermeidung 
einer Doppelalimentation erforderlich; sie war eben-
falls bereits in § 7 Abs. 3 des Diäten-Gesetzes 1968 
enthalten. 

Der neugefaßte Absatz 4 folgt dem auch im öffent-
lichen Dienstrecht durchgehend praktizierten Grund-
satz, daß einem ohne Anspruch auf Versorgung 
Ausscheidenden in jedem Falle — ohne Rücksicht 
auf den Grund des Ausscheidens — mindestens die 
Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
zugestanden werden. Es besteht kein Grund, für 
die Mitglieder des Bundestages hiervon abzu-
weichen. 

Zu § 19 — Berücksichtigung von Landtagszeiten 

§ 19 entspricht dem bisherigen § 7 a des Diäten
-

Gesetzes 1968 und ist diesem gegenüber nur inso-
weit abgeändert worden, als sich die zeitlichen Vor-
aussetzungen für den Erwerb eines Anspruchs auf 

Altersentschädigung geändert haben (s. §§ 16 und 
18) . 
§ 19 soll denjenigen Parlamentariern, die die zeit-
lichen Voraussetzungen für einen Anspruch auf Al-
tersentschädigung nach diesem Gesetz (noch) nicht 
erfüllen, die aber außer ihren (für die Entstehung 
eines Anspruchs noch nicht ausreichenden) Jahren 
der Mitgliedschaft im Bundestag Mitglieder im 
Parlament eines Bundeslandes waren, den Erwerb 
eines Anspruchs nach diesem Gesetz dadurch 
ermöglichen, daß ihren Mitgliedschaftsjahren im 
Bundestag die Mitgliedschaftsjahre im Parlament 
eines Bundeslandes auf Antrag hinzugerechnet wer-
den. Durch diese Hinzurechnung kann der Anspruch 
auf Altersentschädigung nach diesem Gesetz aber 
nur dem Grunde nach entstehen; die Hinzurechnung 
hat keinen Einfluß auf die Höhe des Anspruchs. 
Diese richtet sich, wie aus Absatz 2 hervorgeht, al-
lein nach den Mitgliedschaftsjahren im Bundestag. 

In § 19 kommt der Grundgedanke zum Ausdruck, 
daß die Parlamentszeit in Land und in Bund ver-
sorgungsrechtlich als eine Einheit angesehen wird. 
Dieser Grundgedanke findet daher konsequenter-
weise in den strikten Anrechnungsvorschriften An-
wendung, die das Verhältnis von Bezügen aus Par-
lamentsmitgliedschaften zueinander regeln (§ 22 
Abs. 5 und 6). 

Zu § 20 — Gesundheitsbeschädigung 

§ 20 regelt anstelle der bisherigen Unfallversiche-
rung nach § 11 des Diäten-Gesetzes 1968 die Unfall-
versorgung. 

Der infolge Unfalls ausscheidende Abgeordnete er-
hält eine um 20 v. H. höhere Altersentschädigung. 
Der Unfallhinterbliebenenversorgung liegt ebenfalls 
eine um 20 v. H. höhere Altersentschädigung zu-
grunde. Die erhöhten Sätze entsprechen der Unfall-
versorgung nach § 140 des Bundesbeamtengesetzes. 

Die Mitgliedschaft im Bundestag wird aufgrund ihrer 
Eigenart bei der Versorgung als besonderer Ab-
schnitt gegenüber anderen Berufsabschnitten be-
handelt. Im Hinblick darauf kann für eine Gesund-
heitsbeschädigung, die nicht während der Mitglied-
schaft im Bundestag eintritt, keine Altersentschädi-
gung infolge Gesundheitsbeschädigung gewährt 
werden. 

Zu § 21 — Hinterbliebenenversorgung 

Die Änderungen im Vergleich zum Diäten-Gesetz 
1968 ergeben sich aus der neuen Bezeichnung „Al-
tersentschädigung" anstelle von „Ruhegeld". In Ab-
satz 4 werden die für das Waisengeld anspruchs-
berechtigten Kinder aufgeführt. 

Zu § 22 — Zusammentreffen von Bezügen aus 
öffentlichen Kassen 

Zu den Absätzen 1 bis 4 siehe Allgemeiner Teil 
Abschnitt B 4 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für 
diese Regelung ergibt sich aus Artikel 48 Abs. 3 GG. 
Der Bundesgesetzgeber kann danach die Anrech-
nung der Entschädigung oder Altersversorgung nach 
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diesem Gesetz auf andere Bezüge aus einem Dienst-
verhältnis des Bundes, der Länder und Gemeinden 
umfassend regeln. Die Regelung der Bezüge von 
Landesministern und von Landesparlamentariern ge-
hört dagegen materiell zum Landesverfassungsrecht. 
Diese Amtsbezüge können daher nicht vom Bundes-
gesetzgeber gekürzt werden. Eine Anrechnung kann 
insoweit jedoch durch Bundesgesetz in der Weise 
erfolgen, daß die Versorgungsbezüge nach diesem 
Gesetz neben den Bezügen als Landesminister oder 
Landesparlamentarier zu einem bestimmten Vom-
Hundert-Satz ruhen. Ein Ruhen oder eine Kürzung 
der Entschädigung ist in keinem Fall möglich, da 
nach den im Diäten-Urteil aufgestellten Grund-
sätzen die Entschädigung für alle Abgeordneten 
gleich hoch sein muß. 

Absatz 1 regelt das Zusammentreffen der Entschädi-
gung mit anderen akiven Bezügen. Mit Rücksicht auf 
den formalisierten Gleichheitssatz muß hier die Ent-
schädigung in voller Höhe erhalten bleiben und 
kann nur das teilweise Ruhen der anderen Bezüge 
vorgesehen werden. Die Regelung des Absatzes 1 
betrifft besonders die Mitglieder der Bundesregie-
rung und Parlamentarische Staatssekretäre sowie 
die Professoren an einer Hochschule während der in 
§ 46 Abs. 3 genannten Übergangszeit. Die vorge-
sehene Kürzung trägt dem Umstand Rechnung, daß 
die Entschädigung als Abgeordneter bereits bei der 
Festsetzung der Bezüge der Mitglieder der Bundes-
regierung und der Parlamentarischen Staatssekre-
täre berücksichtigt ist. Landesminister werden von 
Absatz 1 nicht betroffen, da ihr Amt mit dem Bun-
destagsmandat nicht für vereinbar gehalten wird 
(vgl. Artikel 19 Abs. 3 der Verfassung von Nieder-
sachsen, Artikel 64 Abs. 4 der Verfassung von 
Nordrhein-Westfalen, § 2 der Geschäftsordnung des 
Bundesrates). 

Absatz 2 regelt das Zusammentreffen von Entschä-
digung mit unabhängig von der Annahme des Man-
dats erworbenen Versorgungsbezügen aus einem 
öffentlich-rechtlichen Amts- oder Dienstverhältnis. 
Diese im Vergleich zur entsprechenden beamten-
rechtlichen Vorschrift des § 158 Abs. 2 Nr. 2 BBG 
oder der Vorschrift des § 20 Abs. 1 BMinG günstige-
re Regelung ist besonders mit Rücksicht auf den 
Grundsatz der Chancengleichheit der Mandatsbe-
werber berechtigt und geboten, da Mandatsbewer-
ber mit außerhalb des öffentlichen Dienstes er-
worbenen Versorgungsbezügen diese voll neben der 
Entschädigung behalten können. Eine stärkere Kür-
zung von Versorgungsbezügen aus einem öffentlich-
rechtlichen Amts- oder Dienstverhältnis würde da-
her den Grundsatz der Chancengleichheit zu Ungun-
sten der Bewerber aus dem öffentlichen Dienst be-
einträchtigen. 

Absatz 3 regelt das Zusammentreffen der Abgeord-
netenversorgung mit Bezügen aus einer Verwen-
dung im öffentlichen Dienst oder einem öffentlich-
rechtlichen Amts- oder Dienstverhältnis. Dieser Kon-
stellation entspricht für das Beamtenrecht § 158 
Abs. 2 BBG und für Mitglieder der Bundesregierung 
§ 20 Abs. 2 Satz i BMinG. Der Entwurf berücksich-
tigt hier wiederum, daß Einkünfte aus einer Wie-
derbeschäftigung außerhalb des öffentlichen Dien-
stes nicht auf die Abgeordnetenversorgung ange- 

rechnet werden können. Der Grundsatz der Chan-
cengleichheit der Mandatsbewerber und der Gleich-
behandlung der Abgeordneten rechtfertigt und ge-
bietet daher die hier vorgeschlagene im Vergleich 
zum Beamtenrecht günstigere Regelung. Die Rege-
lung des Absatzes 3 wirkt sich besonders beim Zu-
sammentreffen von Abgeordnetenversorgung mit re-
lativ niedrigen Bezügen aus einer Wiederverwen-
dung nicht so streng aus, wie dies bei einer entspre-
chenden Anwendung des § 158 Abs. 2 Nr. 1 BBG der 
Fall wäre. Beim Zusammentreffen der Abgeordne-
tenversorgung mit relativ hohen Bezügen aus der 
Wiederverwendung greift sie dagegen erheblich 
stärker. 

Absatz 4 regelt das Zusammentreffen von Abgeord-
netenversorgung mit anderen Versorgungsbezügen 
aus öffentlichen Kassen. Auch hier ist. berücksich-
tigt, daß außerhalb des öffentlichen Dienstes erwor-
bene Versorgungsbezüge nicht der Anrechnung un-
terliegen. Es ist ferner in Rechnung gestellt, daß der 
Entwurf den Grundsatz der Trennung der Lebens-
abschnitte von Amt und Mandat verwirklicht und 
daher die Mandatszeit nicht als Dienstzeit im Sinne 
des Versorgungsrechts gilt (§ 9 Abs. 3). Die im Ver-
gleich zu § 160 BBG oder § 20 Abs. 1 und 2 Satz 2 
BMinG günstigere Regelung des Absatzes 4 ist von 
daher gerechtfertigt und geboten. Sie greift beson-
ders beim Zusammentreffen der Abgeordnetenver-
sorgung mit relativ niedrigen anderen Versorgungs-
bezügen nicht so stark wie die vergleichbare Vor-
schrift des § 160 BBG. 

Die Anrechnungsregelungen der Absätze 1 bis 4 ge-
hen von der in § 13 festgesetzten Höhe der Entschä-
digung aus. Sie würden bei einer wesentlich niedri-
geren Entschädigung zu erheblich anderen Auswir-
kungen führen. 

Absätze 5 und 6 regeln das Zusammentreffen von 
Versorgungsbezügen aus einem Bundestagsmandat 
mit der Entschädigung oder Versorgung aus einem 
Landtagsmandat. Die im Vergleich zu den Absätzen 
2 bis 4 strengeren Anrechnungsbestimmungen er-
klären sich daraus, daß der Entwurf die Mitglied-
schaft im Bundestag und Landesparlament als einen 
einheitlichen Lebensabschnitt betrachtet, wie dies 
auch in § 19 zum Ausdruck kommt. 

Das Zusammentreffen der Entschädigung nach die-
sem Gesetz mit der Entschädigung oder Versorgung 
aus einem Landtagsmandat kann in diesem Gesetz 
nicht geregelt werden. Da die Entschädigung nach 
diesem Gesetz aufgrund des formalisierten Gleich-
heitssatzes nicht gekürzt werden darf, die Bezüge 
aus dem Landtagsmandat sich aber der Gesetzge-
bungszuständigkeit des Bundes entziehen, kann die 
Regelung dieser Konstellation nur im Zusammen-
wirken von Bund und Ländern erfolgen. 

Absatz 7 bestimmt, daß „Sonderzuwendungen" bei 
der Anrechnung nicht berücksichtigt werden, da die 
Entschädigung nach diesem Gesetz nur zwölf mal 
gezahlt wird. 

Zu § 23 — Anwendung beamtenrechtlicher Vor-
schriften 

Die Vorschrift entspricht dem letzten Satz des § 10 
des Diäten-Gesetzes 1968. Mit der sinngemäßen An- 
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wendung beamtenversorgungsrechtlicher Regelun-
gen soll eine Ausweitung des Gesetzestextes ver-
mieden werden. Vorwiegend handelt es sich um 
folgende Paragraphen des Bundesbeamtengesetzes: 

§ 122 BBG — Sterbegeld 
§ 123 BBG — Witwengeld 
§ 124a BBG — Witwenabfindung 

§ 125 BBG — Unterhaltsbeitrag an schuldlos ge

-

schiedene Ehefrau 

§ 126 BBG — Waisengeld 
§ 128 BBG — Höchstgrenze der Hinterbliebenen-

versorgung 
§ 129 BBG — Kürzung des Witwengeldes 
§ 132 BBG — Anspruch des Witwers 

§ 133 BBG — Bezüge bei Verschollenheit 
§ 164 BBG — Erlöschen des Anspruchs auf Hin-

terbliebenenversorgung 
§ 1'65 BBG — Anzeigepflicht 

Zu § 24 — Erstattung von Heilbehandlungskosten, 
Unterstützungen 

Zur Vollalimentierung aus der Staatskasse gehört 
auch die Krankenvorsorge (Absatz 1). Dabei ist 
insbesondere zu berücksichtigen, daß durch die 
Neuregelung der Rechtsstellung der in den Bundes-
tag gewählten Angehörigen des öffentlichen Dien-
stes ca. 40 v. H. der Mitglieder des Bundestages 
ihren Beihilfeanspruch aus dem bisherigen Dienst-
verhältnis verlieren. 

Der Ersatz der Hälfte der entstehenden Heilbehand-
lungskosten bewirkt, daß weitere 50 v. H. durch den 
Abgeordneten selbst oder über eine Versicherung 
aufgebracht werden müssen. Der Bemessungssatz 
von 50 v. H. entspricht dem Anteil, den ein Arbeit-
nehmer als Arbeitgeberanteil zur Krankenversiche-
rung erhält. 

Wie im öffentlichen Dienstrecht sind auch die Ver-
sorgungsempfänger in die Erstattungsregelung ein-
bezogen worden. Bei einer Konkurrenz zwischen 
Beihilfe nach beamtenrechtlichen Vorschriften und 
Kostenersatz nach diesem Gesetz finden die Bei-
hilfevorschriften für den öffentlichen Dienst in der 
Weise Anwendung, daß die Stelle zahlt, die die 
letzten Versorgungsbezüge festgesetzt hat. 

Der bisherige § 12 des Diäten-Gesetzes 1968 ist un-
veründert als Absatz 2 übernommen worden. Auf-
grund dieser Regelung können in besonderen Härte-
fällen im Einzelfall einmalige Unterstützungen in 
Ergänzung zu den Leistungen nach diesem Gesetz 
gewährt werden. 

4. Abschnitt — Aufwandsentschädigungen 

Zu § 25 — Amtsausstattung 

Zu Absatz 1 

Mit der Amtsaustattung wird der überwiegende 
Teil des Mandatsaufwands, unbeschadet der Spezial-
regelungen über Reisekosten in diesem Gesetz, ab-
gegolten. Sie wird in Form von Geldleistungen und 
Sachleistungen gewährt. Die Amtsausstattung ist 

eine Entschädigung für den Mandatsaufwand und 
unterliegt als solche nicht der Besteuerung. 

Zu Absatz 2 Nr. 1 

Mit der Kostenpauschale werden folgende Aufwen-
dungen abgegolten: 

Unterhaltung eines eingerichteten Bü-
ros im Wahlkreis 
— Miete, Heizung, Beleuchtung, Reini-

gung 	 450 DM 
— Porti 	 150 DM 

Telefonkosten im Wahlkreis 	250 DM 

Büromaterial in Bonn und im Wahl

-

kreis 	 100 DM 

Fachliteratur, Zeitungen, Zeitschriften 	150 DM 

Sonstige Kosten 
— Besuch von Veranstaltungen, Einla-

dungen, Glückwünsche, Zeitungsan-
zeigen, Repräsentationsausgaben 	350 DM  

1 450 DM 

Zu Absatz 2 Nr. 2 

Der Berechnung der Tagegeldpauschale liegen fol-
gende Kosten zugrunde: 

Unterhaltung einer Zweit-Wohnung in 
Bonn 	 600 DM 
Verpflegung bei Abwesenheit vom 
Wohnsitz infolge des Mandats an 280 
Tagen je 30 DM = 700 DM 

Übernachtungen bei Mandatsreisen, die 
nicht als Dienstreisen abgerechnet wer-
den = monatlich 200 DM  

1 500 DM 

Zu Absatz 2 Nr. 3 

Die Reisekostenpauschale ist wie folgt berechnet 
worden: 

a) Fahrten im eigenen PKW 

30 000 km jährlich á 0,54 DM 
monatlich 1 350 DM 

b) Mietwagen- bzw. Fahrerkosten 	200 DM 

1 550 DM 

oder 

a) Fahrten im eigenen PKW 
18 000 km jährlich á 0,665 DM 

monatlich 1 000 DM 

b) Mietwagen- bzw. Fahrerkosten 
= monatlich 550 DM 

1 550 DM 

Der bisherige § 18, der eine Zweckbestimmung der 
Reisekostenpauschale enthielt, entfällt aufgrund der 
Neuformulierung in Absatz 2. 

Zu Absatz 3 

Der bisherige Höchstbetrag für den Ersatz von Auf

-

wendungen für Mitarbeiter ist von 2 575 DM um 
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die Hälfte (1 290 DM) auf 3 865 DM angehoben wor-
den, damit sowohl in Bonn als auch im Wahlkreis 
ein Mitarbeiter beschäftigt werden kann. Daneben 
trägt der Bund auch die Sozialleistungen, die im 
einzelnen im Haushaltsplan aufgeführt sind. 

Zu Absatz 4 

Die Abwicklungspauschale soll die Kosten decken, 
die anläßlich eines Umzuges, anläßlich noch zu er-
ledigender Korrespondenz aus dem Mandat und 
anläßlich der Erfüllung anderer Folgeverpflichtun-
gen entstehen. Der Bemessung der Abwicklungs-
pauschale ist ein Zeitraum von drei Monaten nach 
dem Ausscheiden aus dem Bundestag zugrunde-
gelegt worden. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 ist die Rechtsgrundlage für die als Auf-
wandsentschädigung zu gewährenden Sachleistun-
gen. Im übrigen sind die Sachleistungen im einzel-
nen aufgeführt. 

Zu Absatz 6 

Die Mitglieder des Präsidiums erhalten Amtsauf-
wandsentschädigungen. Ihre Höhe entspricht der 
dem Bundeskanzler bzw. den Bundesministern ge-
währten Dienstaufwandsentschädigungen (vgl. § 11 
Abs. 1 des Bundesministergesetzes). 

Zu Absatz 7 

Die Mitglieder des Präsidiums des Bundestages er-
halten wie Mitglieder der Bundesregierung und 
Parlamentarische Staatssekretäre keine Reise

-

kostenpauschale, weil sie einen Dienstwagen zur 
ausschließlichen Verfügung haben. 

Zu Absatz 8 

Es wird davon ausgegangen, daß den Mitgliedern 
der Bundesregierung und den Parlamentarischen 
Staatssekretären für die Unterhaltung und die Be-
schäftigung eines Mitarbeiters im Wahlkreis die 
gleichen Kosten wie allen anderen Abgeordneten 
entstehen. Da die Reisekostenpauschale zur Abgel-
tung der Kosten für Fahrten in Ausübung des 
Mandats gezahlt wird und den Ministern und Parla-
mentarischen Staatssekretären ein Dienstwagen zur 
Verfügung steht, entfällt ein Kostenersatz. 

Mitglieder der Bundesregierung und Parlamenta-
rische Staatssekretäre haben Anspruch auf Umzugs-
kostenvergütung aus ihrem Amt. Da die sonstigen 
mit der Abwicklungspauschale verbundenen Auf-
wendungen ebenfalls nicht entstehen, wird an die-
sen Personenkreis die Abwicklungspauschale eben-
falls nicht gezahlt. 

Zu § 26 — Wegfall des Anspruchs auf Aufwands-
entschädigungen 

§ 26 entspricht dem bisherigen § 14 des Diäten
-

Gesetzes 1968. Durch die Neuformulierung des § 25 
ist eine Änderung des Wortlauts erforderlich ge-
worden. 

Zu § 27 — Kürzung der Tagegeldpauschale 

§ 27 entspricht dem bisherigen § 15 des Diäten

-

Gesetzes 1968. Es werden die Möglichkeiten des 
Nachweises der Anwesenheit erschöpfend aufge-
zählt. In allen anderen Fällen wird unwiderlegbar 
vermutet, daß das Mitglied des Bundestages nicht 
anwesend war. Durch dieses strikt-formelle Ver-
fahren wird vermieden, daß der Präsident ggf. eine 
Beweiswürdigung gegenüber einem Mitglied des 
Bundestages vornehmen muß, das seine Anwesen-
heit auf andere Weise nachweisen möchte. 

Zu § 28 — Bezug anderer Tage- und Sitzungsgelder 

Die Ergänzung des bisherigen § 16 des Diäten-
Gesetzes 1968 um den letzten Satz ist erforderlich 
geworden, weil nach dem Diäten-Urteil nur der tat-
sächliche Mandatsaufwand ersetzt werden darf. Bei 
Auslandsdienstreisen, die auf Sitzungstage fallen, 
werden neben der Tagegeldpauschale Tage- und 
Übernachtungsgelder für den gleichen Aufwand 
gezahlt, so daß die Tagegeldpauschale zu kürzen 
ist. 

Zu § 29 — Freifahrtberechtigung und Erstattung 
von Fahrtkosten 

Diese Vorschrift entspricht § 17 Abs. 1 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 2 des Diätengesetzes 1968. Die Rege-
lung des § 17 Abs. 1 Satz 3 bis 5 findet sich in § 41, 
der Beginn und Ende der Ansprüche in § 41 nach 
diesem Gesetz regelt. § 17 Abs. 3 des Diäten-
gesetzes 1968 ist dagegen entfallen, da die Benutzung 
von Dienstkraftfahrzeugen zur Amtsausstattung 
nach § 25 Abs. 5 zählt. Die Benutzung der Dienst-
kraftfahrzeuge kann aufgrund der allgemeinen Er-
mächtigung des § 44 durch Ausführungsbestimmun-
gen des Ältestenrates geregelt werden. 

Zu § 30 — Dienstreisen 

§ 30 entspricht § 19 des Diäten-Gesetzes 1968. Er 
gilt für sämtliche Dienstreisen von Mitgliedern des 
Bundestages. Dienstreisen im Sinne dieser Bestim-
mung sind solche Reisen, die ausschließlich im In-
teresse des Deutschen Bundestages liegen. Die Fest-
stellung hierüber und damit auch die Entscheidung 
über Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer 
Reise trifft gegenüber dem Mitglied des Bundes-
tages der Präsident. 

5. Abschnitt — Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 31 — Bericht über Angemessenheit der Ent-
schädigung 

In regelmäßigen. Abständen ist zu prüfen, ob die 
Entschädigung noch angemessen ist. Dabei werden 
verschiedene Kriterien untersucht werden müssen, 
wie sie besonders im Abschnitt A 2 (Höhe der Ent-
schädigung) dargestellt worden sind. Eine solche 
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Untersuchung sollte längstens im Abstand von zwei 
Jahren durchgeführt werden, um vom Arbeitsrhyth-
mus des Parlaments her zu Beginn und in der Mitte 
der Wahlperiode eine Anpasung der Entschädigung 
an die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung zu 
ermöglichen. 

Der Präsident hat vor Abgabe seines Berichts das 
Benehmen mit dem Ältestenrat herzustellen, um 
eine möglichst breite Grundlage für seine Vor-
schläge zu erreichen. 

Zu § 32 — Fortsetzung der Todesfallversicherung 

Mit der Einführung der Alters- und Hinterbliebenen-
versicherung durch das Diätengesetz 1968 hatte sich 
die im Jahre 1963 abgeschlossene Todesfallversiche-
rung mit einer Versicherungssumme von 50 000 DM 
erübrigt. Für die bei Inkrafttreten des Diätengeset-
zes 1968 auf den Todesfall versicherten Abgeordne-
ten mußte aus Rechtsgründen eine Übergangsrege-
lung geschaffen werden. Die Übergangsregelung sah 
vor, daß 

1. die Todesfallversicherung auf Bundeskosten wie 
bisher fortgesetzt werden konnte und die Ver-
sorgungsleistungen um die Beiträge des Bundes 
seit 1. Januar 1968 gekürzt wurden, 

2. die Versicherung auf eigene Kosten fortgesetzt 
werden konnte, 

3. die Versicherung beitragsfrei weiterlaufen 
konnte, 

4. die Versicherung gegen Erstattung des auf eige-
nen Beiträgen beruhenden Rückkaufswertes auf-
gelöst werden konnte. 

Die Entscheidung zwischen diesen vier Möglich-
keiten war innerhalb von drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten des Diätengesetzes 1968 zu treffen. 

Diese dem Inhalt des § 20 Abs. 1 des Diätengesetz 
1968 entsprechende Vorschrift muß weiter erhalten 
bleiben, damit bei Fortsetzung der Todesfallver-
sicherung auf Bundeskosten die Versorgungsleistun-
gen um die vom Bund gezahlten Beiträge gekürzt 
werden können. Der vom Abgeordneten während 
seiner Mitgliedschaft gezahlte Eigenanteil von 60 
DM im Monat bleibt dabei unberücksichtigt. 

Zu § 33 — Umwandlung oder Auflösung der Todes-
fallversicherung 

Mit dem Ersten Diätenänderungsgesetz vom 22. Juni 
1972 (BGBl. I S. 993) ist den Mitgliedern und ehe-
maligen Mitgliedern, die sich für die Fortsetzung 
der Todesfallversicherung auf Bundeskosten ent-
schieden hatten, ohne Einhaltung einer Frist erneut 
die Möglichkeit eingeräumt worden, die Todesfall-
versicherung in eine Einzelversicherung auf eigene 
Kosten oder eine beitragsfreie Versicherung umzu-
wandeln. Die Versorgungsleistungen werden in die-
sem Falle um die vom 1. Januar 1968 bis zur Um-
wandlung oder bis zum Eintritt des Versorgungsfal-
les vom Bund gezahlten Beiträge gekürzt. Außerdem 
kann die Versicherung jederzeit gegen Erstattung 
des auf eigenen Beiträgen beruhenden Rückkaufs- 

wertes aufgelöst werden. Damit diese Möglichkeit 
auch für die Zukunft erhalten bleibt, ist eine Über-
gangsregelung erforderlich. 

Zu § 34 — Versorgung vor 1968 ausgeschiedener 
Mitglieder 

In den Versicherungsvertrag über die Leistungen 
aus der Alters- und Hinterbliebenenversorgung sind 
aus versicherungstechnischen Gründen nur die dem 
Bundestag angehörenden und künftige Mitglieder 
einbezogen worden. Durch die Übergangsregelung 
des § 22 des Diätengesetz 1968 wurde den ehema-
ligen Mitgliedern, die vor Inkrafttreten des Gesetzes 
aus dem Bundestag ausgeschieden waren, die Mög-
lichkeit gegeben, Versorgungsleistungen nach dem 
Diätengesetz 1968 zu beantragen. Die Versorgungs-
bezüge sind direkt aus dem Bundeshaushalt gelei-
stet worden. Um die bestehenden Anwartschaften, 
bei denen die Altersvoraussetzungen für einen Ver-
sorgungsanspruch noch nicht erfüllt sind, zu erhal-
ten, ist auch weiterhin eine solche Übergangsrege-
lung erforderlich. 

Zu § 35 — Weiterzahlung des Übergangsgeldes 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß der bisherige An-
spruch auf Übergangsgeld (bisher: Aufwendungsent-
schädigung nach § 2 des Diätengesetzes 1968) den 
ehemaligen Mitgliedern erhalten bleibt. Erfaßt wird 
folgender Personenkreis: 

— Abgeordnete, die vor Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes ausgeschieden sind und bereits Über-
gangsgeld nach dem Diätengesetz 1968 erhal-
ten (oder sich das Übergangsgeld in einer 
Summe haben auszahlen lassen), 

— Abgeordnete, die mit dem Ende der 7. Wahl-
periode ausscheiden, 

— Hinterbliebene, an die das Übergangsgeld nach 
§ 2 Abs. 3 des Diätengesetzes 1968 weiterge-
zahlt wird. 

Weil das Übergangsgeld nach altem Recht gewährt 
wird, ist es steuerfrei. Auch Bezüge aus öffentlichen 
Kassen sind nicht anzurechnen, weil das Übergangs-
geld auf der Grundlage der bisherigen steuerfreien 
Aufwandsentschädigung gezahlt wird. 

Zu § 36 — Anrechnung von Zeiten 
für das Übergangsgeld 

Diese Vorschrift gilt für Abgeordnete, die nach In-
krafttreten der Neuregelung ausscheiden und dem 
Bundestag bereits vor der 8 . Wahlperiode angehört 
haben. Ihnen wird das Übergangsgeld ausschließlich 
nach neuem Recht gezahlt. Die vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes liegenden Zeiten der Mitgliedschaft im 
Bundestag sind deshalb anzurechnen. 

Zu § 37 — Gekürzte Versorgungsabfindung 

Diese Übergangsregelung ist geschaffen worden für 
das Mitglied des Bundestages, das bereits vor In-
krafttreten des neuen Gesetzes dem Bundestag an- 
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gehört hat und nach dem Inkrafttreten ohne Ver-
sorgungsanspruch ausscheidet. Dieser Abgeordnete 
erhält, sofern er sich nicht nachversichern oder die 
Zeit auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit anrechnen 
läßt, eine Versorgungsabfindung nach § 17 Abs. 1 
dieses Gesetzes. Weil er jedoch für die Zeit der Gel-
tungsdauer des Diäten-Gesetzes 1968 einen Anspruch 
auf Erstattung der von ihm gezahlten Beiträge zur 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung hat, wird 
für diese Zeit die Versorgungsabfindung nur zur 
Hälfte gezahlt. 

Zu § 38 — Anrechnung früherer Versorgungsbezüge 

Durch diese Vorschrift wird ausgeschlossen, daß 
Versorgungsbezüge nach altem Recht in die Anrech-
nung nach § 22 Abs. 3 und 4 einbezogen werden. 
Diese Regelung betrifft Abgeordnete, die bis zum 
oder mit dem Ende der 7. Wahlperiode ausgeschie-
den sind oder ausscheiden. Neben Einkommen oder 
Versorgungsbezügen aus der Verwendung im öffent-
lichen Dienst verbleibt diesen ehemaligen Abgeord-
neten die Versorgung aus dem Mandat nach altem 
Recht in voller Höhe. Im übrigen wird auf die Be-
gründung zu § 22 verwiesen. 

Absatz 2 gilt für ehemalige Abgeordnete, die ne-
ben einer Entschädigung aus der Mitgliedschaft in 
einem Landtag Versorgungsbezüge nach dem Diä-
tengesetz 1968 erhalten. Aus dieser Versorgung 
wird nur der Teil in die Anrechnung einbezogen, 
der aus öffentlichen Kassen finanziert worden ist. 
Der auf eigenen Beiträgen beruhende Anteil bleibt 
anrechnungsfrei. 

Zu § 39 — Versorgung für Zeiten vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes 

Absatz 1 bestimmt, daß sich die Versorgung von vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgeschiedenen Ab-
geordneten voll nach den Vorschriften des Diäten

-

Gesetzes 1968 richtet. 

Absatz 2 sieht vor, daß wiedergewählte Abgeordne-
te in die neue Altersversorgung übergeleitet wer-
den. Für sie tritt an die Stelle der aufgrund des Ver-
sicherungsvertrages und des Diäten-Gesetzes 1968 
erworbenen Anwartschaften die Versorgung nach 
diesem Gesetz. Dabei werden Zeiten der Mitglied-
schaft im Bundestag vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes bei der Begründung und der Höhe des neuen 
Anspruchs voll berücksichtigt. Der neue Versor-
gungsanspruch ist brutto wie netto höher als die 
vergleichbare Altersversorgung nach bisherigem 
Recht. Nur bei einem Zusammentreffen der Versor-
gung nach diesem Gesetz mit ausgesprochen hohen 
Versorgungsbezügen aus anderen öffentlichen Kas-
sen ergeben sich aufgrund der Steuerprogression 
und der Anrechnung nach § 22 Abs. 4 gewisse finan-
zielle Einbußen im Vergleich zum bisherigen Recht. 

Zu § 40 — Abgeordnete des Landes Berlin 

Diese Vorschrift regelt den Erwerb und Verlust der 
Mitgliedschaft im Bundestag durch Abgeordnete des 
Landes Berlin. Diese Vorschrift entspricht dem bis-
herigen § 53 des Bundeswahlgesetzes. 

Zu § 41 — Zahlungsvorschriften 

§ 41 enthält im wesentlichen keine Neuregelung, 
sondern faßt folgende Vorschriften des Diätengeset-
zes 1968 zusammen: § 2 Abs. 2, § 17 Abs. 1 Sätze 3 
bis 5 und § 23. 

Absatz 1 bestimmt den Beginn der Leistungen auf 
Entschädigung, Aufwandsentschädigung und freie 
Benutzung der Verkehrsmittel für den gewählten 
Bewerber, der seine Wahl angenommen hat, auch 
wenn die Wahlperiode des vorhergehenden Bundes-
tages noch nicht abgelaufen ist. 

Absatz 2 regelt das Ende der Ansprüche auf Lei-
stungen nach diesem Gesetz bei Beendigung des 
Mandats. Die Entschädigung und die Pauschalen 
werden bis zum Ende des Monats gezahlt, in dem 
das Mandat endet. Das Recht auf freie Benutzung 
der Verkehrsmittel (§ 29) bleibt für zwei Wochen 
nach Ablauf der Wahlperiode erhalten, damit Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit dem (bisheri-
gen) Mandat noch abgewickelt werden können. Dies 
gilt auch für die Abgeordneten, die während der so-
genannten parlamentslosen Zeit bestimmte Rechte 
des Bundestages wahrnehmen. Erfaßt werden hier-
von der Präsident, seine Stellvertreter, die Mitglie-
der des Ständigen Auschusses und der Ausschüsse 
für Auswärtiges sowie für Verteidigung. 

Absatz 3 regelt die Ansprüche der Abgeordneten bei 
Auflösung des Bundestages. Die Zahlung der Ent-
schädigung und der Pauschalen und die freie Be-
nutzung der Verkehrsmittel endet zwei Wochen 
nach der Neuwahl. 

Absatz 4 ist eine notwendige Ergänzung für den 
Aufwendungsersatz für Mitarbeiter nach § 25 
Abs. 3. Damit werden die im Vertrag zwischen dem 
Abgeordneten und dem Mitarbeiter vorgesehenen 
Kündigungsfristen bis zu fünf Monaten nach dem 
Monat des Ausscheidens berücksichtigt. Endet das 
Arbeitsverhältnis früher, wird auch kein Aufwen-
dungsersatz mehr gezahlt 

Absatz 5 regelt den Zahlungsmodus. Die Entschädi-
gung und die Pauschalen werden monatlich im vor-
aus gezahlt. Ist nur für einen Teil eines Monats zu 
zahlen, wird je Kalendertag ein Dreißigstel gezahlt 
und dieser Betrag auf volle DM aufgerundet. 

Zu § 42 — Aufrundung 

Diese Vorschrift vereinfacht die Abrechnung. Sie 
entspricht § 24 des Diätengesetzes 1968. 

Weil die Entschädigung nunmehr mit einem festen 
Betrag angesetzt wird, bezieht sich die Aufrun-
dungsvorschrift nur noch auf die Versorgungslei-
stungen. 

Zu § 43 — Verzicht, Übertragbarkeit 

Die Vorschrift entspricht § 25 des Diätengesetzes 
1968. Wie bisher sind auch künftig die Entschädi-
gung und andere Ansprüche nach diesem Gesetz 
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nicht übertragbar und damit gemäß § 851 Abs. 1 der 
Zivilprozeßordnung auch nicht pfändbar. Die Vor-
schrift dient der durch Artikel 48 Abs. 2 GG ge-
botenen Sicherung der Unabhängigkeit des Abge-
ordneten. 

Zu § 44 — Ausführungsbestimmungen 

Mit dieser Vorschrift wird dem Ältestenrat das 
Recht übertragen, Ausführungsbestimmungen zu 
diesem Gesetz zu erlassen. Solche Ausführungsbe-
stimmungen kommen insbesondere in Betracht zu 
§ 24 Abs. 1 (Erstattung der Heilbehandlungskosten), 
zu § 25 Abs. 3 (Mitarbeiterrichtlinien), zu § 25 Abs. 5 
(Benutzung der Dienstfahrzeuge, der Fernmelde-
anlagen und dgl.) und zu § 30 (Reiserichtlinien). 

Zu § 45 — Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel; 
siehe auch Artikel VIII. 

Zu § 46 — Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt mit wenigen Aussnahmen mit dem 
ersten Zusammentritt des achten Bundestages in 
Kraft. Dies wird frühestens der 14. Dezember 1976 
sein, weil die Wahlperiode des siebten Bundestages 
mit dem 13. Dezember 1976 endet. 

Absatz 1 regelt das generelle Inkrafttreten mit dem 
ersten Zusammentritt des achten Bundestages. 
Gleichzeitig werden das Diätengesetz 1968 und das 
Rechtsstellungsgesetz außer Kraft gesetzt. Von die-
sem Zeitpunkt an erhalten alle Abgeordneten die 
Leistungen nach diesem Gesetz. Gleichzeitig gilt z. B. 
aber auch der bisherige Ruhestand bei den Beamten, 
die bisher dem Bundestag bereits angehört haben, 
als beendet. 

Absatz 2 regelt das vorzeitige Inkrafttreten einiger 
Vorschriften für gewählte Bewerber, die nicht dem 
siebten Bundestag angehören. Danach ruhen die 
Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis eines 
Beamten (Richters, Soldaten und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes) bereits mit der Annahme der 
Wahl. Von diesem Zeitpunkt an werden auch be-
reits die Leistungen (Entschädigung, Aufwandsent-
schädigung, freie Benutzung der Verkehrsmittel) ge-
währt. 

Absatz 3 regelt eine Ausnahme für die beamteten 
Professoren an Hochschulen, die erstmals in die In-
kompatibilitätsregelung aufgenommen wurden. Für 
sie gelten die beamtenrechtlichen Regelungen, so 
insbesondere das Ruhen der Rechte und Pflichten 
aus dem Dienstverhältnis, erst mit Beginn der Wahl-
periode des neunten Bundestages. Eine solche Über-
gangsregelung ist für diesen Personenkreis notwen-
dig, weil sonst insbesondere die weitere Betreuung 
der Doktoranden und Habilitanden gefährdet ge-
wesen wäre, die eng mit der Person des Professors 
verknüpft ist. 

Zu Artikel II — Einkommensteuergesetz 

Zu Nummer 1 Buchstabe a: § 22 Ziff. 2 a 

Nach der neuen Ziffer 2 a des § 22 unterliegen die 
aufgrund des Abgeordnetengesetzes gezahlten Ent-
schädigungen, Amtszulagen, Übergangsgelder, Ster-
begelder, Versorgungsabfindungen und Versor-
gungsbezüge der Besteuerung. Das gleiche gilt für 
die vergleichbaren Bezüge, die aufgrund der ent-
sprechenden Gesetze der Länder gezahlt werden. 
Auf die in einer Summe gezahlten Übergangsgelder 
und Versorgungsabfindungen findet § 34 Abs. 3 
EStG Anwendung, der zu einer Milderung der Ein-
kommensteuer-Progression durch eine Verteilung 
dieser Einnahmen auf maximal drei Jahre führt. 

§ 22 Ziff. 2 a Satz 2 bestimmt, daß dann, wenn der 
durch das Mandat veranlaßte Aufwand durch eine 
pauschalierte Aufwandsentschädigung abgegolten 
wird, ein Abzug jeglicher mandatsbedingter Auf-
wendungen als Werbungskosten unzulässig ist. Da 
die Mitglieder des Bundestages nach § 25 des Abge-
ordnetengesetzes zur Abgeltung ihrer durch das 
Mandat veranlaßten Aufwendungen eine Amtsaus-
stattung als Aufwandsentschädigung erhalten, 
kommt für sie ein Abzug von mandatsbedingten 
Aufwendungen als Werbungskosten nicht in Be-
tracht, sieht man von dem seltenen Fall des § 26 des 
Abgeordnetengesetzes ab. Durch das Mandat veran-
laßte Aufwendungen sind demnach allenfalls dann 
als Werbungskosten abziehbar, wenn und soweit 
die Länder ihren Abgeordneten keine Aufwandsent-
schädigungen mit Abgeltungscharakter zahlen. 

Dieses Abzugsverbot hat zur Folge, daß Partei- und 
Fraktionsbeiträge nicht als Werbungskosten abzieh-
bar sind. Diese Lösung ist jedoch unabhängig von 
der Gestaltung des Werbungskostenabzugs, denn sie 
ergibt sich zwingend aus den Feststellungen des Ur-
teils, wonach die Abgeordnetenbezüge nach Grund-
sätzen zu besteuern sind, die für alle gleich sind. 
Für die Partei- und Fraktionsbeiträge bedeutet dies, 
daß sie nur als Sonderausgaben im Rahmen der 
Höchstbeträge des § 10 b Abs. 2 EStG geltend ge-
macht werden können. 

§ 22 Ziff. 2 a Satz 3 legt fest, daß Wahlkampfkosten 
für die Erlangung eines Bundestags- oder Landtags-
mandats nicht als Werbungskosten abgezogen wer-
den dürfen. Der Entwurf hat sich bei dieser Entschei-
dung von folgenden Erwägungen leiten lassen: 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts (Beschluß vom 9. März 1976 — 2 BvR 89/74 —) 
hat auch ein nicht parteigebundener Bewerber um 
ein Bundestags- oder Landtagsmandat einen An-
spruch auf Wahlkampfkostenerstattung aus der 
Staatskasse. Aus diesem Grund steht der gefunde-
nen Lösung auch die Rechtsprechung des Bundes-
finanzhofs (Urteil vom 8 . März 1974, BStBl. II S. 407) 
nicht entgegen, wonach die Wahlkampfkosten eines 
Bewerbers um ein kommunales Wahlamt als Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit abziehbar sind, denn diesem Personen-
kreis steht keine Erstattung von Wahlkampfkosten 
aus der Staatskasse zu. Der Entwurf sieht von einer 
steuerlichen Berücksichtigung der Wahlkampfkosten 
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auch deshalb ab, weil sie wegen der je nach Ein-
kommenshöhe unterschiedlichen steuerlichen Aus-
wirkungen die Gefahr in sich birgt, den Grundsatz 
der Chancengleichheit aller Wahlbewerber zu be-
einflussen (vgl. dazu den oben zitierten Beschluß des 
BVerfG unter B II 5). Gleichwohl muß zu einem spä-
teren Zeitpunkt die Frage der steuerlichen Behand-
lung der Wahlkampfkosten noch einmal grundsätz-
lich geprüft werden. 

§ 22 Ziff. 2 a Satz 4 bestimmt, daß den Empfängern 
von Versorgungsbezügen entsprechend der Rege-
lung in § 19 Abs. 2 ein jährlicher Freibetrag von 
40 v. H. ihrer Bezüge, höchstens von 4 800 DM zu-
steht. Durch den zweiten Halbsatz wird klargestellt, 
daß beim Zusammentreffen mit Versorgungsbezü-
gen i. S. von § 19 Abs. 2 Satz 2 EStG der Freibetrag 
insgesamt höchstens 4 800 DM betragen kann. 

Zu Nummer 1 Buchstabe b: § 22 Ziff. 3 

Die Änderung von § 22 Ziff. 3 ist eine Folge der Ein-
fügung einer neuen Ziffer 2 a. 

Zu Nummer 2: § 24 Ziff. a 

Durch die Neufassung von § 24 a Satz 2 werden auch 
die nach § 22 Ziff. 2 a Satz 4 begünstigten Versor-
gungsbezüge von der steuerlichen Entlastung nach 
dieser Vorschrift ausgeschlossen. 

Zu Nummer 3: § 49 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, daß die Ein-
künfte im Sinne des § 22 Ziff. 2 a EStG inländische 
Einkünfte im Sinne der beschränkten Einkommen-
steuerpflicht nach § 1 Abs. 3 EStG sind. 

Zu Nummer 4: § 52 

Satz 1 des neuen Absatzes 19 a des § 52 regelt das 
Inkrafttreten von § 22 Ziff. 2 a. Er bestimmt, daß für 
den Bereich des Deutschen Bundestages das neue 
Recht auf Entschädigungen, Amtszulagen, Über-
gangsgelder, Sterbegelder, Versorgungsabfindungen 
und Versorgungsbezüge anzuwenden ist, die auf der 
Grundlage des Abgeordnetengesetzes gezahlt wer-
den. 

Satz 2 sieht vor, daß durch Gesetzgebungsakte der 
Länder bestimmt wird, wann die Vorschriften über 
die Besteuerung der Diäten in den Ländern in Kraft 
treten. Die Vorschrift ist erforderlich, weil die Län-
der ihre Diäten-Gesetze nicht zum selben Zeitpunkt 
wie der Bund an die neue Rechtslage anpassen. 

Zu Artikel III — Beamtenrechtsrahmengesetz 

Mit dieser Vorschrift wird ein Beförderungsverbot 
für die Beamten unter den Abgeordneten geschaffen, 
die ihr Mandat niederlegen und bereits neu für den 
Bundestag kandidieren. Es soll damit einem mög-
lichen Mißbrauch vorgebeugt werden, der darin be-
stehen könnte, daß ein Abgeordneter nur zum 
Zweck seiner Beförderung sein Mandat niederlegt, 

um (später) einen Anspruch auf Wiederverwendung 
in einem höheren Amt oder auf ein besseres Ruhe-
gehalt zu haben. 

Zu Artikel IV — Bundesbeamtengesetz 

Dieses Beförderungsverbot entspricht der Regelung 
des § 7 a des Beamtenrechtsrahmengesetzes (vgl. 
Artikel III). 

Zu Artikel V — Deutsches Richtergesetz 

Das mit § 17 a eingefügte Beförderungsverbot ent-
spricht der Regelung des § 7 a des Beamtenrechts-
rahmengesetzes (vgl. Artikel III). 

Mit der Änderung des § 36 wird erreicht, daß Rich-
ter in Zukunft wie alle anderen Bewerber nur bis 
einschließlich des Wahltages beurlaubt werden. 
Eine Beurlaubung über den Wahltag hinaus läßt 
sich, auch unter Berücksichtigung der dienstrecht-
lichen Sonderstellung der Richter, im Vergleich mit 
anderen Bewerbern nicht mehr vertreten. 

Im übrigen bleibt es bei der bisherigen Sonderrege-
lung für den Wahlvorbereitungsurlaub. Danach sind 
Richter für bis zu zwei Monate vor der Wahl mit 
Dienstbezügen zu beurlauben. Es handelt sich hier-
bei nicht um einen Urlaub auf Antrag wie bei den 
anderen Wahlbewerbern (vgl. Erläuterung zu § 5 
des Abgeordnetengesetzes), sondern der Richter ist 
von Amts wegen zu beurlauben und von daher sind 
auch seine Bezüge fortzuzahlen. Die besondere 
Rechtsstellung der Richter gebietet eine solche Re-
gelung. 

Zu Artikel VI — Soldatengesetz 

Zu Nummer 1: § 4 a 

Das mit § 4 a eingefügte Beförderungsverbot ent-
spricht der Regelung des § 7 a des Beamtenrechts-
rahmengesetzes (vgl. Artikel III). 

Zu Nummer 2: § 25 

Die Änderung des § 25 ist dadurch bedingt, daß die 
Unvereinbarkeit von Amt und Mandat abschließend 
in den §§ 7 bis 12 des Abgeordnetengesetzes gere-
gelt ist und in diese Regelung auch die Berufssolda-
ten und Soldaten auf Zeit einbezogen sind (§ 11 
Abs. 1 und 2 des Abgeordnetengesetzes). 

Zu Nummer 3: § 25 — Inkrafttreten —

§ 25 regelt in seiner bisherigen Fassung nicht nur 
die Rechtsstellung der in den Bundestag, sondern 
auch die Rechtsstellung der in ein Landesparlament 
gewählten Soldaten. Die vorgesehene neue Fassung 
kann daher für die Länder erst dann in Kraft treten, 
wenn sie ihrerseits auf der Grundlage des Diäten-
Urteils die Entschädigung der Landesparlamentarier 
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und die Rechtsstellung der in ein Landesparlament 
gewählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
neu geregelt haben. 

Zu Artikel VII — Bundeswahlgesetz 

Die Änderungen des Bundeswahlgesetzes sind nur 
redaktioneller Art. Sie ergeben sich daraus, daß die 

 Vorschriften über den Erwerb und Verlust des Man-
dats in das Abgeordnetengesetz (§§ 1 bis 3 und 40) 
übernommen worden sind. 

Zu Artikel VIII — Berlin -Klausel 

Artikel VIII enthält die Berlin-Klausel. Siehe auch 
die Berlin-Klausel in § 45 des Artikels I. 

Zu Artikel IX — Inkrafttreten 

Artikel IX regelt das Inkrafttreten für die Artikel II, 
III, IV, V, VI, VII und VIII. Das Inkrafttreten des 
Artikels I (Abgeordnetengesetz) ist in dessen § 46 
geregelt. 

III. Kosten 

Der Entwurf hat finanzielle Auswirkungen auf die 
Haushalte des Bundes und der Länder. 

Durch die Besteuerung der Entschädigung entstehen 
Mehreinnahmen. Sie stehen dem Bund und den Län-
dern je zur Hälfte zu (Artikel 106 Abs. 3 GG). Wei-
tere Mehreinnahmen werden durch die Besteuerung 
der Übergangsgelder und die höhere Besteuerung 
der Alters- und Hinterbliebenenentschädigungen so

-

wie durch die Progressionswirkung des Steuertarifs 
bei Einkünften neben der Entschädigung entstehen. 
Diese weiteren Mehreinnahmen sind in der unten 
stehenden Zusammenfassung nicht mit aufgeführt. 

Durch die Neufestsetzung der Entschädigung, der 
Aufwandsentschädigungen und der Übergangsgelder 
sowie durch die Neuordnung der Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung, durch die Einführung eines 
Teilersatzes der Heilbehandlungskosten und die 
Erweiterung des Ersatzes der Aufwendungen für 
die Beschäftigung von Mitarbeitern entstehen Mehr-
ausgaben. Sie belasten nur den Bund. Ihnen stehen 
Minderausgaben durch den Wegfall des Zuschusses 
zur bisherigen Altersversorgung und des Beitrages 
zur bisherigen Unfallversicherung gegenüber. 

Durch den Wegfall von Ruhegehältern und Vergü

-

tungen und Beihilfen für Angehörige des öffentli- 

chen Dienstes und durch die Einführung von Kür-
zungs- und Anrechnungsvorschriften treten Minder-
ausgaben ein. Dadurch werden insbesondere die 
Haushalte der Länder entlastet. Weitere Minder-
ausgaben können besonders durch den Wegfall des 
bezahlten Wahlvorbereitungsurlaubes für die An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes entstehen. In 
der unten stehenden Zusammenstellung sind diese 
weiteren Minderausgaben jedoch nicht mit aufge-
führt, weil sie sich schwer quantifizieren lassen. 

In den ersten Jahren nach Inkrafttreten des Geset-
zes tritt eine Erhöhung der Gesamtbelastung der 
öffentlichen Hand nur durch die Erweiterung des 
Ersatzes der Aufwendungen für die Beschäftigung 
von Mitarbeitern der Mitglieder des Bundestages 
ein. 

In den folgenden Jahren — insbesondere jeweils 
nach Ablauf einer Wahlperiode — werden weitere 
Mehrausgaben durch die Neuordnung der Alters-
und Hinterbliebenenversorgung eintreten. 

Einen Überblick über die Mehreinnahmen, Mehraus-
gaben und Minderausgaben gibt die folgende Zu-
sammenstellung für die Jahre 1976 bis 1981: 
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1976 1977 1978 1979 1980 1981 

Bund Län

-

der Bund Län

-

der Bund  Län

-

der  Bund  Län

-

der  Bund  
Län

-

der Bund Län

-

der 

- jeweils in Millionen DM - 

Einnahmen: 0,6 0,6 8,1 	8,1 8,1 	8,1 8,1 8,1 8,7 8,7 8,1 8,1 

Gesamteinnahmen 1,2 16,2 16,2 16,2 17,4 16,2 

Ausgaben 

Entschädigung 	 1,9 - 25,9 	- 25,9 	- 25,9 - 27,8 - 25,9 - 

Aufwandsentschädigungen . . 0,2 - 2,2 	- 2,2 	- 2,2 - 4,5 - 2,2 - 

Teilersatz der Heilbehand- 
lungskosten 	 0,5 - 3,2 	- 3,2 	- 3,2 - 3,7 - 3,2 - 

Aufwendungen für 
Mitarbeiter 	 0,7 - 10,3 	- 10,3 	- 10,3 - 11,0 - 10,3 - 

Übergangsgeld 	  - - 0,4 	- 0,4 	- 0,4 - 0,4 - 1,6 - 

Altersversorgung 	 - - 0,3 	- 0,5 	- 0,8 - 1,1 - 3,3 - 

Versorgungsabfindung 	 - - - 	- - 	- - - 0,7 - - - 

Sterbegeld 	  - - - 	- - 	- - - - - - - 

Zwischensumme 	 3,3 - 42,3 	- 42,5 	- 42,8 - 49,2 - 46,5 - 

Minderausgaben: 

Zuschuß Altersversorgung . . 0,8 - 7,1 	- 7,1 	- 7,1 - 7,9 - 7,1 - 

Beitrag Unfallversicherung . . - - 0,3 	- 0,3 	- 0,3 - 0,3 - 0,3 - 

Ruhegehälter und 
Beihilfen 	  0,1 0,5 1,1 	5,8 1,1 	5,8 1,1 5,8 1,1 5,8 1,1 5,8 

Kürzungs- und Anrech- 
nungsvorschriften 	 0,1 - 1,5 	0,4 1,5 	0,4 1,5 0,4 1,5 0,4 1,5 0,4 

Zwischensumme 	 1,0 0,5 10,0 	6,2 10,0 	6,2 10,0 6,2 10,8 6,2 10,0 6,2 

Ausgaben abzüglich 
Minderausgaben 	 2,3 - 0,5 32,3 	-6,2 32,5 	-6,2 32,8 	-6,2 38,4 	- 6,2 36,5 -6,2 

Es verbleiben Gesamtaus- 
gaben 	  1,8 26,1 26,3 26,6 32,2 30,3 

Die Geamtausgaben über- 
steigen die Gesamtein- 
nahmen um 	 0,6 9,9 10,1 10,4 14,8 14,1 
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Das ergibt in den Jahren der derzeitigen Finanz-
planung folgende Gesamtbelastung 

1976 1977 1978 1979 1980 

- in Millionen DM - 

Einnahmen 1,2 16,2 16,2 16,2 17,4 

Ausgaben 1,8 26,1 26,3 26,6 32,2 

Die Ausgaben 
übersteigen 
die Einnah- 
men um .... 0,6 9,9 10,1 10,4 14,8 

a) Anteil des Bundes 

Von den oben aufgeführten Einnahmen und Aus-
gaben entfallen auf den Bund: 

1976 1977 1978  1979  1980 

- in Millionen DM - 

Einnahmen 0,6 8,1 8,1 8,1 8,7 

Ausgaben 2,3 32,3 32,5 32,8 38,4 

Die Ausgaben 
übersteigen 
die Einnah- 
men um .... 1,7 24,2 24,4 24,7 29,7 

b) Anteil der Länder 

Von den oben aufgeführten Einnahmen und Min-
derausgaben entfallen auf die Länder: 

1976 1977 1978 1979 1980 

- in Millionen DM - 

Einnahmen 	. . 0,6 8,1 8,1 8,1 8,7 

Minderausga- 
ben 	 0,5 6,2 6,2 6,2 6,2 

Die Länder 
werden mit- 
hin entlastet 
mit 	 1,1 14,3 14,3 14,3 14,9 
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IV. Noch zu lösende Probleme 

1. Wie in der Begründung zu Artikel II bereits 
ausgeführt, sieht der Entwurf von einer steuer-
lichen Berücksichtigung der Wahlkampfkosten 
ab. Gleichwohl muß diese Frage noch einmal 
zu einem späteren Zeitpunkt eingehend geprüft 
werden und zwar sowohl im Hinblick auf das 
Urteil des Bundesfinanzhofs vom 8 . März 1974 
(BStBl. II S. 407), das die Abziehbarkeit von 
Wahlkampfkosten eines Bewerbers um ein kom-
munales Wahlamt feststellt, als auch im Hin-
blick auf die Regelungen der Parteienfinanzie-
rung als auch im Hinblick auf eventuelle Miß-
brauchsmöglichkeiten. 

2. Nach dem Diäten-Urteil verlangt Artikel 48 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 38 Abs. 1 GG 
„gesetzliche Vorkehrungen dagegen, daß Abge-
ordnete Bezüge aus einem Angestelltenverhält-
nis, aus einem sog. Beratervertrag oder ähn-
lichem, ohne die danach geschuldeten Dienste 
zu leisten, nur deshalb erhalten, weil von ihnen 
im Hinblick auf ihr Mandat erwartet wird, sie 
würden im Parlament die Interessen des zahlen-
den Arbeitgebers, Unternehmers oder der zahlen- 

den Großorganisation vertreten und nach Mög-
lichkeit durchzusetzen versuchen. Einkünfte die-
ser Art sind mit dem unabhängigen Status der 
Abgeordneten und ihrem Anspruch auf gleich-
mäßige finanzielle Ausstattung in ihrem Man-
dat unvereinbar". Dieses Problem ist im Entwurf 
nicht mit geregelt worden, weil es noch einer 
längeren und eingehenderen Prüfung bedarf. 
Insbesondere ist zu prüfen und abzuwarten, ob 
und wie sich die schon jetzt bestehenden Rege-
lungen der Geschäftsordnung bewähren. 

3. Der Wegfall einer Bezahlung des Wahlvorberei-
tungsurlaubs für die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes war im Hinblick auf den Gleich-
heitssatz geboten. Damit bleibt aber die Frage 
offen, ob nicht zur Herstellung einer besseren 
Chancengleichheit die Bezahlung eines Wahl-
vorbereitungsurlaubs für alle ernsthaften Bewer-
ber um ein Mandat geschaffen werden sollte. 
Dieses Problem ist sowohl auf die eventuell 
vorhandenen Mißbrauchsmöglichkeiten als auch 
auf die finanziellen Auswirkungen eingehend zu 
prüfen. 
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1. Zusammensetzung des Beirats für Entschädigungsfragen 

Ordentliche Mitglieder des Beirats: 

Ludwig Rosenberg 	Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
Vorsitzender 	 von 1962 bis 1969; 

Vizepräsident des Internationalen Bundes Freier 
Gewerkschaften von 1963 bis 1969 

William Borm 	 Mitglied des Deutschen Bundestages von 1963 bis 
Stellvertretender 	1972 
Vorsitzender 

Dr. Karl Klasen 	Präsident der Deutschen Bundesbank 

Karl Krammig 	 Mitglied der Bremischen Bürgerschaft von 1952 bis 
1953 und 1960 bis 1963; 

Mitglied des Deutschen Bundestages vom 1953 bis 
1961 und 1965 bis 1972; 

Senator a. D. 

Dr. Thomas Löffelholz 	Leiter der Bonner Redaktion der „Stuttgarter Zei

-

tung" 

Dr. Karl Mommer 	Mitglied des Deutschen Bundestages von 1949 bis 
1969; 

Vizepräsident des Deutschen Bundestages von 1966 
bis 1969; 

Mitglied der Beratenden Versammlung des Europa-
rates von 1950 bis 1958 

Prof. Dr. Olaf Sievert 	Professor an der Universität des Saarlandes; 

Vorsitzender des Sachverständigenrates zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Prof. Dr. Hugo von Wallis Präsident des Bundesfinanzhofes 

Otto Wolff von Amerongen Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstages 
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Camil Wurz 
(bis 23. Januar 1976) 

Präsident des Landtages von Baden-Württemberg 

Albrecht Martin 
(ab 24. Januar 1976) 

Präsident des Landtages von Rheinland-Pfalz 

In Vertretung ständiger Mitglieder nahmen an Sitzungen des Beirats teil: 

Prof. Dr. Heinrich List 	Vizepräsident des Bundesfinanzhofes 

Als Sachverständige und Berater nahmen an Sitzungen des Beirats teil: 

Dr. Anton Böhringer 	Ministerialdirektor; 
Direktor beim Landtag von Baden-Württemberg 

Dr. Hans-Ulrich Kieschke 	Ministerialrat; 
Bundesministerium der Finanzen 

Dr. Hartmut Klatt 	Oberregierungsrat; 
Büro des Bundestagspräsidenten 

Dr. Peter-W. Schlüter 	Bundesbankdirektor; 
Deutsche Bundesbank 

Dr. Walther Schmidt 	Regierungsdirektor; 
Verwaltung des Landtages von Baden-Württemberg 

Dr. Franz Schoser 	Verbindungsreferent; 
Deutscher Industrie- und Handelstag 

2. Berufung, Auftrag und  Arbeit des Beirats 

2.1. Einsetzung und Auftrag 

Am 5. Juni 1974 1) wurden im Rahmen der Beratun-
gen über das Einkommensteuerreformgesetz vom 
Plenum des Bundestages folgende gleichlautende 
Entschließungsanträge der SPD- und der FDP-Frak-
tion einerseits, der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
andererseits 2) angenommen: 

„Der Deutsche Bundestag wird so rechtzeitig Än-
derungen des Diätengesetzes und des Einkom-
mensteuergesetzes verabschieden, daß die Grund-
diäten mit Wirkung vom 1. Januar 1975 der Be-
steuerung unterliegen. 

Der Deutsche Bundestag bekundet seine Ent-
schlossenheit, die Grundlagen für einen Beirat zu 
schaffen, dessen Aufgabe es sein wird, dem Deut-
schen Bundestag gutachtliche Vorschläge über 
die Höhe, Zusammensetzung und Gestaltung der 
Entschädigung der Abgeordneten zu unterbreiten. 
Dem Beirat sollen unabhängige und im öffentli-
chen Leben erfahrene Persönlichkeiten angehö-
ren." 

1) Stenographischer Bericht des Bundestages vom 5. Juni 
1974, S. 7054/B 

2) Bundestags-Drucksachen 7/2195, 7/2192 (neu) 

In Ausführung dieser Entschließung des Bundesta-
ges und aufgrund einer Vereinbarung des Ältesten-
rates des Deutschen Bundestages vom 14. Novem-
ber 1974 ist beim Präsidium des Deutschen Bundes-
tages ein „Beirat für Entschädigungsfragen" 3) er-
richtet worden. 

Dieses unabhängige und neutrale Sachverständi-
gengremium besteht aus zehn ehrenamtlich tätigen 
Mitgliedern, von denen drei ehemalige Abgeordne-
te sein sollen. Als ständige Mitglieder gehören dem 
Beirat der Präsident der Deutschen Bundesbank, der 
Präsident des Bundesfinanzhofes und ein Mitglied 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung an. Als weite-
re Mitglieder des Beirats sind zu berufen: ein Ver-
treter der Arbeitgeber, ein Vertreter der Arbeitneh-
mer, ein Mitglied der Bundespressekonferenz als 
Vertreter der Presse sowie ein Vertreter der Konfe-
renz der Landtagspräsidenten. 

Zum Vorsitzenden dieses Gremiums wurde der frü-
here Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des, Ludwig Rosenberg, gewählt. 

3) im folgenden Beirat genannt 
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Der Beirat hat laut Vereinbarung des Ältestenrates 
vom 14. November 1974 die Aufgabe, im Auftrag 
des Bundestagspräsidiums gutachtliche Vorschläge 
über die Höhe, Zusammensetzung und Gestaltung 
der Entschädigung der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages nach Artikel 48 Abs. 3 Grundgesetz 
(GG) zu unterbreiten. Darüber hinaus kann der Prä-
sident des Deutschen Bundestages den Beirat mit 
der Erstattung zusätzlicher Gutachten beauftra-
gen. 

Der Beirat ist in Ausführung der Bundestagsent-
schließung vom 5. Juni 1974 und aufgrund der Ver-
einbarung des Ältestenrates vom 14. November 
1974 gebildet worden. Er hat seine gutachtlichen 
Stellungnahmen gegenüber dem Deutschen Bundes-
tag abzugeben. 

Als Sachverständigengremium des Deutschen Bun-
destages und nach den ihm vom Bundestag erteil-
ten Aufträgen hat sich der Beirat mit der Ausge-
staltung der Entschädigung nur der Bundestagsab-
geordneten zu befassen. 

Die Diäten der Landtagsabgeordneten sind nicht 
Gegenstand seiner Prüfung und gutachtlichen Stel-
lungnahmen. Demgemäß beziehen sich auch die 
vorliegenden Empfehlungen des Beirats ausschließ-
lich auf die Rechtsstellung und auf die Diäten der 
Mitglieder des Bundestages. Die Vorschläge kön-
nen nicht ohne weiteres auf die Mitglieder der 
Landtage übertragen werden, weil die Verhältnisse 
bei den deutschen Landesparlamenten, was den 
Aufgabenbereich, den mandatsbedingen Aufwand 
sowie den Umfang der zeitlichen Inanspruchnahme 
durch das Mandat in den Länderparlamenten an-
geht, mit den Gegebenheiten beim Bundestag nur 
bedingt vergleichbar sind. 

2.2. Erstes Gutachten zur Besteuerung der 
Abgeordnetendiäten 

Im Rahmen der konstituierenden Sitzung des Bei-
rats am 17. Dezember 1974 brachte die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages, Frau Annemarie Ren-
ger, den Wunsch der drei Fraktionen des Bundesta-
ges zum Ausdruck, den Beirat in den parlamentari-
schen Willensbildungsprozeß zu dem Thema Be-
steuerung der Abgeordnetendiäten einzuschalten. 
Namens des Bundestages hat die Bundestagspräsi-
dentin den Beirat um eine gutachtliche Stellung-
nahme zur Besteuerung der Abgeordnetendiäten 
gebeten. 

In elf Sitzungen befaßte sich der Beirat mit dem 
Problem der Besteuerung der Abgeordnetendiäten. 
Anfang November 1975 stand die Endfassung des 
Gutachtenentwurfs zur abschließenden Beratung 
an. Während der Beratungen des Beirats wurde be-
kannt, daß eine Verfassungsbeschwerde beim Bun-
desverfassungsgericht anhängig sei. Das Bundes-
verfassungsgericht ließ in diesem Verfahren erken-
nen, daß es in seiner Entscheidung auch Aussagen 
über die Besteuerung der Abgeordnetendiäten tref-
fen werde. Im Hinblick auf die Bindungswirkung 
der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
hielt es der Beirat für richtig, die Vorlage seines 

Gutachtens zur Diätenbesteuerung bis nach Ver-
kündung der Entscheidung des Gerichts zurückzu-
stellen. 
Am 5. November 1975, als der Beirat seinen Bericht 
zur Besteuerung der Abgeordnetendiäten praktisch 
fertiggestellt hatte, verkündete das Bundesverfas-
sungsgericht im Verfahren über die Verfassungsbe-
schwerde des Dipl.-Ing. Karl-Heinz Schneider das 
Schlußurteil. Die weiter unten (Ziffer 2.3.) darge-
stellte veränderte Rechts- und Sachlage führte 
dazu, daß es bezüglich des Gutachtenentwurfs zur 
Besteuerung der Abgeordnetendiäten nicht mehr zu 
einer formellen Beschlußfassung des Beirats kam. 

Der Beirat hat es jedoch für zweckmäßig gehalten, 
den Entwurf seines Gutachtens zur Diätenbesteue-
rung der Präsidentin des Deutschen Bundestages 
zu übergeben. Hierzu fühlte sich der Beirat ver-
pflichtet, weil er in seinem Gutachten nicht nur 
verfassungsrechtliche Argumente vorgetragen hat, 
auf die auch das Bundesverfassungsgericht seine 
Begründung stützt, sondern darüber hinaus auch 
verfassungspolitische, historische, soziologische 
und rechtsvergleichende Aspekte zur Frage der Be-
steuerung der Abgeordnetendiäten geprüft und sei-
nem Votum zugrunde gelegt hat. Der Beirat hat je-
doch von einer Veröffentlichung dieses Gutachten-
entwurfs abgesehen. 
In den Empfehlungen des Beirats in seinem Gutach-
tenentwurf zur Besteuerung der Abgeordnetendiä-
ten heißt es, daß die Grunddiäten der Mitglieder 
des Bundestages (§ 1 Bundestagsdiätengesetz 1968) 
im Rahmen von § 22 Einkommensteuergesetz („son-
stige Einkünfte") der Besteuerung unterworfen wer-
den sollen. Weiter wird angeführt, daß die gesetzli-
che Neuregelung der Bundestagsdiäten über die 
Feststellung des Grundsatzes der Diätenbesteue-
rung hinaus auch eine Neufestsetzung der Grund-
diäten und der Aufwandspauschalen erfordere. 

2.3. Zweites Gutachten zur Neuregelung der Diäten 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. November 1975 zur Frage der Abgeordne-
tendiäten („Diätenurteil") schuf für die Arbeit des 
Beirats völlig neue Grundlagen. Das Bundesverfas-
sungsgericht hatte nicht nur die Frage der Besteue-
rung der Abgeordnetendiäten verfassungsrechtlich 
entschieden, sondern darüber hinaus zu einer Reihe 
von Fragen Stellung genommen, die den Status und 
die wirtschaftliche Lage der Abgeordneten betref-
fen. Da die Feststellungen des Bundesverfassungs-
gerichts eine Fülle neuer Fragen für die Entschädi-
gung der Abgeordneten aufgeworfen hatten, er-
schien es dem Beirat nicht sinnvoll, auf der Grund-
lage seines bisherigen Auftrages ausschließlich zum 
Prinzip der Diätenbesteuerung und den damit zu-
sammenhängenden Fragen gutachtlich Stellung zu 
nehmen. 
In einem Brief an die Präsidentin des Deutschen 
Bundestages vom 27. November 1975 erklärte sich 
der Beirat infolgedessen bereit, Vorschläge für eine 
umfassende Neuregelung der Diäten zu erarbeiten, 
die der durch das Diätenurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts geschaffenen veränderten Rechtslage 
Rechnung tragen würden. Wenn es die Präsidentin 
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des Deutschen Bundestages für nützlich halte, den 
Auftrag entsprechend zu erweitern, werde der Bei-
rat seine begonnene Arbeit weiterführen. 
Mit dem Antwortschreiben vom 9. Dezember 1975 
bat die Präsidentin den Beirat, zusätzlich zu dem 
bisherigen Auftrag einer gutachtlichen Stellung-
nahme zur Frage der Besteuerung der Abgeordne-
tendiäten ein weiteres Gutachten zu erstatten. Die-
ses Gutachten solle die wesentlichen Fragen behan-
deln, die sich aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 5. November 1975 ergeben. Die 
Präsidentin des Bundestages wies in diesem Zusam-
menhang darauf hin, hierbei werde besonders zu 
berücksichtigen sein, daß das Bundesverfassungsge-
richt in dem sogenannten Diätenurteil die „ange-
messene, ihre Unabhängigkeit sichernde Entschädi-
gung" nach Artikel 48 Abs. 3 GG als „Alimentation 
des Abgeordneten und seiner Familie aus der 
Staatskasse" bezeichnet habe. 
Insofern halte sie die Erweiterung des Auftrages 
nicht nur für nützlich, sondern im Sinne einer Bera-
tung des Deutschen Bundestages durch ein unab-
hängiges und neutrales Sachverständigengremium 
auch für geboten. 
Mit der Einsetzung des 2. Sonderausschusses des 
Deutschen Bundestages im Dezember 1975, der ei-
nen Gesetzentwurf zur Rechtsstellung der Mitglie-
der des Bundestages und zur Ausführung von Arti-
kel 48 GG erarbeiten soll, bekundeten die Fraktio-
nen des Bundestages ihre Entschlossenheit, so 
schnell wie möglich die notwendigen Konsequen-
zen aus dem Diätenurteil des Bundesverfassungsge-
richts zu ziehen. 

3. Empfehlungen des Beirats 

Aufgrund seiner Überlegungen zur Stellung der Ab-
geordneten des Bundestages in Verfassungsrecht 
und Verfassungswirklichkeit sowie unter Würdi-
gung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. November 1975 empfiehlt der Beirat für Ent-
schädigungsfragen zur Neuregelung der Diäten für 
die Mitglieder des Deutschen Bundestages: 
— Das künftig nach allgemeinen Grundsätzen zu 

versteuernde Mandatsgehalt (Grunddiäten) der 
Mitglieder des Bundestages sollte auf einen Be-
trag von 
jährlich 84 000 DM (monatlich 7 000 DM) 

festgesetzt werden 1). 

— Zur Abgeltung der mandatsbedingten Aufwen-
dungen wird wie bisher ohne Einzelnachweis 
eine steuerfreie Aufwandsentschädigung (Ko-
stenpauschale) gezahlt. Diese Kostenpauschale 
sollte für Mitglieder des Bundestages, die in 
Bonn eine zusätzliche Wohnung und in ihrem 
Wahlkreis ein eigenes Büro unterhalten, auf 
jährlich 48 000 DM (monatlich 4 000 DM) 
festgesetzt werden. 

1 ) siehe hierzu die Sondervoten unter Ziffer 8 . und 9., 
S. 51 ff. 

Der Beirat mußte infolgedessen unter großem Zeit-
druck arbeiten. Er hat innerhalb weniger Monate 
neun Sitzungen abgehalten, um sein Gutachten 
rechtzeitig abschließen und dem Parlament vorle-
gen zu können. Aus diesen Gründen, aber auch aus 
dem dem Beirat erteilten Auftrag ergibt sich, daß 
der Beirat nur die zentralen Fragen einer Diäten-
neuregelung behandeln sollte und konnte. Eine Rei-
he anderer wichtiger Fragen, die mit den vorge-
schlagenen Lösungen unmittelbar oder mittelbar 
zusammenhängen, wird daher erst später beantwor-
tet werden können. 

Zu den Fragen, die nach Auffassung des Beirats in 
der vorliegenden Stellungnahme zu behandeln wa-
ren, gehören 

— Bemessung der Grunddiäten; 

— Form und Höhe der Abgeltung mandatsbeding-
ter Aufwendungen; 

— Form, Anspruchsvoraussetzungen und Leistun-
gen der parlamentarischen Alterssicherung; 

— die Frage des Zusammentreffens der Diäten mit 
anderen Bezügen aus öffentlichen Kassen; 

— Umfang der Unvereinbarkeit von Amt und Man-
dat; 

— Finanzielle Sicherstellung der Abgeordneten 
nach Mandatsende; 

— Übergangsregelungen. 

Zu den in seinem Auftrag enthaltenen Fragen 
nimmt der Beirat wie folgt Stellung: 

In den anderen Fällen sollten entsprechende Ab-
züge von der Kostenpauschale vorgenommen 
werden. Die Mindestpauschale sollte 

jährlich 40 800 DM (monatlich 3 400 DM) 

betragen. 

— Bei der Festsetzung sowohl des Mandatsgehalts 
als auch der Kostenpauschale für die Mitglieder 
des Bundestages sind Fraktionsbeiträge, Sonder-
abgaben der Mandatsinhaber an die Partei so-
wie Wahlkampfkosten nicht berücksichtigt wor-
den. Sie sollten auch nicht berücksichtigt wer-
den. 

— Die Alters- und Hinterbliebenensicherung für 
Mitglieder des Bundestages sowie deren Ange-
hörige sollte in öffentlich-rechtlicher Form gere-
gelt werden (sogenannte Pensionslösung, bei der 
eigene Aufwendungen der Abgeordneten für die 
Altersversorgung entfallen). Die Anspruchsvor-
aussetzungen und die Leistungen, die aus der 
über den Bundeshaushalt zu finanzierenden öf-
fentlich-rechtlichen Altersversorgung für Mit-
glieder des Bundestages resultieren, sind in An-
lehnung an die derzeit geltenden Bestimmungen 
neu festzusetzen. 
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— Im Zusammenhang mit den durch die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 5. No-
vember 1975 notwendig werdenden Änderungen 
des Gesetzes über die Rechtstellung der in den 
Deutschen Bundestag gewählten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes sollte auch eine Neu-
abgrenzung des unter die Inkompatibilität fal-
lenden Personenkreises überprüft werden. 

— Beim Zusammentreffen der Diäten (Mandatsge-
halt; Leistungen aus der parlamentarischen Al-
tersversorgung) mit anderen Bezügen aus öffent-
lichen Kassen sollte der Grundsatz der Anrech-
nung in Anlehnung an die beamtenrechtlichen 
Regelungen gelten. 

— Beim Ausscheiden aus dem Parlament ist allen 
Mitgliedern des Bundestages ein angemessenes 
Übergangsgeld zu gewähren, das die mit der Be-
endigung der Mandatsausübung im Zusammen-
hang stehenden Aufwendungen abdeckt. Dar- 

über hinaus ist eine differenzierte finanzielle 
Regelung vorzusehen, die ausscheidenden Abge-
ordneten ohne Wiedereinstellungsanspruch eine 
Wiedereingliederung in den beruflichen Bereich 
bzw. den Aufbau einer neuen beruflichen Exi-
stenz erleichtert. 

— Für die Mitglieder des Bundestages, die nach 
den bisherigen diätenrechtlichen Bestimmungen 
Rechtsansprüche erworben haben, sind Über-
gangsregelungen vorzusehen. Früher ausge-
schiedenen bzw. vor Inkrafttreten der Neurege-
lung ausscheidenden Mitgliedern des Bundesta-
ges sind die nach bisherigem Recht erworbenen 
Ansprüche und Leistungen zu erhalten. 

— Zusammensetzung und Höhe des Mandatsge-
halts sowie der Kostenpauschale für die Mitglie-
der des Bundestages sind in angemessenen Zeit-
abständen zu überprüfen. 

4. Zum Status des Abgeordneten 

Der Beirat hat sich in seinem ersten Gutachtenent-
wurf ausführlich zur Stellung der Mitglieder des 
Bundestages in Verfassungsrecht und Verfassungs-
wirklichkeit geäußert. Für das vorliegende Gutach-
ten erscheint es ausreichend, im Zusammenhang 
mit dem Diätenurteil des Bundesverfassungsge-
richts auf einige Aspekte hinzuweisen, die für die 
Neuregelung der Diäten der Bundestagesabgeordne-
ten von Bedeutung sind. 

Nach allgemeiner Auffassung in der staatsrechtli-
chen Literatur und in der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts kommt den Abgeordneten 
des Bundestages ein eigener verfassungsrechtlicher 
Status zu 1). Unter dem Begriff Status wird eine mit 
besonderen Rechten ausgestaltete Rechtsstellung 
verstanden. Zu diesem verfassungsrechtlichen Sta-
tus gehören nicht nur die subjektiven Rechte und 
Pflichten der Mandatsinhaber, sondern auch die mit 
dem Mandat verbundene finanzielle Ausstattung, 
die der materiellen und sozialen Unabhängigkeit 
der Abgeordneten dient (Artikel 48 GG). 

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 2) 
hat sich der Status der Mitglieder des Bundestages 
zwar nicht im Kern, wohl aber in mehrfacher Hin-
sicht erheblich geändert. Dies legt die Frage nahe, 
welche Schlußfolgerungen aus dieser Auffassung 
des Gerichts zu ziehen sind und welche Auswir-
kungen diese Entscheidung auf den Abgeordneten-
status hat. 

Das Bundesverfassungsgericht hat den verfassungs-
rechtlichen Status der Mitglieder der Bundestages 
vor allem unter dem Aspekt ihrer Bezahlung und 
des Umfangs ihrer Tätigkeit untersucht. Das Ge-
richt kommt dabei zu dem Ergebnis, daß die verfas-
sungsrechtliche Stellung der Abgeordneten sich 
zwar, was zum Beispiel die Rechtsnatur der den 

1) BVerfGE 2, S. 164; 4, S. 148 
2) BVerfGE 40, S. 311  

Mitgliedern des Bundestages nach Artikel 48 Abs. 3 
GG zustehenden Entschädigung betrifft, gewandelt 
habe. Grundsätzlich, und dies geht aus der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts sehr 
deutlich hervor, hat sich der Abgeordnetenstatus 
allerdings nicht verändert. Der Abgeordnete sei 
weiterhin „natürlich nicht Beamter geworden, son-
dern — vom Vertrauen der Wähler berufen — In-
haber eines öffentlichen Amtes, Träger des freien 
Mandats und Vertreter des ganzen Volkes geblie-
ben" 1). 
Im Vergleich zu anderen verfassungsmäßig konsti-
tutierten Ämtern, wie zum Beispiel dem des Bun-
despräsidenten bzw. den der Mitglieder der Bundes-
regierung, denen verfassungsmäßig die gleichzeiti-
ge Ausübung einer beruflichen Tätigkeit untersagt 
ist, nehmen die Mitglieder der Parlamente eine 
Sonderstellung ein. Sie unterliegen keinem verfas-
sungsrechtlichen oder gesetzmäßigen Berufsaus-
übungsverbot. Für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gilt diese Feststellung allerdings mit der 
Einschränkung, daß diese Personengruppe aufgrund 
Artikel 137 Abs. 1 GG in der Ausübung ihrer bishe-
rigen beruflichen Tätigkeit gesetzlich beschränkt 
worden ist. 

Der Beirat hat sich mit dem Problem, ob bzw. in 
welchem Umfang Abgeordnete des Bundestages ne-
ben der Wahrnehmung ihres Mandats eine berufli-
che Tätigkeit ausüben bzw. ausüben können, nicht 
abschließend befaßt (vgl. dazu auch Ziffer 7.2.). Das 
Bundesverfassungsgericht ist in seiner Entschei-
dung vom 5. November 1975 von der Vorstellung 
der Mandatsausübung im Bundestag als Hauptbe-
schäftigung (full-time-job) 2 ) ausgegangen. 

1) BVerfGE 40, S. 314; ähnlich auch die Bemerkung 
S. 316, ,,... der Abgeordnete schuldet rechtlich keine 
Dienste, sondern nimmt in Unabhängigkeit sein Man-
dat wahr ..." 

2) BVerfGE 40, S. 314 
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Es braucht hier nicht verfassungsrechtlich erörtert 
zu werden, ob die Einführung eines allgemeinen 
Berufsausübungsverbots für alle Abgeordneten des 
Bundestages im Widerspruch zu Artikel 38 
Abs. 1 GG (Freiheit der Mandatsausübung) sowie zu 
Artikel 48 Abs. 1 und 2 GG (Schutz des passiven 
Wahlrechts) stehen würde. Es kann hier zudem da-
hingestellt bleiben, ob ein solcher Eingriff durch 
den Gesetzgeber in die Freiheit des Abgeordneten 

einer besonderen verfassungsrechtlichen Ermächti-
gung bedürfte, ähnlich wie dies in Artikel 137 
Abs. 1 GG für die Wählbarkeitsbeschränkung für 
die Angehörigen des öffentlichen Dienstes vorgese-
hen ist. Zumindest läßt sich aber aus der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts nicht entneh-
men, daß der Gesetzgeber gehalten sei, ein allge-
meines Berufsausübungsverbot für Mitglieder des 
Bundestages zu normieren. 

5. Das Mandatsgehalt 

5.1. Zur Terminologie 

5.1.1. Der Begriff der Alimentation 

In der Entscheidungdes Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. November 1975 wird der Begriff der Alimen-
tation wiederholt gebraucht. Darunter werden vom 
Verfassungsgericht die Grunddiäten für Parlaments-
mitglieder verstanden. 

Der Begriff der Alimentation kommt aus dem Be-
reich des Beamtenrechts und gehört zu den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums nach 
Artikel 33 Abs. 5 GG. Die Alimentationsverpflich-
tung des Dienstherrn gegenüber dem Bematen be-
deutet, daß dem Beamten auf Lebenszeit das Recht 
auf Unterhaltsgewährung für sich und seine Fami-
lie zusteht. Dem Alimentationsanspruch korrespon-
diert die Pflicht des Beamten, seine ganze Persön-
lichkeit und seine volle Arbeitskraft dem Dienst-
herrn zur Verfügung zu stellen sowie von seiten 
des Dienstherrn die Fürsorgeverpflichtung gegen-
über dem Beamten. 

Die Alimentation des Beamten durch den Dienst-
herrn ist nicht in dem Sinne aufzufassen, daß der 
Leistung eines Beamten die Gegenleistung des 
Dienstherrn im Sinne einer Alimentation gegen-
übersteht. Vielmehr gewährt der Dienstherr dem 
Beamten Unterhalt. Dieser stellt seine volle Ar-
beitskraft unter Verzicht auf privates Erwerbsstre-
ben dem Dienstherrn zur Verfügung. 

Gerade in letzter Zeit ist jedoch verschiedentlich in 
der wissenschaftlichen Literatur von diesem herge-
brachten Alimentationsprinzip abgewichen worden. 
Es ist darauf hingewiesen worden, daß der Alimen-
tationsgrundsatz heute eher im Sinne der Gegenlei-
stungstheorie als im Sinne der Unterhaltsverpflich-
tung verstanden werden müßte. 

Im Diätenurteil des Bundesverfassungsgerichts fin-
det sich nicht durchgehend der Begriff der Alimen-
tation. Vielmehr werden die Grunddiäten mit ver-
schiedenen Begriffen bezeichnet, so zum Beispiel 
als Entgelt für die im Parlament geleisteten Dien-
ste, als Entgelt für die Inanspruchnahme des Abge-
ordneten durch sein zur Hauptbeschäftigung (full-
time-job) gewordenes Mandat, als Bezahlung für 
die im Parlament geleistete Tätigkeit, als Gehalt, 
Besoldung, Entschädigung mit Alimentationscha-
rakter und auch als Einkommen. 

Eine genaue Analyse des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 5. November 1975 dürfte zu dem 
Ergebnis führen, daß das Gericht den Begriff der 
Alimentation gewählt hat, um die besondere 
Rechtsnatur der Bezahlung für Mitglieder parla-
mentarischer Körperschaften auszudrücken. Dies 
geht schon daraus hervor, daß das Gericht unter-
streicht, daß die Grunddiäten (Alimentation) der Ab-
geordneten weder als ein beamtenrechtliches Ge-
halt (Alimentation im herkömmlichen Sinne verstan-
den) noch als ein Gehalt im Sinne der Gegenlei-
stungstheorie für eine geschuldete Tätigkeit anzuse-
hen seien 1). 

Daß der Begriff der Alimentation, da er aus dem 
Beamtenrecht kommt, gleichwohl zu Mißverständ-
nissen und Zweifeln in der Diskussion führen kann, 
scheint das Gericht in Kauf genommen zu haben. 

5.1.2. Der Begriff Mandatsgehalt (Grunddiäten) 

Die Parlamentsabgeordneten haben eine besondere 
rechtliche Stellung. Daraus folgt, wie auch in der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
5. November 1975 dargelegt worden ist, die beson-
dere Rechtsnatur der Mandatsbezüge der Abgeord-
neten. Der Beirat hält es aus diesem Grunde für 
sinnvoll, diesen besonderen Charakter der Man-
datsbezüge auch begrifflich zum Ausdruck zu brin-
gen und den Begriff der Alimentation in diesem Zu-
sammenhang so weit wie möglich zu vermeiden. 
Um der Stellung der Abgeordneten gerecht zu wer-
den, wie sie im Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zum Ausdruck kommt, schlägt er vor, für die 
finanzielle Grundausstattung (Grunddiäten) der 
Mandatsinhaber den Ausdruck Mandatsgehalt zu 
gebrauchen. 

Der Begriff Mandatsgehalt ist als besondere finan-
zielle Leistung aus der Staatskasse zu verstehen. 
Daß er weder im Sinne der Entgeltstheorie noch im 
Sinne eines Grundgehalts gemäß dem Beamtenrecht 

1) „Die Entschädigung wird damit keineswegs zu einem  
,arbeitsrechtlichen Anspruch ...; ebensowenig wird 
sie damit zu einem Gehalt im beamtenrechtlichen 
Sinn — der Abgeordnete ist, wie dargelegt, kein Be-
amter —, steht also' nicht unter den verfassungsrecht-
lich gesicherten hergebrachten Grundsätzen des Be-
rufsbeamtentums (Artikel 33 Abs. 5 GG); sie wird von 
diesen Grundsätzen überhaupt nicht berührt." 
(BVerfGE 40, S. 316) 
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gedeutet werden kann, ergibt sich aus der Verbin-
dung des Begriffs Gehalt zum parlamentarischen 
Mandat. Die Beziehung zum Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts ist insofern hergestellt, als eine 
der Zweckbestimmungen des Mandatsgehalts in der 
Sicherung des Lebensunterhalts des einzelnen Ab-
geordneten und seiner Familie (Alimentationsprin-
zip) besteht. Insofern ist der in Artikel 48 Abs. 3 GG 
gebrauchte Begriff der Entschädigung in einem 
durch die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts gewandelten Sinne zu verstehen. 

5.2. Grundsätze für die Bemessung des 
Mandatsgehalts 

Ausgangspunkt für die Überlegungen zur Festset-
zung des Mandatsgehalts sind die in Artikel 48 
Abs. 3 Satz 1 GG enthaltenen verfassungsrechtli-
chen Grundsätze: 

„Die Abgeordneten haben Anspruch auf eine an-
gemessene, ihre Unabhängigkeit sichernde Ent-
schädigung." 

5.2.1. Die Sicherung der Unabhängigkeit 

Das Grundgesetz stellt in Artikel 48 Abs. 3 die Si-
cherung der Unabhängigkeit der Parlamentsmitglie-
der als Zweckbestimmung für die Zahlung einer 
Entschädigung in den Vordergrund. Die in Arti-
kel 38 Abs. 1 GG den Mitgliedern des Bundestages 
garantierte politische Entschließungsfreiheit soll 
auf materieller Ebene durch die die Unabhängigkeit 
der Mandatsausübung sichernde Entschädigung ge-
währleistet werden. Artikel 48 Abs. 3 GG umfaßt 
demnach sowohl die politische Entscheidungsfrei-
heit als auch die ökonomische Unabhängigkeit. 

Konkret bezweckt dieser Unabhängigkeitsschutz 
eine Wirkung in mehrfacher Richtung. Zum ersten 
soll die Unabhängigkeit der Mandatsträger gegen-
über allen parlamentarischen und außerparlamenta-
rischen Kräften und Instanzen gewährleistet wer-
den. Durch die Zahlung eines Mandatsgehalts aus 
der Staatskasse an die Abgeordneten sollen wirt-
schaftliche Abhängigkeitsverhältnisse im Rahmen 
der Mandatsausübung und der beruflichen Tätig-
keit so weit wie möglich verhindert werden. Auch 
gegenüber Partei und Fraktion gilt dieser Unabhän-
gigkeitsschutz. Wirtschaftliche Unabhängigkeit in 
diesem umfassenden Sinne ist als eine der wesentli-
chen Voraussetzungen für die Freiheit der Man-
datsausübung anzusehen. 

Zur Ratio des Entschädigungsanspruchs gemäß Ar-
tikel 48 Abs. 3 GG gehört, daß allen Abgeordneten 
gleichermaßen die finanzielle Unabhängigkeit im 
Rahmen der Mandatsausübung zu gewährleisten ist. 
Die wirtschaftliche Situation der Parlamentsmitglie-
der ist sowohl vor der Übernahme eines Mandats 
als auch während der Dauer der Zugehörigkeit zum 
Parlament und nach Mandatsende von Fall zu Fall 
verschieden. Zweck der Gewährung von Diäten aus 
der Staatskasse kann es nicht sein, die unterschied-
lichen Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
der Abgeordneten durch im Einzelfall unterschiedli-
che Diätenzahlungen einander anzugleichen. Der 

Zweckbestimmung des Entschädigungsanspruchs, 
die Unabhängigkeit aller Mandatsinhaber optimal 
zu gewährleisten, entspricht es, wenn die Diäten so 
bemessen sind, daß sie auch die Entscheidungsfrei-
heit jener Abgeordneten sichern, die neben den 
Mandatsbezügen über kein anderes Einkommen 
verfügen. 

Aus dem Verfassungsgebot, die Unabhängigkeit des 
Abgeordneten zu sichern und aus der Tatsache, daß 
das Mandat den Abgeordneten zeitlich und kräfte-
mäßig voll in Anspruch nimmt, folgt schließlich 
zwingend, daß die Diäten auch dazu bestimmt sind, 
den Lebensunterhalt des Abgeordneten und seiner 
Familie während der Dauer der Zugehörigkeit zum 
Parlament abzudecken, während die steuerfreien 
Aufwandsentschädigungen mandatsbedingte Auf-
wendungen ausgleichen. 

5.2.2. Die Angemessenheit 

Die nach Artikel 48 Abs. 3 GG gewährte Entschädi-
gung muß angemessen sein. Der Grundsatz der An-
gemessenheit kann in mehrfacher Hinsicht konkre-
tisiert werden. 

Zunächst folgt aus den voranstehenden Darlegun-
gen, daß von einem Abgeordneten auszugehen ist, 
der über keine sonstigen Einkünfte verfügt, also al-
lein auf das Mandatsgehalt angewiesen ist. Der 
Umstand, daß die Mehrheit der Bundestagsabgeord-
neten neben dem Mandatsgehalt noch über Einkom-
men aus beruflicher Tätigkeit und/oder Vermögen 
verfügt, darf bei der Festsetzung der Höhe der 
Grunddiäten nicht berücksichtigt werden. 

Zur weiteren Konkretisierung des Begriffs der An-
gemessenheit liegt es nahe, die Bezahlung der Ab-
geordneten in ein bestimmtes Verhältnis zu den 
Einkommen zu setzen, die aus anderen beruflichen 
Tätigkeiten zu erzielen sind. 

Schließlich sagt der Verfassungsgrundsatz der An-
gemessenheit insoweit etwas über die Höhe des 
Mandatsgehalts aus, als er beispielsweise verbietet, 
den Abgeordneten etwa nur die für das Existenzmi-
nimum unbedingt notwendigen Finanzmittel zur 
Verfügung zu stellen. Ebenso wie bei der Bemes-
sung der Diäten eine Mindestgrenze nicht unter-
schritten werden darf, wäre es aber auch unzuläs-
sig, wenn den Abgeordneten aus der Staatskasse 
unangemessen hohe Diätenbeträge gezahlt würden. 
Der relativ unbestimmte Begriff der Angemessen-
heit räumt dem Gesetzgeber allerdings einen wei-
ten Ermessensspielraum ein. Der Beirat war sich 
dieser Problematik bei seinen Überlegungen durch-
aus bewußt. 

5.3. Beurteilungskriterien für die 
verfassungsrechtlichen Grundsätze 

Zur Auslegung der in Artikel 48 Abs. 3 GG enthal-
tenen Grundsätze hat der Beirat seiner gutachtli-
chen Stellungnahme folgende Beurteilungskriterien 
zugrunde gelegt: 

— der verfassungsmäßige Rang und die politische 
Verantwortung der Abgeordneten im Deutschen 
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Bundestag als eines der obersten Verfassungsor-
gane; 

— die zeitliche und kräftemäßige Beanspruchung 
der Mandatsträger im Parlament, im Wahlkreis 
und durch andere aus dem Mandat sich erge-
bende politische Verpflichtungen; 

— das Risiko der Beeinträchtigung der beruflichen 
Chancen über die Mandatszeit hinaus; 

— Möglichkeit des Zugangs zum Parlament für alle 
Bevölkerungs- und Berufsgruppen. Im Interesse 
einer ausgewogenen Zusammensetzung des Par-
laments muß Bürgern aller Einkommenskatego-
rien die Möglichkeit eingeräumt werden, ohne 
wesentliche Beeinträchtigung des Lebensstan-
dards ein Parlamentsmandat zu übernehmen. 

5.4. Vergleich mit anderen Einkommen 

Das Mandatsgehalt der Mitglieder gesetzgebender 
Körperschaften stellt eine eigenständige Bezahlung 
aus der Staatskasse dar. Es darf nicht an Bezüge 
oder Einkommen im öffentlichen Dienst oder in der 
Wirtschaft gekoppelt werden. Es ist vielmehr selb-
ständig durch Parlamentsbeschluß vom Gesetzgeber 
festzusetzen. 

Gleichwohl hat sich die Festsetzung einer angemes-
senen Entschädigung der Bundestagsabgeordneten 
nach Artikel 48 Abs. 3 GG am Einkommensgefüge 
in der Bundesrepublik zu orientieren. Ein Vergleich 
mit Gehältern oder Einkommen aus anderen Am

-

tern oder beruflichen Funktionen kann allerdings 
nur im Sinne eines groben Rasters vorgenommen 
werden. Bei der Bemessung des Mandatsgehalts 
können die Einkommen (vor Steuern) folgender 
Personengruppen als Orientierungshilfe von Bedeu-
tung sein: 

— Inhaber verfassungsmäßig konstituierter Amter 
auf Bundesebene (Bundespräsident; Bundeskanz-
ler; Bundesminister; Bundesverfassungsrichter; 
Staatsminister/Parlamentarische Staatssekretä-
re 1 ); 

— Träger leitender Funktionen im öffentlichen 
Dienst (Beamtete Staatssekretäre ;  Beamte in hö-
heren Besoldungsgruppen; Wahlbeamte auf 
Zeit) ; 

— Inhaber leitender Positionen im Bereich der 
Wirtschaft; 

— Mitglieder ausländischer Parlamente; 

— das durchschnittliche Arbeitnehmereinkommen 
in der Bundesrepublik. 

Diese Einkommen sind in der Anlage 1 zu dem Gut-
achten zusammenfassend wiedergegeben worden. 

5.5. Neufestsetzung des Mandatsgehalts 

Unter Würdigung der von der Verfassung festge

-
legten Grundsätze, in Anwendung der daraus gefol

-gerten Beurteilungskriterien und aufgrund des Ver- 

1) Staatsminister/Parlamentarische Staatssekretäre haben 
nicht verfassungsmäßig, sondern gesetzmäßig konsti-
tuierte Amter inne 

gleichs mit anderen Einkommen, empfiehlt der Bei-
rat, das Mandatsgehalt für die Mitglieder des Deut-
schen Bundestages auf jährlich 84 000 DM (12 Mo-
natsbeträge zu je 7 000 DM) festzusetzen. 

5.5.1. 

Es gibt Argumente, die diesen Betrag als sehr hoch 
erscheinen lassen, jedoch ebenso auch ernst zu 
nehmende Gründe, ihn eher bescheiden zu finden. 

Einerseits: Das vom Beirat empfohlene Mandatsge-
halt liegt im oberen Bereich der Einkommensskala. 
Es macht mehr als das Zweieinhalbfache des Ein-
kommens je Erwerbstätigen in der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. mehr als das Dreieinhalbfache 
des durchschnittlichen Bruttoeinkommens aus un-
selbständiger Arbeit aus 1). Der Beirat ist sich be-
wuß, daß nur ein geringer Prozentsatz der erwerbs-
tätigen Bevölkerung in der Bundesrepublik ein hö-
heres Einkommen als das vorgeschlagene Mandats-
gehalt hat. Richtig ist auch, daß der Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages damit, nimmt man die 
Altersversorgung hinzu, materiell besser gestellt 
wäre als die meisten seiner Kollegen in anderen 
Ländern. 

Andererseits: Der Beirat ist mit seiner Empfehlung 
nicht über die Untergrenze der Bezüge hinausge-
gangen, die mit hohen Wahlämtern in der Bundes-
republik verbunden sind bzw. die den hohen Beam-
ten zustehen (Anlage 1). So würden die Einkommen 
der Oberbürgermeister großer Städte sowie die 
vieler hauptamtlicher Landräte weiterhin über 
denen der Bundestagsabgeordneten liegen. Schon 
ein Ministerialrat stünde sich, berücksichtigt man 
die aus dem Beamtenrecht resultierenden zusätzli-
chen Vorteile (Beihilfeansprüche etwa), nach der 
Reform noch ebensogut wie ein Bundestagsabge-
ordneter. Der Beirat hält es für unabdingbar, daß 
das Bundestagsmandat auch für Bewerber, die in 
ihrem Beruf überdurchschnittliche Einkommens-
chancen haben, materiell attraktiv bleibt. Das bedeu-
tet natürlich nicht, daß das Mandatsgehalt den Spit-
zenverdiensten in Wirtschaft und Verwaltung ent-
sprechen kann. Beiden Gesichtspunkten trägt der 
vom Beirat vorgeschlagene Betrag Rechnung. Dabei 
war auch zu bedenken, daß auch im privaten Be-
reich der Wirtschaft Einkommen, die nur auf Zeit 
gewährt werden, deutlich höher sind als Dauerein-
kommen. Daß der Bundestagsabgeordnete im inter-
nationalen Vergleich seines Einkommens nach der 
Reform gut abschnitte, ist gerechtfertigt, da auch 
im übrigen die Einkommen in der Bundesrepublik, 
international gesehen, in der Spitzengruppe lie-
gen. 

5.5.2. 

Der Beirat verkennt nicht, wie wichtig es ist, die 
neue Diätenregelung so zu treffen, daß eine reelle 

1 ) Das Einkommen je Erwerbstätigen betrug 1975 (unter 
Einschluß der Einkünfte aus Vermögen) 31 433 DM, 
das durchschnittliche Arbeitnehmereinkommen (ein-
schließlich Arbeitnehmerbeiträge zur Alterssicherung, 
die der Abgeordnete nicht zu zahlen hätte) 22 438 DM. 
(Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie N, Reihe 1 
für 1975) 
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Chance besteht, den Bürger davon zu überzeugen, 
die Regelung sei angemessen und gerecht. Denn bei 
keinem anderen öffentlichen Amt sind die Wähler 
so unmittelbar Auftraggeber wie hier. 

Zumindest beim Übergang gibt es vermutlich be-
sondere Probleme. Denn ein Vergleich der bisheri-
gen Grunddiäten von monatlich 3 850 DM mit dem 
vom Beirat vorgeschlagenen Mandatsgehalt von 
7 000 DM ergibt eine Steigerungsrate von rund 
80 °/o. Hinzu käme noch ein beträchtlicher Vorteil 
aus der Reform der Altersversorgung. 

Ein reiner Vorher-Nachher-Vergleich würde jedoch 
nicht der Tatsache gerecht, daß es sich bei der vom 
Beirat vorgeschlagenen Neuregelung der Diäten um 
eine grundlegende Reform handelt. Er geht zudem 
an der Tatsache vorbei, daß sich die Einkommenssi-
tuation der Abgeordneten durch die Einführung der 
Besteuerung der Diäten und durch die Änderung 
der Rechtsstellung eines großen Teils der Mitglie-
der des Bundestages — nämlich jener zwei Fünftel 
der Parlamentarier, die aus dem öffentlichen Dienst 
stammen — wesentlich verändert. 

5.5.3. 

Grundlegend ist die Reform vor allem deshalb, weil 
— dies sei noch einmal hervorgehoben — die Be-
zahlung der Abgeordneten künftig deren angemes-
sene Lebenshaltung voll decken muß (Vollalimenta-
tion). Dies ist ein neues Prinzip. Gemessen an den 
Erfordernissen einer Vollalimentation waren die 
Diäten bisher trotz Steuerfreiheit zu niedrig, was 
sich auch darin widerspiegelt, daß derzeit nur ein 
sehr kleiner Teil der Bundestagsabgeordneten aus 
den Diäten allein seinen Lebensunterhalt bestreitet. 
So gesehen führt kein Vorher-Nachher-Vergleich 
zu einem vernünftigen Urteil, sondern nur ein Mes-
sen an Kriterien, wie sie der Beirat in den vorange-
gangenen Abschnitten erörtert hat. Allerdings: Um 
des Ansehens des Bundestages in der Öffentlichkeit 
willen muß bei der Neufestsetzung der Diäten der 
Anschein vermieden werden, als nutze das Parla-
ment den Übergang zur Besteuerung und das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, um eine ungerecht-
fertigte sprungartige Verbesserung der Lage aller 
Abgeordneten durchzusetzen. Dies gilt um so mehr 
in einer Zeit, da Regierung und Parlament selbst 
vom Bürger immer wieder fordern, mit seinen eige-
nen Ansprüchen an Staat und Sozialprodukt Maß 
zu halten. Da in der Vergangenheit das Einkommen 
der Abgeordneten offenbar nicht durchweg unzurei-
chend war, um einen angemessenen Lebensunter-
halt zu sichern, darf das Parlament bei der Neufest-
setzung der Diäten den bisherigen finanziellen Sta-
tus der Abgeordneten nicht ganz aus dem Auge 
verlieren. 

5.5.4. 

Eine Vernachlässigung der Tatsache, daß die Diä-
ten künftig zu versteuern sind, würde das Urteil 
über die Neufestsetzung der Diäten in doppelter 
Weise verfälschen. 
Erstens: Die Einführung der Steuerpflicht ist nicht 
bloß als der Wegfall eines unzulässigen Privilegs 
der Abgeordneten zu sehen. Selbstverständlich wä- 

ren die Diäten auch in der Vergangenheit schon 
höher festgesetzt worden, wenn sie nicht steuerfrei 
gewesen wären. Insoweit wäre also eine Anhebung 
der Diäten auch dann unvermeidlich gewesen, 
wenn im übrigen zu einer grundlegenden Reform 
kein Anlaß bestanden hätte. Denn zu versteuernde 
Diäten in Höhe von knapp 4 000 DM wären eine un-
angemessen niedrige Entschädigung im Sinne von 
Artikel 48 Abs. 3 GG auch dann gewesen, wenn das 
Prinzip der Vollalimentation nicht gegolten hätte. 

Zweitens: Die Einführung der Steuerpflicht für die 
Diäten bedeutet für die Mehrheit der Abgeordneten 
auch dann eine finanzielle Einbuße, wenn die Diä-
ten (brutto) so stark erhöht werden, daß sie nach 
Abzug der Steuern für einen Abgeordneten ohne 
andere Einnahmen den bisherigen steuerfreien 
Grunddiäten entsprechen. Denn die meisten Abge-
ordneten haben neben den Einkünften aus dem 
Mandat weitere Einkünfte aus beruflicher Tätigkeit 
oder aus Vermögen, so daß die Kumulation der 
nunmehr steuerpflichtigen Mandatseinkünfte mit 
den übrigen Einkünften wegen der Progression des 
Steuertarifs zu einer überproportional hohen Steuer 
führt. Die übrigen Einkünfte des Abgeordneten 
wurden bisher wegen der Steuerfreiheit der Grund-
diäten so versteuert, als müßte der Abgeordnete 
aus ihnen allein seinen Lebensunterhalt bestreiten. 
Das bedeutet praktisch, daß für sie die Freibeträge 
sowie die niedrigen Anfangssätze des Einkommen-
steuertarifs in Anspruch genommen werden konn-
ten. Künftig gelten für sie hohe Progressionssätze. 
Um dies anschaulich zu machen: Der verheiratete 
Abgeordnete zahlte bisher von 7 100 DM jährlich 
an anderen Einkünften keine Einkommensteuer. 
Künftig wird er davon 48 % Einkommen- und Kir-
chensteuer abführen müssen. 

5.5.5. 

Verfälscht würde das Urteil über die finanzielle 
Besserstellung der Abgeordneten auch, wenn man 
außer acht ließe, daß künftig ein großer Teil der 
Abgeordneten auf bisher gewohnte andere Einnah-
men verzichten muß. 

Aus dem Diätenurteil des Bundesverfassungsge-
richts ergibt sich, daß die unter die Unvereinbar-
keit von Amt und Mandat fallenden Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes, soweit sie ins Parlament 
gewählt werden, in Zukunft keine Ruhebezüge 
mehr erhalten können. Sie werden zudem ihre Bei-
hilfeansprüche im Krankheitsfall einbüßen, und Be-
züge aus öffentlichen Kassen, die mit dem Man-
datsgehalt zusammentreffen, werden in Zukunft 
dem Prinzip der Anrechnung unterliegen. Damit 
verlieren rund 40 °/o der Mitglieder des Bundesta-
ges Einkommen, das ihnen neben den Grunddiäten 
bisher zur Verfügung stand und das zu ihrem Le-
bensunterhalt beitrug. Daß insoweit eine relative 
Schlechterstellung eines Teils der Abgeordneten 
eintritt, ist zwar gewollt. Denn es geht um den Ab-
bau von Privilegien, die vom Bundesverfassungsge-
richt als verfassungswidrig bezeichnet wurden. Ein 
spezieller Ausgleich zur Wahrung des Besitzstan-
des kann also hier ebensowenig in Betracht kom-
men wie hinsichtlich der Einführung der Steuer- 
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pflicht für die Grunddiäten. Jedoch hat auch das 
Bundesverfassungsgericht eine enge Verbindung 
zwischen dem Wegfall solcher Privilegien und dem 
Übergang zum Prinzip der Vollalimentation der Ab-
geordneten gesehen. Die unzureichende Einkom-
menssituation der Abgeordneten ohne anderweitige 
Einnahmen war gewiß auch bisher schon ein Pro-
blem. Da es sich aber um eine vergleichsweise klei-
ne Gruppe handelte, hat sich der Bundestag wohl 
zu Recht gehindert gesehen, an deren Situation die 
Bemessung der Grunddiäten für alle Mitglieder des 
Bundestages auszurichten. Dies wird sich jetzt än-
dern. Die Gruppe der Abgeordneten ohne größere 
Nebeneinnahmen wird in Zukunft unter Umständen 
sogar mehr als die Hälfte der Mitglieder des Bun-
destages umfassen. 

5.5.6. 

Ein erheblicher Vorteil für die Abgeordneten wür-
de es bedeuten, wenn die Alters- und Hinterbliebe-
nenversicherung der Mitglieder des Bundestages in 
versorgungsrechtlicher Form ausgestaltet wird, wie 
dies der Beirat empfiehlt (siehe dazu Ziffer 7.1.). 
Denn die Abgeordneten brauchten dann keine Ei-
genbeiträge für ihre Alterssicherung mehr zu lei-
sten. Diese betrugen bisher monatlich 962,50 DM 
(25 % der Grunddiäten; Stand 1975). Es ist nicht zu 
verkennen, daß jede Form der parlamentarischen 
Alterssicherung als wesentlicher Faktor in die 
Höhe der Grunddiäten eingehen muß. Bei der Höhe 
des vorgeschlagenen Mandatsgehalts ist daher be-
rücksichtigt worden, daß der Abgeordnete in Form 
einer pensionsähnlichen Altersversorgung einen 
Kapitalwert erhalten soll, für den er keine eigenen 
Beiträge zu leisten hätte. Sollte die Alters- und 
Hinterbliebenensicherung der Mitglieder des Bun-
destages hingegen in der bisher geltenden versiche-
rungsrechtlichen Form beibehalten werden, müßte 
das bei der Festsetzung der Höhe des Mandatsge-
halts berücksichtigt werden. 

5.5.7. 

Der Beirat hat in seinem Vorschlag berücksichtigt, 
daß die Abgeordneten die Vorsorge zur Abdeckung 
des Krankheitsrisikos in vollem Umfange aus dem 
Mandatsgehalt zu bestreiten haben. Dies gilt in Zu-
kunft auch für die Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes, die dann während ihrer Zugehörigkeit 
zum Bundestag den bisherigen Beihilfeanspruch 
verlieren werden und deshalb ihren privaten Versi-
cherungsschutz insoweit erweitern müssen. Nach 
Auffassung des Beirats ist es möglich und zumut-
bar, aus einem Mandatsgehalt von 7 000 DM monat-
lich die hierzu notwendigen Ausgaben zu bestrei-
ten. 

5.5.8. 

Nimmt man alle Elemente der Reform zusammen, 
so wird sichtbar, daß sich die Einkommenssituation 
der Abgeordneten sehr unterschiedlich verändern 
wird. In einer sehr begrenzten Zahl von Fällen, 
nämlich bei Mitgliedern des Bundestages, die über 
keine anderen Einkommen verfügen, wird die Ver-
besserung — gemessen an den bisherigen Grund- 

diäten — fast an  80 % heranreichen 1). In der Regel 
wird sie jedoch wesentlich geringer sein. Nicht 
besser stehen werden sich die Abgeordneten mit 
sehr hohen anderen Einnahmen sowie Abgeordnete, 
die beruflich hohe Positionen im öffentlichen 
Dienst eingenommen haben. Schlechter als bisher 
stünden sich etwa Parlamentarier, die einen höhe-
ren Rang als den eines Regierungsdirektors oder 
Studiendirektors bekleidet und vor ihrer Abgeord-
netenzeit ein sehr hohes Dienstalter erreicht haben. 
Noch ausgeprägter ist die Verschlechterung für 
jene Abgeordnete, die derzeit sowohl Ruhestands-
bezüge erhalten als auch über sonstige hohe Ein-
nahmen, zum Beispiel aus Vermögen, verfügen. 

Die sehr unterschiedlichen Auswirkungen auf das 
Einkommen des einzelnen Abgeordneten, die sich 
aus der Reform ergeben, sind gewollt. Sie bilden 
sogar den Kern der Reform. Gewollt ist auch, daß 
die Reform bei den Abgeordneten, die keine ander-
weitigen erheblichen Einkommen haben, zu einer 
erheblichen Verbesserung des Einkommens führt. 

Insgesamt wird die vorgeschlagene Regelung die 
wirtschaftliche Lage der großen Mehrheit der Mit-
glieder des Bundestages verbessern. Nur eine sehr 
kleine Gruppe von Parlamentariern wird dagegen 
finanzielle Opfer bringen müssen, die zudem in den 
allermeisten Fällen nur einen begrenzten Umfang 
haben. Dies ist für den Beirat mit ein Grund für die 
Empfehlung, bei der Festsetzung des Mandatsge-
halts nicht über 7 000 DM hinauszugehen. 

Die Wähler vergeben an die 518 Mitglieder des 
Bundestages ein hohes Amt. Angesichts der Gefahr, 
daß die Diskussion um die Veränderung der Diäten 
von gewissen Mißverständnissen geprägt sein 
könnte, fordert der Beirat die Öffentlichkeit auf, 
sich aus Anlaß der anstehenden Reform unabhängig 
von allen Veränderungsraten möglichst unbefangen 
zu fragen, wie die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages in das Einkommensgefüge der Bundes-
republik eingeordnet werden sollten. Eine großzügi-
ge Entscheidung würde zu den Anforderungen und 
Belastungen, die das parlamentarische Mandat mit 
sich bringt, nicht im Widerspruch stehen. 

5.6. Mandatsbezüge der Präsidiumsmitglieder 

Der Beirat hatte bei der Frage der Neufestsetzung 
des Mandatsgehalts vom Grundsatz der Diäten-
gleichheit auszugehen. Alle Parlamentsmitglieder 
haben ohne Berücksichtigung sonstiger Kriterien 
Anspruch auf gleichhoch bemessene Grunddiäten. 
Gemäß der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 5. November 1975 2) ist eine Ausnahme 

1) Bruttodiäten von 7 000 DM monatlich — wie sie der 
Beirat vorschlägt — sichern einem verheirateten Ab-
geordneten ein Nettoeinkommen von knapp 5 100 DM 
im Monat. Die vorgeschlagene Reform der Alterssiche-
rung würde den Abgeordneten, wie erwähnt, pro Mo-
nat um fast 1 000 DM entlasten. Praktisch bedeutet 
dies, daß bei Bruttodiäten von 7 000 DM das Einkom-
men jener Abgeordneten, die keine anderen Einnah-
men haben, um monatlich (netto) fast 2 300 DM oder 
gut 75 % steigen würde. 

2) BVerfGE 40, S. 318 
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vom formalisierten Gleichheitssatz im Sinne eines 
zwingenden Grundes nur für den Parlamentspräsi-
denten und seine Stellvertreter anzuerkennen, wo-
bei das Gericht hinzufügt, daß deren angemessene 
Entschädigung dadurch mitbestimmt wird, daß sie 
an der Spitze eines obersten Verfassungsorgans ste-
hen. 

Der Beirat ist der Auffassung, daß aufgrund der 
hervorgehobenen verfassungsrechtlichen Stellung 
sowie der Repräsentationsfunktion wie bisher für 
die Mitglieder des Präsidiums des Bundestages Son-
derregelungen im Diätengesetz vorgesehen werden 
sollten, die als Ausnahme von der einheitlichen Be-
messung der Grunddiäten gerechtfertigt sind. Dabei 
dürfte es sich empfehlen, für den Präsidenten des 

Deutschen Bundestages ein Mandatsgehalt etwa in 
doppelter Höhe der Grunddiäten vorzusehen; für 
die Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages 
könnte ein Betrag etwa in Höhe der anderthalbfa-
chen Grunddiäten vorgesehen werden. Da die Mit-
glieder des Präsidiums des Deutschen Bundestages 
außergewöhnlich umfangreichen und mit ihrem Amt 
in Zusammenhang stehenden Repräsentationspflich-
ten nachzukommen haben, die höhere Aufwendun-
gen mit sich bringen, als sie die Abgeordneten des 
Bundestages im Normalfall haben, empfiehlt der 
Beirat, für die Präsidiumsmitglieder eine besondere 
Dienstaufwandsentschädigung vorzusehen. Diese fi-
nanzielle Ausstattung der Präsidiumsmitglieder hat 
sich an den aus dem Amt erwachsenden Pflichten 
zu orientieren. 

6. Abgeltung mandatsbedingter Aufwendungen 

6.1. Grundsätze 

Der Beirat ist bei seinen Überlegungen über die 
Abgeltung mandatsbedingter Aufwendungen von 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
5. November 1975 und den darin enthaltenen 
Grundsätzen ausgegangen. 

Das Bundesverfassungsgericht stellt ausdrücklich 
fest, daß neben der Alimentation (Grunddiäten) der 
Abgeordneten weiterhin die Gewährung steuerfrei-
er Aufwandsentschädigungen an die Abgeordneten 
zulässig ist 1). Folgende Kriterien stellt das Bun-
desverfassungsgericht für die Gewährung steuer-
freier Aufwandsentschädigungen auf: 

Entschädigung bzw. Ausgleich 

— für wirklich entstandenen Aufwand; 

— für sachlich angemessenen begründeten Auf-
wand; 

— für mit dem Mandat verbundenen besonderen 
Aufwand. 

Als Aufwand kann hierbei ausschließlich der finan-
zielle Aufwand, nicht aber der zeitliche Aufwand 
berücksichtigt werden. Aufwandsentschädigungen 
bleiben, soweit sie diese Kriterien erfüllen, steuer-
frei. Eine Pauschalierung solcher Aufwandsentschä-
digungen in Orientierung am tatsächlichen Auf-
wand der Abgeordneten in Ausübung ihres Man-
dats läßt das Gericht ausdrücklich zu. 

Bei seinen Überlegungen zur Abgeltung mandatsbe-
dingter Aufwendungen hat der Beirat auch die Be-
denken erörtert, die gegen eine Steuerbefreiung des 
bei Abgeordneten pauschalierten Unkostenersatzes 
vorgebracht worden sind. So wurde beispielsweise 
in der Öffentlichkeit und in verschiedenen publizi- 

1) „Nur die Entschädigung für wirklich entstandenen, 
sachlich angemessenen, mit dem Mandat verbundenen 
besonderen Aufwand ist daneben noch echte Auf-
wandsentschädigung, die auch künftig steuerfrei blei-
ben kann." (BVerfGE 40, S. 328; ähnlich S. 318) 

stischen Organen die Auffassung vertreten, daß die 
Pauschalen ohne Rücksicht auf den tatsächlichen 
Mehraufwand bemessen, also in der Regel zu hoch 
angesetzt worden seien. Die Aufwendungen zahlrei-
cher Parlamentsmitglieder, so wurde geltend ge-
macht, hätten deshalb keineswegs die Höhe der Be-
träge erreicht, für die eine Kostenerstattung gelei-
stet worden sei, während sie bei anderen, weniger 
zahlreichen Abgeordneten über die Höhe der Er-
stattungsbeiträge hinausgegangen seien. Es seien 
deshalb, so wurde argumentiert, sowohl Fälle denk-
bar (und solche Fälle seien im übrigen auch be-
kanntgeworden), in denen Abgeordnete keinen Auf-
wand nachweisen konnten; es seien aber auch sol-
che Fälle denkbar, in denen der tatsächliche Auf-
wand eines Abgeordneten die gesamten Diäten 
(Grunddiäten plus Pauschalbeträge) überstiegen 
habe. 

Zum anderen war in der öffentlichen Diskussion 
wiederholt darauf hingewiesen worden, daß die 
Wirkung der Besteuerung der Grunddiäten und an-
derer Regelungen durch eine überproportionale An-
hebung der steuerfreien Pauschalbeträge zumindest 
teilweise wieder egalisiert werden könnte. Einer 
„Manipulation" der Abgeltung der mandatsbeding-
ten Unkosten zur Milderung des steuerlichen Pro-
gressionseffektes bei den Grunddiäten, so war ar-
gumentiert worden, durch zu starke Erhöhung der 
Pauschalen könnte durch die Steuerfreiheit des Ko-
stenersatzes Vorschub geleistet werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil 
darauf hingewiesen, daß zukünftig zum Beispiel 
eine Reihe von Pauschalen, Tage- und Sitzungsgel-
dern, Verdienstausfallentschädigungen und ähnli-
che Zuwendungen aus der Parlamentskasse entfal-
len 1). Diese Aussage dürfte sich auf bisher in den 
Parlamenten gewährte Entschädigungen beziehen, 
die als Ersatz für entgangene oder entgehende Ein-
nahmen oder für die Aufgabe oder Nichtausübung 
einer Tätigkeit bzw. für Verdienstausfall oder Zeit-
verlust gezahlt werden. Da dieser Verdienstausfall 

1 ) BVerfGE 40, S. 318 
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(Einkommensausgleich) bereits bei der Bemessung 
der Alimentation berücksichtigt wird, bleibt kein 
Raum für gesonderte Entschädigung für Verdienst-
ausfall (Einkommensausgleich). Soweit das Gericht 
den Verdienstausfall anspricht, betrifft dies den 
Bundestag nicht, da im Bundestag bisher keine Ver-
dienstausfallentschädigung gezahlt wurde. Soweit 
das Gericht darauf hinweist, daß die Gewährung 
steuerfreier Aufwandsentschädigungen zur Abgel-
tung mandatsbedingter Aufwendungen in unter-
schiedlicher Höhe zukünftig entfallen, muß ange-
merkt werden, daß dies nur eintritt, sofern solchen 
Aufwandsentschädigungen kein wirklich entstande-
ner, sachlich begründeter, besonderer finanzieller 
Aufwand entgegensteht. 

Der formalisierte Gleichheitsgrundsatz, der in be-
zug auf die Alimentation für alle Abgeordnete in 
gleicher Weise gilt und eine Alimentation in glei-
cher Höhe erfordert, trifft nach der Entscheidung 
des Gerichts auf die steuerfreien Aufwandsentschä-
digungen nicht zu. Der Kostenersatz kann danach 
unterschiedlich hoch bemessen werden. 

6.2. Möglichkeiten für die Abgeltung und für die 
steuerliche Behandlung mandatsbedingter 
Aufwendungen 

a) Erstattung der mandatsbedingten Aufwendungen 

— gegen Einzelnachweis in unbeschränkter 
Höhe, 

— gegen Einzelnachweis in begrenzter Höhe, 

— pauschal 

b) Steuerliche Absetzung als Werbungskosten ent-
sprechend der Erstattung 

— soweit tatsächlich entstanden; unbeschränkt 
gegen Einzelnachweis, 

— soweit tatsächlich entstanden; aber mit 
Höchstbetrag (Begrenzung), 

— pauschaliert (ohne Einzelnachweis), 

c) Erstattung begrenzter Aufwendungen mit der 
Möglichkeit, darüber hinausgehenden Aufwand 
als Werbungskosten abzusetzen. 

6.3. Entscheidung für die Pauschalierung des 
Kostenersatzes 

Die bisherige pauschale Erstattung der mandatsbe-
dingten Unkosten hat sich nach Auffassung des 
Beirats wegen ihrer Praktikabilität bewährt. Sie ist 
auch nach Auffassung des Bundesverfassungsge-
richts, wie sich aus den Ausführungen im Urteil 
vom 5. November 1975 ergibt, grundsätzlich als zu-
lässig anzusehen. Der Beirat hat sich deshalb für 
die Beibehaltung der pauschalen Erstattung man-
datsbedingter Aufwendungen ausgesprochen. 

Der Einzelnachweis mandatsbedingter Aufwen-
dungen würde den Abgeordneten in unverhält-
nismäßiger, seiner Stellung nach unzumutbaren 
Weise belasten; ebenso auch die Verwaltung. Der 
Einzelnachweis wäre, da die Aufgaben eines Abge- 

ordneten nicht in abschließender Form bestimmt 
werden können, auch mit gewissen Abgrenzungs-
schwierigkeiten verbunden. Der Beirat war der 
Auffassung, daß es dem Verfassungsgrundsatz des 
freien Mandats am besten entspricht, wenn die 
mandatsbedingten Aufwendungen der Abgeordne-
ten in Form des pauschalierten Unkostenersatzes 
abgegolten werden. 

Eine Kombination von Kostenersatz und steuerli-
chem Abzug als Werbungskosten, soweit Aufwand 
durch die Pauschale weder der Höhe noch der Art 
nach erfaßt werden, schlägt der Beirat nicht vor. 

Eine solche Kombination würde den Vereinfa-
chungseffekt des pauschalierten Unkostenersatzes 
weitgehend beseitigen, insbesondere auch die Ge-
fahr von Mißbrauch in sich bergen. Es ist das We-
sen von Pauschalierungen, daß hierbei auf die 
durchschnittliche Höhe der entstandenen, durch die 
Zweckbestimmung verursachten Aufwendungen ab-
gestellt wird. Der Beirat war sich bewußt, daß die 
pauschalierte Unkostenerstattung mit voller Abgel-
tungswirkung nur dann möglich ist, wenn die Ko-
stenpauschalen so festgesetzt sind, daß sie auch 
wirklich den durchschnittlichen Aufwand des Ab-
geordneten decken. 

Formen des pauschalierten Kostenersatzes 

Im Rahmen des pauschalierten Kostenersatzes kön-
nen mehrere Formen unterschieden werden: 

— Gewährung einer Gesamtpauschale (im Sinne ei-
ner „Amtsausstattung" für Mitglieder des Bun-
destages) oder mehrere Einzelpauschalen, 

— einheitliche oder gestaffelte Pauschalen, 

— Kostenersatz in Form von geldwerten Dienst-
und Sachleistungen des Parlaments an die Abge-
ordneten. 

Der Beirat neigte im Prinzip der Lösung zu, daß 
eine einheitliche Gesamtpauschale gewährt werden 
sollte. In Orientierung an den Kriterien, die das 
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 
5. November 1975 anspricht, hat es der Beirat je-
doch für notwendig erachtet, bei einzelnen Positio-
nen des mandatsbedingten Aufwandes zu empfeh-
len, von der einheitlichen Pauschalierung zugun-
sten gestaffelter Pauschalbeträge abzugehen. Je Sit-
zungstag pauschalierte Beträge/Tagegelder zu ge-
währen, hält der Beirat nicht für angemessen. 

6.4. Derzeitige Abgeltung mandatsbedingter 
Aufwendungen 

a) Zusammensetzung des Kostenersatzes 

Im Rahmen der in Artikel 48 Abs. 3 GG verfas-
sungsrechtlich verankerten Entschädigung erhalten 
die Mitglieder des Bundestages nach den gesetzli-
chen Bestimmungen derzeit folgende Erstattungsbe-
träge: 

— Tagegeldpauschale monatlich 1 500 DM 
jährlich 18 000 DM 

— Kostenpauschale monatlich 1 500 DM 
jährlich 18 000 DM 
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— Reisekostenpauschale monatlich 1 050 DM 
jährlich 12 600 DM 

— Kostenersatz für die Beschäftigung von Mit-
arbeitern bis zu monatlich 2 450 DM 

bis zu jährlich 29 400 DM 
(Stand 1975) 

b) Angaben der Mitglieder des Bundestages über 
die mandatsbedingten Ausgaben 

In den Rechenschaftslegungen der Mitglieder des 
Bundestages in der Publizistik und in der wissen-
schaftlichen Literatur finden sich nur vereinzelt 
Angaben über die Verwendung der zur Bestreitung 
mandatsbedingter Aufwendungen gezahlten Kosten-
pauschalen. In den Aufstellungen fehlt im allgemei-
nen eine Gegenüberstellung zwischen dem tatsäch-
lich gezahlten Kostenersatz (in Relation zur Zweck-
bestimmung) und der Höhe der tatsächlich dem Ab-
geordneten entstandenen mandatsbedingten Ausga-
ben (mit Zuordnung der entsprechenden Zweckbe-
stimmung). Dagegen sind wiederholt von Bundes-
tagsabgeordneten und in der einschlägigen Publizi-
stik Berechnungen veröffentlicht worden, in denen 
die mandatsbezogenen Einnahmen (Grunddiäten; 
Kosten-, Tagegeld- und Reisekostenpauschale) den 
mandatsbezogenen Ausgaben (Eigenbeitrag der 
MdB zur Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
des Bundestages; Fraktions- und Parteibeiträge; 
Wahlkampfkosten; Kosten für Lebensführung am 
Ort des Parlaments; Sekretariats- und Reisekosten 
im Wahlkreis) gegenübergestellt worden. Ziel eines 
solchen Vergleichs von Mandatseinnahmen und 
-ausgaben ist es, das frei verfügbare Einkommen ei-
nes Mitglieds des Bundestages zu ermitteln, das zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts dient. Die Kosten-
rechnungen erlauben aber gewisse Rückschlüsse 
auf die Höhe und auf die Zweckbestimmung man-
datsbedingter Ausgabeposten. 

Die vorhandenen und zur Verfügung stehenden Un-
terlagen für die Feststellung der tatsächlich man-
datsbedingten Aufwendungen können nicht als re-
präsentativ gelten. Der Untersuchung lagen Ab-
rechnungen von zwölf Mitgliedern des Bundestages 
(sieben im Jahre 1975; sechs im Jahre 1974) zugrun-
de, die in Tageszeitungen, Illustrierten und Wo-
chenzeitungen (zum Teil mehrfach) veröffentlicht 
wurden. Rechnet man die eindeutig als mandatsbe-
dingte Aufwendungen zu qualifizierenden Ausga-
ben in den Aufstellungen zusammen, so ergeben 
sich mandatsbedingte Aufwendungen in der Größen-
ordnung von monatlich zwischen 4 820 DM und 
2 732 DM (bezogen auf die Rechenschaftslegung in 
1975). In den Abrechnungen für 1974 schwanken 
die im Zusammenhang mit dem Bundestagsmandat 
stehenden Ausgaben zwischen monatlich 3 460 DM 
und 2 750 DM. Da die Zahl der Fälle zu gering ist, 
lassen sich aus diesen Zahlen keine Durchschnitts-
werte mit statistischer Aussagekraft gewinnen. 

Aus den vorliegenden Abrechnungen lassen sich 
zudem keine Folgerungen dergestalt ziehen, daß die 
tatsächliche Höhe der mandatsbedingten Ausgaben 
in Beziehung zur Höhe der außerparlamentarischen 
Einnahmen eines Abgeordneten stünde. D. h. daß 

Abgeordnete, die neben den Diäten (Grunddiäten 
und Unkostenpauschale) über anderes Einkommen 
verfügen, höhere mandatsbedingte Ausgaben gel-
tend machen würden als Mitglieder des Bundesta-
ges, die im wesentlichen nur über die Diäten verfü-
gen. 

Schließlich lassen sich aus den vorliegenden Ko-
stenrechnungen nur bedingt Rückschlüsse auf die 
Relation zwischen Höhe und Zweckbestimmung 
mandatsbedingter Ausgaben bei der Festsetzung 
1973/Anfang 1974 und den dem einzelnen Abgeord-
neten tatsächlich entstehenden Aufwendungen zie-
hen. Die vorliegenden Abrechnungen lassen erken-
nen, daß sich die Ausgaben der Abgeordneten an 
Partei und Fraktion sowie wahlkampfbedingte 
Rücklagen, die aus den Mandatseinnahmen bestrit-
ten werden, auf ein Mehrfaches der Summe belau-
fen, die bei der Berechnung der Pauschalen dafür 
vorgesehen wurde. 1975 lag die monatliche Höhe 
der Ausgaben für Parteibeiträge und Wahlkampf-
rücklagen gemäß den Abrechnungen zwischen 
1 720 DM und 970 DM, 1974 zwischen ca. 550 DM 
und 1 270 DM. 

Eine genauere Aufschlüsselung dieser Summe läßt 
sich nur im Hinblick auf die Fraktionsbeiträge vor-
nehmen. 

Diese beliefen sich 1975 

— bei der SPD-Bundestagsfraktion auf monatlich 
450 DM 

— bei der CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf mo-
natlich 50 DM 

— bei der FDP-Bundestagsfraktion auf monatlich 
75 DM. 

Da die einzelnen Ausgabeposten in den vorliegen-
den Abrechnungen nur schwer, zum Teil gar nicht 
miteinander vergleichbar sind, muß z. B. offenblei-
ben, ob die Aufwendungen für den zweiten Wohn-
sitz am Ort des Bundestages (Wohnung und Ver-
pflegung) bzw. die Kosten für die Betreuung des 
Wahlkreises höher oder geringer sind als die bei 
der Berechnung der Pauschalen für diese Zwecke 
veranschlagten Summen. 

Zahlen, die in bezug auf mandatsbedingte Ausga-
ben in Presse und Funk genannt worden sind, las-
sen im allgemeinen weder Bezugspunkt noch Be-
rechnungsgrundlage erkennen. Sie dürften einer ge-
naueren Nachprüfung nur schwerlich Stand hal-
ten. 

Eine vom Presse- und Informationszentrum des 
Deutschen Bundestages 1) veröffentlichte durch-
schnittliche Diätenrechnung eines Bundestagsabge-
ordneten stellt den Pauschalen von zusammen 
3 100 DM im Monat mandatsbedingte Ausgaben von 
insgesamt 3 360 DM gegenüber. Diese Ubersicht, die 
in der Publizistik bzw. in der Literatur verschie-
dentlich abgedruckt oder fortgeschrieben worden 
ist, dürfte inzwischen als überholt gelten. 

1) „ 70 Stunden in der Woche ...", Bonn (1970) 
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6.5. Vorschlag für die künftige Erstattung 
mandatsbedingter Aufwendungen 

6.5.1. 

Mangels halbwegs verläßlicher Informationen über 
die tatsächliche Höhe der durchschnittlichen man-
datsbedingten Aufwendungen sieht sich der Beirat 
außerstande, eine Empfehlung abzugeben, die den 
vom Bundesverfassungsgericht erhobenen Ansprü-
chen genügt. Der Beirat hält es für geboten, daß 
sich der Bundestag die fehlenden Kenntnisse bald 
verschafft, gegebenenfalls durch Befragung einer 
repräsentativen Auswahl seiner Mitglieder. Zumin-
dest über die großen Ausgabeposten scheinen dem 
Beirat solche Informationen unentbehrlich, wenn 
der ungute Streit über den vermeintlichen Einkom-
mensgehalt der pauschalierten Kostenerstattung ein 
Ende haben soll. 

Bis solche Grundlagen vorliegen, sollte die vom 
Beirat vorgeschlagene Regelung gelten. Sie muß 
sich notwendigerweise an plausiblen Berichten er-
fahrener Abgeordneter sowie an Vorstellungen der 
Angemessenheit stärker orientieren, als dies eine 
Dauerlösung dürfte, die dem Kriterium des tatsäch-
lichen Aufwandes genügen soll. 

Bei seinem Vorschlag für die Festsetzung neuer Ko-
stenpauschalen hat der Beirat bei den meisten Ko-
stenkomponenten an den Gesichtspunkten ange-
knüpft, welche in der Vergangenheit die Pauschal-
beträge bestimmt haben. Allerdings sind Ansätze 
für Fraktionsbeiträge, Sonderbeiträge der Abgeord-
neten an ihre Partei sowie Aufwendungen oder 
Rücklagen für den Wahlkampf sämtlich außer Be-
tracht geblieben. Eine Anpassung der Teilpauscha-
len an die seit 1974, dem Jahr der letzten Neufest-
setzung der Pauschalen, eingetretenen Kostenstei-
gerungen ist versucht worden. 

Bei zwei Kostenkomponenten hält der Beirat eine 
Staffelung der Pauschalbeträge für dringlich, und 
zwar bei den Kosten für ein Büro im Wahlkreis in 
Abhängigkeit davon, ob ein eigenes Büro außerhalb 
der Wohnung unterhalten wird, sowie bei den man-
datsbedingten Wohnungsmehrkosten in Abhängig-
keit davon, ob eine zusätzliche Wohnung unterhal-
ten werden muß. In der Form einer Modellrechnung 
hat der Beirat seine Vorstellungen über die Berech-
nung der monatlichen Kostenpauschale zusammen-
gefaßt. Aufgrund dessen empfiehlt er, die monatli-
che Kostenpauschale auf höchstens 4 000 DM und 
mindestens 3 400 DM festzusetzen (jährlich höch-
stens 48 000 DM und mindestens 40 800 DM) . 

Im Rahmen der Bürokosten hat der Beirat für die 
Unterhaltung eines eigenen Büros außerhalb der 
Wohnung (Miete, Heizung, Beleuchtung, Reinigung, 
Ergänzung der Einrichtung) monatlich den Betrag 

von 500 DM angesetzt. Bei Mitbenutzung eines Bü-
ros im Wahlkreis oder bei einem Büro innerhalb 
der Wohnung ist ein Mindestbetrag von 200 DM 
monatlich angesetzt worden. Für Büromaterial und 
Porto in Bonn sowie im Wahlkreis und darüber hin-
aus für die Telefonkosten, die bei der Wahlkreisar-
beit entstehen, sind pro Monat 600 DM veran-
schlagt worden. Bei einer effektiven Wahlkreisar-
beit dürften diese Kosten durchschnittlich erreicht 
weden. Für Fachliteratur, Zeitungen und Zeitschrif-
ten, die der Abgeordnete zur Information benötigt, 
ist ein Betrag von monatlich 150 DM angesetzt wor-
den. Für Kosten im Zusammenhang mit der Betreu-
ung des Wahlkreises sind monatlich 600 DM an 
mandatsbedingten Aufwendungen angesetzt wor-
den. Hierzu gehören Kosten im Zusammenhang mit 
dem Besuch von Veranstaltungen, Einladungen, 
Glückwünsche, Zeitungsanzeigen und andere Re-
präsentationsausgaben, denen sich der Abgeordnete 
bei der Ausübung des Mandats nicht entziehen 
kann. Für Fahrten zur Wahrnehmung von Mandats-
pflichten sind unter der Rubrik Reisekosten pro 
Monat 850 DM veranschlagt worden. Für andere 
mandatsbedingte Reisekosten, die den einzelnen 
Abgeordneten entstehen, ohne daß er dafür eine 
Vergütung erhält, sind 200 DM je Monat in Rech-
nung gestellt worden. Der Beirat hat davon abgese-
hen, bei den Reisekosten eine Differenzierung vor-
zusehen und etwa zwischen städtischen und ländli-
chen Wahlkreisen zu unterscheiden. Eine Nachprü-
fung dürfte ergeben, daß die Kosten für Fahrten mit 
einem Kraftfahrzeug in einem städtischen Wahl-
kreis -nicht wesentlich geringer sein dürften als in 
einem Flächenwahlkreis. Auch eine Differenzierung 
hinsichtlich der Entfernung zwischen Bonn und 
Wahlkreis (zum Beispiel in Nah-, Mittel- oder Fern-
zone) hält der Beirat nicht für sachgerecht. Über-
dies werden die Abgeordneten erfahrungsgemäß 
nicht nur innerhalb ihres Wahlkreises tätig. 

Als Erstattung für die Kosten, die den Abgeordne-
ten des Bundestages für Übernachtungen am Sitz 
des Parlaments entstehen, hat der Beirat 500 DM 
pro Monat angesetzt. Hierin sind die Kosten bei 
Nachweis einer Zweitwohnung im Raum Bonn oder 
im Wahlkreis enthalten. In sonstigen Fällen sind 
zur Abgeltung gelegentlicher Übernachtungskosten 
(z. B. Übernachtungen im Hotel) monatlich 200 DM 
angesetzt worden. An Verpflegungsmehraufwand 
infolge der Mandatsausübung hat der Beirat Kosten 
in Höhe von monatlich 600 DM veranschlagt. 

Erfahrungsgemäß entstehen auch denjenigen Abge-
ordneten, die über Landeslisten in den Bundestag 
gewählt werden, durch die Wählerbetreuung ver-
gleichbare Kosten. Der Beirat sah deshalb insofern 
von einer Differenzierung der Kostenpauschale 
ab. 
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Modell für die Berechnung der monatlichen Kostenpauschale 

Höchstbetrag 
DM 

Mindestbetrag 
DM 

1. Bürokosten 

a) Mietkosten 

— bei Nachweis eines eigenen Büros außerhalb der Wohnung 500 
- bei Mitbenutzung eines Büros im Wahlkreis oder bei einem 

Büro innerhalb der Wohnung 	  200 

b) Telefon, Porti, Büromaterial 	  600 600 

c) Fachliteratur 	  150 150 

2. Wahlkreisbetreuung 

d) Kosten der Wahlkreisbetreuung 	  600 600 

3. 	Reisekosten 

e) Fahrten zur Wahrnehmung von Mandatspflichten 	 850 850 

f) andere mandatsbedingte Reisen 	  200 200 

4. Wohnung und Verpflegung 

g) Kosten für Übernachtung 

— bei Nachweis einer Zweitwohnung in Bonn oder im Wahl- 
kreis 	  500 

— in sonstigen Fällen (gelegentliche Übernachtungskosten) . 	 200 

h) Verpflegung in Bonn 	   600 600 

I  4 000 3 400 

6.5.2. 

Nach der bisheriger Regelung im Bundestags

-

Diätengesetz 1968 wird Kostenersatz für die Be-
schäftigten von Mitarbeitern von Abgeordneten nur 
gegen Nachweis des tatsächlichen Vorliegens die-
ser Aufwendungen gewährt. Voraussetzung hierfür 
ist die Vorlage eines gültigen Arbeitsvertrages. 

Dieser Kostenersatz wird nicht an den Abgeordne-
ten selbst, sondern unmittelbar an den (die) von 
ihm eingestellten Mitarbeiter ausgezahlt. Der Beirat 
gibt zu erwägen, ob diese Mitarbeiterpauschale 
nicht angehoben werden sollte. 

6.5.3. 

Bei dem Berechnungsmodell zur Abgeltung der 
mandatsbedingten Aufwendungen ist der Beirat 
weiterhin davon ausgegangen, daß den Mitgliedern 
des Bundestages auch in Zukunft geldwerte Dienst- 
und Sachleistungen von seiten des Bundestages 
(z. B. Ausstattung eines Büros im Abgeordneten-
hochhaus bzw. im Bereich des Bundestages; Jahres-
netzfahrkarte der Deutschen Bundesbahn) gewährt 
werden. Diese geldwerten Dienst- und Sachleistun-
gen sind als Kostenersatz weiterhin steuerfrei zu 
belassen. 

6.5.4. 

Für Amtsinhaber (Mitglieder der Bundesregierung; 
Parlamentarische Staatssekretäre), die zugleich ein 
Bundestagsmandat innehaben, sollte grundsätzlich 
eine entsprechend niedriger bemessene Kostenpau-
schale vorgesehen werden. Dies ist in Anbetracht 
der Amtswohnung bzw. der Verfügung über Dienst-
wagen und Dienstbüros gerechtfertigt und ent-
spricht im übrigen auch der bisherigen Praxis. 

6.6. Andere mandatsspezifische Kosten 

Fraktionsbeiträge, Sonderabgaben der Mandatsin-
haber an die Partei und Wahlkampfkosten stellen 
Aufwendungen dar, die allen Abgeordneten, aller-
dings in unterschiedlicher Höhe, entstehen. Der 
Beirat hat diese Aufwendungen weder bei der Fest-
setzung des Mandatsgehalts noch bei der Bemes-
sung der Kostenpauschale berücksichtigen können. 

Durch solche mandatsspezifischen Ausgaben wer-
den die Diäten der Mitglieder des Bundestages tat-
sächlich jedoch in zum Teil nicht unbeträchtlichem 
Umfange in Anspruch genommen. 



Drucksache 7/5531 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

6.6.1. Fraktionsbeiträge 

Der Beirat hält es nicht für gerechtfertigt, im Rah-
men des Ersatzes der mandatsbedingten Aufwen-
dungen den Abgeordneten auch die Beiträge zu er-
statten, die sie in unterschiedlicher Höhe an ihre 
jeweilige Fraktion leisten. In der Berechnung der 
bisherigen Kostenpauschale von monatlich 
1 500 DM war für diesen Zweck ein Ansatz von mo-
natlich 100 DM enthalten. 

Das Diätenurteil des Bundesverfassungsgerichts 
schließt es nicht ausdrücklich aus, dem Abgeordne-
ten Leistungen an seine Fraktion aus der Staatskas-
se zu erstatten. Dem Urteil jedoch ist zu entneh-
men, daß solche Beitragszahlungen an die Fraktio-
nen bei der Bemessung der Grunddiäten der Abge-
ordneten (Mandatsgehalt) nicht berücksichtigt wer-
den können 1 ). 

Die Leistungen der Abgeordneten zur Mitfinanzie-
rung der Organisation und der Dienstleistungen ih-
rer Parlamentsfraktion fallen begrifflich unter die 
mandatsbedingten Aufwendungen. Da die Fraktio-
nen notwendige Einrichtungen des Parlaments dar-
stellen, ohne die eine Volksvertretung nicht ar-
beitsfähig wäre, ist ein ausreichender Bezug zwi-
schen den Leistungen der Mandatsträger an die 
Fraktion und dem Mandat gegeben. Insoweit ist es 
den Fraktionen unbenommen, Beiträge zu erheben. 
Die Fraktionen sollten jedoch bedenken, daß in der 
Öffentlichkeit durch Fraktionsbeiträge ein falsches 
Bild über die Höhe der frei verfügbaren Mandatsbe-
züge des einzelnen Abgeordneten entstehen könnte. 
Zudem muß berücksichtigt werden, daß den Frak-
tionen zur Finanzierung ihrer Organisation und ih

-

rer  Dienstleistungen unmittelbar Zuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt in erheblicher Höhe zugewie-
sen werden 2). Mit dieser unmittelbaren staatlichen 
Bezuschussung wird anerkannt, daß die Finanzie-
rung der Arbeit der Fraktionen eine staatliche Auf-
gabe ist. 

Der Beirat ist der Auffassung, daß Fraktionsbeiträ-
ge der Mitglieder des Bundestages bei der Bemes-
sung der Kostenpauschale nicht berücksichtigt wer-
den sollen. 

6.6.2. Parteibeiträge 

Der Beirat hat Sonderabgaben der Abgeordneten an 
ihre Partei, soweit sie die normalen Mitgliedsbei-
träge übersteigen, in den Vorschlägen für die Be-
messung der steuerfreien Aufwandsentschädigung 
(Kostenpauschale) nicht berücksichtigen können. 
Finanzielle Sonderleistungen an die Partei sollten 
nach Auffassung des Beirats bei Abgeordneten 
nicht anders als bei den übrigen Staatsbürgern be-
handelt werden, also nur als Sonderausgaben im 

1) „Anderen Zwecken als dem der Unterhaltssicherung, 
beispielsweise einer Mitfinanzierung der Fraktion oder 
politischen Partei oder der Beteiligung an Wahl-
kosten, hat die Entschädigung nicht zu dienen." 
(BVerfGE 40, S. 316) 

2) Im Bundeshaushaltsplan (Einzelplan 02 0l , Deutscher 
Bundestag) für das Jahr 1976 sind die Zuschüsse für 
die Fraktionen des Deutschen Bundestages ausgewie-
sen. 

Rahmen der allgemeinen Regelung nach § 10 EStG 
berücksichtigt werden. Danach sind Beiträge und 
Spenden an politische Parteien bis zur Höhe von 
insgesamt 600 DM (im Fall der Zusammenveranla-
gung von Ehegatten bis zu 1 200 DM) im Kalender-
jahr vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzugsfähig. 

6.6.3. Wahlkampfkosten 

In der Diskussion über die Bemessung des Kosten-
ersatzes ist die Frage gestellt worden, ob Wahl-
kampfaufwendungen des einzelnen Abgeordneten 
oder Rückstellungen für einen künftigen Wahlkampf 
bei der Festsetzung der Kostenpauschale berück-
sichtigt werden könnten. Der Beirat hat dies ver-
neint. Die Form der Beteiligung des Staates an den 
Kosten für Wahlen zu Bundestag bzw. Landtagen 
erfolgt in der Bundesrepublik in der Form der 
Wahlkampfkostenerstattung an die politischen Par-
teien bzw. an parteiunabhängige Wahlbewerber 1), 
wie sie in § 18 ff. Parteiengesetz geregelt ist. 

Der Beirat hält es nicht für vertretbar, daß neben 
dieser Form der Wahlkampfkostenerstattung dem 
einzelnen Abgeordneten über die Diäten Wahlkampf-
aufwendungen aus der Staatskasse ersetzt wer-
den. Die Gewährung eines monatlichen Pauschalbe-
trages an Abgeordnete für die Dauer des Mandats 
wäre hierfür auch keine geeignete Form. Sie wäre 
verfassungsrechtlich sogar bedenklich, denn sie 
würde die dem Parlament bereits angehörenden 
Kandidaten vor anderen Bewerbern um ein Parla-
mentsmandat begünstigen. Sie würde weiterhin bei 
solchen Abgeordneten ihre Berechtigung verfehlen, 
die nach Ablauf der Wahlperiode nicht erneut kan-
didieren wollen. Sie würde schließlich den erfolg-
reichen Bewerber in einer schwerlich zu rechtferti-
genden Weise gegenüber den erfolglos gebliebenen 
Kandidaten bevorzugen. 

Eine zusätzliche Frage, die vom Beirat angespro-
chen worden ist, jedoch nicht abschließend zu be-
antworten war, stellt die steuerliche Behandlung 
von Wahlkampfkosten der Abgeordneten dar. Hier-
zu ist darauf hinzuweisen, daß auf Bundes- bzw. 
Länderebene die notwendigen Kosten eines ange-
messenen Wahlkampfes gemäß den Bestimmungen 
des Parteiengesetzes erstattet werden 2). 

Zudem enthält die Kostenpauschale etwa wegen 
der Abgeltung von Bürokosten im Wahlkreis, der 
Kosten im Zusammenhang mit der Wählerbetreu-
ung und der Reisekosten im Zusammenhang mit 
den Mandatspflichten bereits Bestandteile, die auch 
Wahlkampfkosten sein können. Es entstünde hier 
die praktische Schwierigkeit, daß als Wahlkampf-
kosten steuerlich nur geltend gemacht werden 
könnte, was nicht bereits als mandatsbedingter 
Aufwand in der Kostenpauschale abgegolten wor-
den ist. 

1) Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
9. März 1976 (2 BvR 89/74), noch nicht veröffentlicht 

2) Das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 8 . März 1974 
(VI R 198/71 —; BStBl. 1974 II S. 407) zur steuerlichen 
Absetzung von Wahlkampfkosten als Werbungs-
kosten bezieht sich auf den kommunalen Bereich. 
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7. Weitere regelungsbedürftige Fragen 

7.1. Form der parlamentarischen Alterssicherung 

Der Beirat empfiehlt, die Alterssicherung für Mit-
glieder des Bundestages und ihre Hinterbliebenen 
in versorgungsrechtlicher Form auszugestalten. 
Dies bedeutet, daß die Abgeordneten in Zukunft 
keine Eigenbeiträge für ihre Alterssicherung mehr 
zu leisten haben werden. Die Alters- und Hinterblie-
benenversorgung des Bundestages würde somit aus-
schließlich aus dem Etat des Parlaments zu finanzie-
ren sein. Der Beirat hat bei der Neufestsetzung des 
Mandatsgehalts diese Form der parlamentarischen 
Alterssicherung unterstellt. 

Der Beirat ist der Auffassung, daß es zweckmäßig 
erscheint, von der Versicherungslösung zur öffent-
lich-rechtlichen Form der Alterssicherung für Mit-
glieder des Bundestages überzugehen. Bereits die 
jetzige Form der Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung des Bundestages sieht neben Eigenbeiträ-
gen der Abgeordneten einen Zuschuß aus dem Etat 
des Bundestages vor, der höher ist als die Eigenbei-
träge. Insbesondere aufgrund der staatlichen Ver-
pflichtung zur Vollalimentation der Abgeordneten 
dürfte der Übergang von der versicherungsrechtli-
chen Regelung zu einer Alterssicherung der Parla-
mentarier in Form einer öffentlich-rechtlichen Re-
gelung naheliegen. 

Die Ausgestaltung der parlamentarischen Alterssi-
cherung, was die Anspruchsvoraussetzungen (Man-
datsdauer; Lebensalter) und die Leistungen betrifft, 
sollte in Anlehnung an die bisherige Regelung nach 
dem Bundestagsdiätengesetz erfolgen. Dabei ist 
auch in Zukunft ein angemessener Unterhalt im Al-
ter und bei Invalidität sicherzustellen. Die Alterssi-
cherung für die Mitglieder des Bundestages sollte 
soweit wie möglich in das in der Bundesrepublik 
geltende soziale Sicherungssystem eingefügt wer-
den. Andererseits müssen aber auch die besonderen 
mandatsbedingten Risiken der Mitglieder des Bun-
destages berücksichtigt werden. 

7.2. Unvereinbarkeit von Amt und Mandat 

Mit den Fragen der rechtlichen Ausgestaltung und 
des Anwendungsbereichs der im Gesetz über die 
Rechtsstellung der in den Deutschen Bundestag ge-
wählten Angehörigen des öffentlichen Dienstes nor-
mierten Unvereinbarkeit von Amt und Mandat hat 
sich der Beirat nicht abschließend befaßt. Es war 
nicht Aufgabe des Beirats, hierzu Regelungsvor-
schläge vorzulegen. Der Beirat hält es jedoch für 
notwendig, daß bei der durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 5. November 1975 
notwendig gewordenen Änderung des Rechtsstel-
lungsgesetzes auch die Frage einer Neuabgrenzung 
des unter die Inkompatibilität fallenden Personen-
kreises geprüft wird. 

Artikel 137 Abs. 1 GG enthält eine Ausnahme vom 
Grundsatz der Allgemeinheit und Gleichheit der 
Wahl. Er sieht ein „Berufsausübungsverbot" allein 
für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes vor, 
während die Angehörigen anderer Berufsgruppen, 

die in den Bundestag gewählt werden, rechtlich 
nicht gehindert sind, auch als Mandatsinhaber wei-
terhin ihre bisherige oder eine andere berufliche 
Tätigkeit auszuüben. Durch den Wegfall der bishe-
rigen Ruhebezüge an die vom Rechtsstellungsgesetz 
betroffenen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
sind die materiellen Folgen, die die Inkompatibili-
tät für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
mit sich bringt, noch verschärft worden. Ob und 
wie diesen Problemen Rechnung getragen werden 
kann, indem die Regelungen zur Unvereinbarkeit 
von Amt und Mandat geändert werden, hatte der 
Beirat nicht abschließend zu klären. 

7.3. Zusammentreffen der Diäten mit anderen 
Bezügen aus öffentlichen Kassen 

Der Beirat hat sich in seinen Beratungen auch mit 
der Frage befaßt, inwieweit beim Zusammentreffen 
des Mandatsgehalts bzw. des parlamentarischen 
Ruhegehalts mit anderen Bezügen aus öffentlichen 
Kassen Kürzungs- bzw. Anrechnungsregelungen 
vorzusehen sind. Ein solches Zusammentreffen 
mehrerer Bezüge aus öffentlichen Kassen ist etwa 
möglich, wenn der Abgeordnete ein Amt als Mit-
glied der Bundesregierung oder als Parlamentari-
scher Staatssekretär innehat, eine Folge aus der 
Vereinbarkeit dieser politischen Ämter mit dem 
Bundestagsmandat. Entsprechende Fragen ergeben 
sich, wenn der Abgeordnete neben den Parlaments-
diäten Versorgungsleistungen aus öffentlichen Kas-
sen bezieht, ferner beim Zusammentreffen einer Ab-
geordnetenversorgung mit sonstigen Gehalts- oder 
Versorgungsansprüchen gegen die öffentliche 
Hand. 

Die Entschädigung für Mitglieder des Bundestages 
gemäß Artikel 48 Abs. 3 GG bedeutet nach Ansicht 
des Bundesverfassungsgerichts heute eine „Vollali-
mentation aus der Staatskasse". Beim Zusammen-
treffen von zwei Bezügen aus öffentlichen Kassen 
mit Alimentationscharakter hat daher das Bundes-
verfassungsgericht die Frage der Anrechnung die-
ser Bezüge aufgeworfen. Das Bundesverfassungsge-
richt begründet dies mit dem Hinweis, die Alimen-
tationsverpflichtung der öffentlichen Hand gehe in 
einem solchen Fall nicht notwendigerweise auf 
eine doppelte Aufbringung des Lebensunterhalts. 
Mit Bezug auf den Gleichheitsgrundsatz weist das 
Bundesverfassungsgericht darauf hin, daß es jeden-
falls an jedem sachlich zureichenden Grund fehle, 
diesen Fall anders als entsprechend den gegenwär-
tig im Beamtenrecht geregelten Grundsätzen zu be-
handeln. 

Es ist nicht Aufgabe des Beirats, im vorliegenden 
Gutachten Lösungsvorschläge für die Einzelausge-
staltung der entsprechenden Anrechnungsregelun-
gen vorzulegen. Der Beirat ist jedoch der Auffas-
sung, daß beim Zusammentreffen des Mandatsge-
halts bzw. der Leistungen aus der parlamentari-
schen Altersversorgung mit anderen Bezügen oder 
Versorgungsleistungen aus öffentlichen Kassen die 
entsprechenden Ausführungen des Bundesverfas- 
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sungsgerichts beachtet werden sollten. Die Empfeh-
lungen dieses Gutachtens gehen, wie mehrfach er-
wähnt, von dem Grundsatz aus, daß eine angemes-
sene „Alimentation" und Altersversorgung an den 
Verhältnissen eines Bundestagsabgeordneten auszu-
richten ist, der keine anderen Einkünfte hat. Hier-
aus ergab sich auch der Beiratsvorschlag einer be-
trächtlichen Anhebung der Grunddiäten. Eine die-
ser Empfehlung folgende umfassende Neuregelung 
der Diäten kann in der Öffentlichkeit nur vertreten 
werden, wenn im übrigen auf Sonderrechte für Ab-
geordnete verzichtet wird, die sich nicht überzeu-
gend aus den besonderen Verhältnissen der Abge-
ordneten heraus begründen lassen. Wenn die An-
rechnungsregeln des Beamtenrechts unerträgliche 
Härten enthalten, dann sollten sie durch eine Ände-
rung des Beamtenrechts und nicht durch eine Son-
derregelung zugunsten der Abgeordneten korrigiert 
werden. 

Zu bedenken ist allerdings, daß die Amtsgehälter 
der Mitglieder der Bundesregierung in der Vergan-
genheit wohl auch in Ansehung der Tatsache fest-
gesetzt worden sind, daß, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, neben dem Amtsgehalt Diäten des Bun-
destages beansprucht werden konnten. Insoweit 
hierfür künftig wegen Anrechnung die Grundlage 
entfällt, wäre möglicherweise eine Anhebung der 
Amtsgehälter der Mitglieder der Bundesregierung 
angemessen. Falsch wäre es hingegen, etwa wegen 
der besonderen Umstände im Falle der Bundesmini-
ster eine großzügige, zum allgemeinen Recht für 
den öffentlichen Dienst nicht passende Anrech-
nungsregelung zu schaffen und sie auf alle Abge-
ordnete mit anderen Bezügen aus öffentlichen Kas-
sen auszudehnen. 

7.4. Finanzielle Sicherstellung der Abgeordneten 
nach Ende der Mandatsausübung 

Eine große Zahl von Bundestagsabgeordneten hat 
nach Beendigung der Mandatsausübung weder ei-
nen Wiederverwendungsanspruch noch die reale 
Möglichkeit, unmittelbar eine berufliche Tätigkeit 
mit entsprechenden Einkünften wieder aufzuneh-
men. Deshalb hält der Beirat Regelungen zur finan-
ziellen Sicherstellung der Abgeordneten nach dem 
Ausscheiden aus dem Bundestag für notwendig. In 
diesem Zusammenhang erscheint dem Beirat eine 
differenzierte Lösung erwägenswert. Danach wäre 
für alle Mitglieder des Bundestages ein angemesse-
nes Übergangsgeld vorzusehen, das die mit der Be-
endigung der Mandatsausübung im Zusammenhang 
stehenden Aufwendungen, wie z. B. die Kosten für 
die Auflösung der Wohnung im Raum Bonn, ab-
deckt. Darüber hinaus käme eine finanzielle Rege-
lung in Betracht, die ausscheidenden Mitgliedern des 
Bundestages eine Wiedereingliederung in den be-
ruflichen Bereich bzw. den Aufbau einer neuen be-
ruflichen Existenz erleichtern würde. 

7.5. Übergangsvorschriften 

Der Beirat empfiehlt, bei einer Neuregelung der 
Diäten für die Mitglieder des Bundestages Über

-

gangsvorschriften dahin gehend vorzunehmen, daß 

nach den bisherigen diätenrechtlichen Regelungen 
erworbene Rechtsansprüche erhalten bleiben. Frü-
her ausgeschiedenen bzw. bis zum Inkrafttreten der 
Neuregelung ausscheidenden Bundestagsabgeordne-
ten sind im Rahmen der Besitzstandswahrung minde-
stens die Ansprüche zu garantieren und Leistungen 
in der Höhe zu gewähren, die nach bisherigem 
Recht erworben wurden. Im übrigen sind differen-
zierte Übergangsregelungen zu treffen, deren kon-
krete Ausgestaltung vorzuschlagen nicht Aufgabe 
des Beirats sein kann. 

7.6. Regelung zur Überprüfung der Diäten 

Nach dem Diätenurteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 5. November 1975 ist die bisherige Bin-
dung der Grunddiäten der Mitglieder des Bundesta-
ges an die Bundesminister- bzw. Beamtengehälter 
nicht mehr zulässig. Auch eine Regelung, die eine 
automatische Erhöhung des Mandatsgehalts infolge 
Kopplung an andere Einkommen (Indexbindung) 
vorsehen würde, dürfte damit entfallen. Das Parla-
ment hat jeweils durch Entscheidung in Form eines 
Parlamentsbeschlusses vor aller Öffentlichkeit die 
gesetzlichen Voraussetzungen für eine Erhöhung 
der Diäten im Sinne einer Anpassung an die sich 
ändernden Verhältnisse zu schaffen 1). Der Beirat 
ist der Auffassung, daß die Höhe des Mandatsge-
halts und der Kostenpauschale der Mitglieder des 
Bundestages im Zusammenhang mit der allgemei-
nen Einkommens- und Preisentwicklung unter Be-
rücksichtigung der obengenannten mandatsspezifi-
schen Faktoren stehen muß. Dies bedeutet, daß zum 
Beispiel steigende Preise und höhere Löhne bzw. 
Gehälter auch Auswirkungen auf die Diäten der 
Abgeordneten haben werden. 

Eine Überprüfung der Diäten in einjährigem Rhyth-
mus ist zu kurz; ein vierjähriger Überprüfungstur-
nus dürfte nach aller Erfahrung dagegen zu langfri-
stig sein. Der Beirat schlägt deshalb vor, Zusam- 

1 ) „Sie" (i. e. die Entschädigung) „verträgt deshalb auch 
keine Annäherung an den herkömmlichen Aufbau 
eines Beamtengehalts und keine Abhängigkeit von der 
Gehaltsregelung, etwa in der Weise, daß sie unmittel-
bar oder mittelbar in Von-Hundert-Sätzen eines Be-
amtengehalts ausgedrückt wird. Denn dies letztere ist 
kein bloß ,formal-technisches Mittel zur Bemessung 
der Höhe der Entschädigung, sondern der Intention 
nach dazu bestimmt, das Parlament der Notwendigkeit 
zu entheben, jede Veränderung in der Höhe der Ent-
schädigung im Plenum zu diskutieren und vor den 
Augen der Öffentlichkeit darüber als einer selbstän-
digen politischen Frage zu entscheiden. Wertet man 
also die ,technische' Kopplung der Entschädigung an 
eine besoldungsrechtliche Regelung materialiter, so 
führt sie zur Abhängigkeit jeder Erhöhung der Ent-
schädigung von einer entsprechenden Erhöhung der 
Besoldung. Genau dies aber widerstreitet der verfas-
sungsrechtlich gebotenen selbständigen (und nicht in 
die ganz andere Entscheidung über die angemessene 
Besoldung der Beamten eingeschlossene) Entscheidung 
des Parlaments über die Bestimmung dessen, was nach 
seiner Überzeugung ,eine angemessene, die Unabhän-
gigkeit sichernde Entschädigung ist." (BVerfGE 40, 
S. 316) 
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mensetzung und Höhe des Mandatsgehalts sowie 
des Kostenersatzes für die Mitglieder des Bundesta-
ges in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen. 
Bei der gegenwärtigen Einkommens- und Preisent-
wicklung würde sich eine Überprüfung der Diäten 
der Mitglieder des Bundestages im Abstand von 
etwa zwei Jahren empfehlen. 

Sollte der Bundestag mit Beginn der 8 . Legislaturpe-
riode eine Neuregelung der Mandatsbezüge der 
Mitglieder des Bundestages mit Wirkung für die 
Gesamtdauer der 8 . Wahlperiode in Kraft setzen, so 
wäre dies bei der erstmaligen Festsetzung des Man-
datsgehalts und der Kostenpauschale angemessen 
zu berücksichtigen. 

8. Sondervotum zur Neufestsetzung des Mandatsgehalts 
von Senator a. D. Krammig 

Senator a. D. Krammig hält ein Mandatsgehalt in 
Höhe von jährlich 102 000 DM (monatlich 8 500 DM) 
für angebracht und gerechtfertigt. Für dieses Son-
dervotum zur Neufestsetzung des Mandatsgehalts 
für die Mitglieder des Bundestages werden folgen-
de Gründe geltend gemacht: 

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts 
hielt es für geboten, in seinem Urteil vom 5. No-
vember 1975 über die ihm zugrunde liegende Ver-
fassungsklage hinaus über die Besteuerung der Diä-
ten der Abgeordneten zu entscheiden und zu Sta-
tusfragen der Abgeordneten Stellung zu beziehen. 
Dies geschah, obwohl alle Fraktionen des Deut-
schen Bundestages am 5. Juni 1974 1) Entschlie-
ßungsanträge angenommen hatten, die die Besteue-
rung der Grunddiäten der Abgeordneten mit Wir-
kung vom 1. Januar 1975 vorsahen. Der Zweite Se-
nat des Bundesverfassungsgerichts verwirklichte 
damit anstelle des gesetzgebenden Organs dessen 
bereits zum Ausdruck gebrachten Willen. Er han-
delte somit stellvertretend für den Gesetzgeber. Es 
war hier nicht die Aufgabe, in eine Prüfung dieses 
Vorganges einzutreten. Ich halte mich als ehemali-
ges Mitglied des Bundestages jedoch für verpflich-
tet, dies festzustellen und meinen nachstehenden 
Ausführungen vorauszuschicken. 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts bindet 
nicht nur den Gesetzgeber, sondern auch den Bei-
rat. Der Beirat war daher gehalten, nach Verkün-
dung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts bei 
seinen weiteren Beratungen von der Einkommen-
steuerpflichtigkeit der Grunddiäten (Mandatsgehalt) 
auszugehen. Er mußte ferner den Auffassungen des 
Bundesverfassungsgerichts zur Bemessung des par-
lamentarischen Einkommens Rechnung tragen, wo-
nach „die Entscheidungsfreiheit des Abgeordneten 
und die praktische Möglichkeit, sich seiner eigent-
lichen parlamentarischen Tätigkeit auch um den 
Preis, Berufseinkommen ganz oder teilweise zu ver-
lieren, widmen zu können" 2), nicht gefährdet wer-
den dürfe. 

Für die Bemessung der Entschädigung zieht das Ur-
teil eine Untergrenze. Die Entschädigung muß da-
nach „für sie" (d. h. die Abgeordneten) „und ihre 
Familien während der Dauer der Zugehörigkeit zum 
Parlament eine ausreichende Existenzgrundlage ab-
geben können" 3). Als Maßstab für die Feststellung 

1) Stenographischer Bericht des Bundestages vom 5. Juni 
1974, S. 7054 B 

2) BVerfGE 40, S. 315 f. 

der Angemessenheit der Entschädigung und der Le-
bensführung hat die „Bedeutung des Amtes" 3)  zu 
dienen, die die mit dem Amt verbundene Verant-
wortung und Belastung und den dem Amt im Ver-
fassungsgefüge zukommenden Rang berücksichti-
gen muß. 

Daraus ist zu folgern, daß die Entschädigung des 
Abgeordneten nicht niedriger sein darf als die von 
vergleichbaren Amtsinhabern mit geringerer Ver-
antwortung und Belastung und niedrigerem Rang 
und auch nicht höher sein darf als die von ver-
gleichbaren Amtsinhabern mit größerer Verantwor-
tung und Belastung und höherem Rang. Vergleich-
bare Ämter sind solche, denen im Rang der Verfas-
sungsordnung der Bundesrepublik die Wahrneh-
mung politischer Aufgaben als Hauptbeschäftigung 
obliegt, die auf Zeit und nicht lebenslang ausgeübt 
werden, weil sie von Wahlen abhängen und des-
halb aktiven Wahlkampf und die Wahrnehmung 
zahlreicher Terminverpflichtungen außerhalb der 
üblichen Arbeitszeiten von Amtsinhabern for-
dern. 

Amtsinhaber dieser Art sind die Mitglieder der 
Bundesregierung und der Landesregierungen, die 
Parlamentarischen Staatssekretäre und die Inhaber 
der hauptberuflich ausgeübten kommunalen Amter 
(z. B. hauptamtliche Oberbürgermeister und Landrä-
te). 

Die Vergleichbarkeit von Ämtern der Verantwor-
tung nach hängt von der Tragweite der in dem je-
weiligen Amt getroffenen Entscheidungen für die 
von ihnen betroffenen Menschen ab. Vergleichbar-
keit von Ämtern der Belastung nach richtet sich 
nach den gleichen Maßstäben. Hinzu tritt als be-
sondere Belastung das Pendeln zwischen Bonn, dem 
Wohnort, dem Wahlkreis, dem zu betreuenden 
Wahlkreis sowie den Rede- und ähnlichen Ver-
pflichtungen an verschiedensten Orten der Bundes-
republik. Die Vergleichbarkeit von Ämtern im Ran-
ge nach leitet sich, mangels anderer Kriterien, von 
der Praxis des Protokolls ab. Die Plazierung ist je 
nach Funktion im Parlament verschieden, sie geht 
jedoch in jedem Falle der der Ministerialdirektoren 
vor. 

Werden die genannten Ämter mit einer vergleich-
baren Belastung je nach dem Umfange der mit ih-
nen verbundenen Verantwortung in eine Reihen-
folge gebracht und wird die finanzielle Ausstat- 

3) BVerfGE 40, S. 315 
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tung der Amtsinhaber (Alimentation) ermittelt, so 
ergibt sich meines Erachtens zwangsläufig, daß die 
angemessene steuerpflichtige Alimentation der Mit-
glieder des Bundestages nicht 84 000 DM jährlich 
betragen kann, sondern sich mindestens auf 
120 000 DM belaufen müßte. 

Weite Teile der deutschen Öffentlichkeit würden 
ein Eintreten für die Festsetzung des Mandatsge-
halts in dieser Höhe — aus was für Gründen auch 
immer — für unangemessen halten. Die Widerstän-
de von seiten der veröffentlichten Meinung zu be- 

seitigen, setzt einen langfristigen meinungsneubil-
denden Prozeß und sehr viel guten Willen vor-
aus. 

Deshalb — aber nur aus diesem Grunde — bin ich 
bereit, dafür einzutreten, daß das Mandatsgehalt 
zunächst auf jährlich 102 000 DM festgesetzt wird. 
Der Plazierung nach liegt dieses Mandatsgehalt 
zwischen den Gehaltsbezügen eines Ministerialdi-
rektors (ohne Beihilfen und ähnliches) mit jährlich 
rd. 106 000 DM und denen eines Ministerialdirigen-
ten mit jährlich rd. 90 000 DM. 

9. Sondervotum zur Neufestsetzung des Mandatsgehalts 
von Präsident von Wallis 

Zur Empfehlung des Beirats, das Mandatsgehalt für 
die Mitglieder des Bundestages auf monatlich 
7 000 DM festzusetzen, hat Präsident von Wallis ein 
Sondervotum abgegeben. Er hält ein monatliches 
Mandatsgehalt von 7 000 DM für zu hoch. Für diese 
Auffassung werden folgende Gründe geltend ge-
macht: 

— Unter Berücksichtigung der derzeitigen finan-
ziellen Ausstattung der Mitglieder des Bundes-
tages ist ein Betrag unter 7 000 DM zur Siche-
rung der Unabhängigkeit und zur Gewährlei-
stung des Lebensunterhalts des Abgeordneten 
und seiner Familie angemessen. 

— Bei einem Vergleich mit anderen Einkommen, 
insbesondere mit den Einkommen von Staatsdie-
nern in Spitzenfunktionen des öffentlichen Dien-
stes und mit der Bezahlung von Mitgliedern aus-
ländischer Parlamente, würde der Betrag von 

7 000 DM monatlich für viele Bundestagsabge-
ordnete eine nicht unbedeutende Erhöhung der 
bisherigen Grunddiäten darstellen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die steuerfreien Aufwands-
entschädigungen nicht kleinlich bemessen wer-
den. Auch die Besoldungsgruppen B 3 bis B 5 (in 
etwa Ministerialräte und Ministerialdirigenten; 
entsprechend R 3 bis R 5 für Richter) dürfen den 
Anspruch erheben, die Unabhängigkeit und den 
Lebensunterhalt der Betroffenen zu sichern. Ge-
haltsempfänger in diesen Besoldungsgruppen er-
füllen in Verwaltung und Rechtsprechung Spit-
zenfunktionen, die in der Regel erst nach lang-
jähriger Ausbildung und erfolgreicher Laufbahn 
erlangt werden können. Sie bieten einen Anhalts-
punkt für die Neufestsetzung des Mandatsgehalts. 
Darüber hinaus erscheint ein monatliches Man-
datsgehalt von 7 000 DM durch die Haushaltslage 
des Bundes nicht gerechtfertigt. 
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Anlage 1 

zu Ziffer 5.4. 

Vergleich mit anderen Einkommen 

a) Einkommen von Inhabern verfassungsmäßig bzw. gesetzmäßig konstituierter 
Ämter auf Bundesebene 

(Amtsbezüge pro Jahr; Stand: 1975; Familienstand: verheiratet, ohne Kinder) 

Bundespräsident 	  208 210,60 DM 

Bundeskanzler 1) 	  187 389,54 DM 

Bundesminister 2) 	  160 642,35 DM 

Bundesverfassungsrichter 	  127 257,00 DM 

Staatsminister/Parlamentarische Staatssekretäre 	 123 164,39 DM 

b) Dienstbezüge von Inhabern leitender Funktionen im öffentlichen Dienst 

(Dienstbezüge pro Jahr; Stand: 1975; Familienstand: verheiratet, ohne Kinder) 

Beamteter Staatssekretär 	  135 206,63 DM 
(Besoldungsgruppe B 11) 

Ministerialdirektor 	  105 721,85 DM 
(Besoldungsgruppe B 9) 

Ministerialdirigent 	  90 070,11 DM 
(Besoldungsgruppe B 6) 

Ministerialrat 	  75 689,25 DM 
(Besoldunggruppe B 3) 

Regierungsdirektor 3) 	  55 531,19 DM 
(Besoldungsgruppe A 15) 

Regierungsrat 3) 	  45 782,23 DM 
(Besoldungsgruppe A 13) 

c) Wahlbeamte auf Zeit 

Hauptamtliche (Ober-)Bürgermeister 
(In den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Schleswig-Holstein) 

(Jeweils mögliche Höchstbeträge der jährlichen Dienstbezüge; gestaffelt nach 
Einwohnerzahl; Stand 1975; Familienstand: verheiratet, ohne Kinder) 

Jährliche Dienstbezüge 

zwischen 	72 204,86 DM 	(Schleswig-Holstein bis 150 000 Einwohner) 

und 121 152,33 DM (Baden-Württemberg, Bayern über 500 000 
Einwohner; Hessen über 1 Million Einwoh-
ner) 

Hauptamtliche Landräte 
(Soweit keine Landesbeamten; in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Schleswig-Holstein) 

(Jeweils mögliche Höchstbeträge der jährlichen Dienstbezüge; gestaffelt nach 
Einwohnerzahl; Stand: 1975; Familienstand: verheiratet, ohne Kinder) 

1) Ohne Ortszuschlag, da Amtswohnung; ohne Dienstaufwandsentschädigung von jähr-
lich 24 000 DM 

2) Bei Amtswohnung Verminderung monatlich um 894,22 DM; ohne Dienstaufwands-
entschädigung von jährlich 7 200 DM 

3) Endgrundgehalt; ohne Ministerialzulage 
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Jährliche Dienstbezüge 

zwischen 	68 248,05 DM 	(Schleswig-Holstein; Baden-Württemberg bis 
100 000 Einwohner) 

und 	121 152,33 DM 	(Hessen über 1 Million Einwohner) 

d) Einkommen von Inhabern leitender Positionen im Bereich der Wirtschaft 

Das jährliche Gesamteinkommen der leitenden Angestellten (1. Ebene) bewegt 
sich, erfaßt nach Beschäftigungszahl des Unternehmens, 
zwischen 	62 100,00 DM 	(bis 99 Beschäftigte) 
und 	102 100,00 DM 	(10 000 und mehr Beschäftigte) 

Der Durchschnittswert dieser Einkommen liegt bei 74 300,00 DM. 
Stand: 1975; Quelle: Gehaltsstrukturuntersuchung 1974 bzw. 1975, Kienbaum-Unterneh-
mensberatung 

Das durchschnittliche jährliche Gesamteinkommen der Geschäftsführer von Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung betrug 1974 

134 700,00 DM. 

Nach Umsatzgrößen bis maximal 500 Millionen DM Jahresumsatz gestaffelt, 
lagen diese jährlichen Gesamteinkommen 
zwischen 	94 100,00 DM 

und 	158 000,00 DM. 

Stand: 1974; Quelle: Gehaltsstrukturuntersuchung 1974 bzw. 1975, Kienbaum-Unterneh-
mensberatung 

Die Bezüge der Vorstandsmitglieder deutscher Aktiengesellschaften bewegten 
sich 
zwischen 	70 700,00 DM 	(bis 5 Millionen Jahresumsatz) 
und 	241 000,00 DM 	(400 bis 500 Millionen Jahresumsatz). 

Bei den Aktiengesellschaften mit einem Umsatz zwischen 100 Millionen und 
1 Mrd. DM betrugen die Bezüge der Vorstandsmitglieder im Durchschnitt 

208 000,00 DM. 

Stand: 1974; Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15. April 1976 

e) Gehälter (Grunddiäten) der Mitglieder ausländischer Parlamente 

(Jahresgehälter der Abgeordneten der Zweiten Kammer; ohne Berücksichtigung 
des Ersatzes für mandatsbedingte Aufwendungen; Stand bei den meisten Par-
lamenten: 1975) 

USA  	 107 793 DM 

Frankreich  	 87 332 DM 

Belgien  	 69 995 DM 

Niederlande 	  maximal 	67 783 DM 

minimal 	44 166 DM 

Österreich 	  maximal 	65 588 DM 

minimal 	50 890 DM 

Kanada  	 61 936 DM 

Norwegen 	 48 008 DM 

Schweden  	 46 877 DM 

Italien  	 37 311 DM 

Großbritannien  	 29 268 DM 

Soweit bekannt, besteht in allen genannten Parlamenten eine parlamentarische 
Altersversorgung. 

Quelle: Diese Ubersicht wurde nach Angaben und statistischen Unterlagen der Verwal-
tung des Deutschen Bundestages erstellt 
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Erläuterungen zu 1 e) auf Seite 64 

Der Umrechnung der ausländischen Abgeordnetendiäten in DM wurde der Durchschnitt 
der amtlichen Mittelkurse der Frankfurter Devisenbörse für den Monat April 1976 zu-
grunde gelegt. Schwankende Wechselkurse und Kaufkraftunterschiede lassen einen Ver-
gleich zwischen den deutschen und den ausländischen Diäten jedoch nur bedingt zu. 

Die gleiche Einschränkung resultiert auch aus der unterschiedlichen Struktur und Auf-
gabenstellung der zum Vergleich herangezogenen Parlamente sowie ihrer Mitglieder. 
Zudem ist die Vergleichbarkeit auch aus anderen Gründen wie zum Beispiel der Größe 
des Landes, der Zahl der Bevölkerung sowie der wirtschaftlichen und sozialen Lage nicht 
ohne weiteres gegeben. 

Schließlich ist auf die Unterschiedlichkeit der Besteuerungsregelung (die genannten Ab-
geordnetenbezüge unterliegen teils in voller Höhe, teils nur zur Hälfte oder zu anderen 
Prozentsätzen der Besteuerung) sowie auf die unterschiedliche Ausgestaltung der parla-
mentarischen Altersversorgung (teils Beitragsleistung der Abgeordneten aus dem par-
lamentarischen Gehalt, teils beitragsfreie Pensionslösung) hinzuweisen. 

Anlage 2 

zu Ziffer 5.5. 

Beispielsrechnungen zu den finanziellen Auswirkungen der Neuregelung 
der Grunddiäten 

Dargestellt wird die finanzielle Situation vor und nach der Neuregelung 

am Beispiel a) eines Abgeordneten ohne andere Einkünfte 

b) eines Abgeordneten mit anderen Einkünften von 36 000 DM 

(Familienstand jeweils:  verheiratet, keine Kinder) 

a) Andere Einkünfte b) Andere Einkünfte 
0 DM 36 000 DM 

Neuregelung Geltendes Recht Neuregelung 	Geltendes Recht 

46 200 46 200 
Grunddiäten 1 ) 	 84 000 / 11 550 	34 650 84 000 / 11 550 34 650 

+ andere Einkünfte 2) 	 0 0 36 000 36 000 

+ Ruhegehalt 	 — — — — 

Summe 	 84 000 34 650 120 000 70 650 
/. Steuern 	 23 963 3) — 41 885 3) 5 065 3) 

Netto 	  60 037 34 650 78 115 65 585 

Verbesserung 	  25 387  12 530 
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Beispielsrechnungen zu den finanziellen Auswirkungen der Neuregelung 
der Grunddiäten 

Dargestellt wird die finanzielle Situation vor und nach der Neuregelung 

am Beispiel c) eines Abgeordneten, der bisher z. B. als Beamter aufgrund des 
Rechtsstellungsgesetzes ein Ruhegehalt (hier angenommen mit 
24 000 DM) bezieht, das künftig wegfällt. 

d) eines Abgeordneten, der bisher z. B. als Beamter aufgrund des 
Rechtsstellungsgesetzes ein Ruhegehalt (hier angenommen mit 
36 000 DM) bezieht, das künftig wegfällt. 

(Familienstand jeweils: verheiratet, keine Kinder) 

c) Beamter d) Beamter 

Neuregelung 	Geltendes Recht Neuregelung 	Geltendes Recht 
46 200 46 200 

Grunddiäten 1 ) 	 84 000 /  11 550 34 650 84 000 / 11 550 34 650 

+ andere Einkünfte 2) 	 0 0 0 0 

+ Ruhegehalt 	 — 24 000 — 36 000 

Summe 	 84 000 58 650 84 000 70 650 

X Steuern 	 23 963 3) 2 043 4) 23 963 3) 4 618 4) 

Netto 	  60 037  56 607 60 037  66 032 

Verbesserung/ 
Verschlechterung 	 +3 430 —5 995 

Erläuterungen 

1) Die Grunddiäten betragen zur Zeit 46 200 DM (3 850 X 12) abzüglich 11 550 DM (Alters-
versorgungsbeitrag) = 34 650 DM. Nach dem Vorschlag des Beirats sollen sie künftig 
84 000 DM (7 000 X 12) betragen. Altersversorgungsbeiträge sollen im Zusammenhang 
mit dem Mandat nicht mehr zu erbringen sein (Pensionsprinzip). 

2) Einkünfte im einkommensteuerrechtlichen Sinne. 
3) Bei der Berechnung der Steuerbelastung wurde unterstellt, daß die Sonderausgaben

-

Höchstbeträge einschließlich des sog. Vorwegabzugs vor und nach der Neuregelung 
voll ausgeschöpft werden (begünstigte Aufwendungen bei Verheirateten ohne Kinder 
10 200 DM). Zu den Vorsorgeaufwendungen gehören die regelmäßig zu erbringenden 
Krankenversicherungsbeiträge, die vielfach vorhandenen Beiträge zu Lebens- und 
Haftpflichtversicherungen sowie Bausparbeiträge. Ferner wird man davon ausgehen 
können, daß vor der Erlangung des Mandats erworbene Versorgungsanwartschaften 
während der Ausübung des Mandats durch Fortzahlung von Beiträgen aufrechterhalten 
werden (z. B. Beitragsleistungen zur gesetzlichen Rentenversicherung). Beamte werden 
den aufgrund der Neuregelung der Diäten eintretenden Wegfall ihrer Beihilfeansprüche 
für Krankheitskosten (bei Verheirateten ohne Kinder: 55 %) durch entsprechende Auf-
stockung ihrer Beiträge zur Krankenversicherung auffangen. 
Bei im Einzelfall geringeren Vorsorgeaufwendungen als 10 200 DM oder für Abge-
ordnete, die 36 000 DM andere Einkünfte als sozialversicherungspflichtige Arbeitneh-
mer haben (hier geringere Sonderausgaben-Höchstbeträge; kein Vorwegabzug), ist 
die Steuerbelastung höher und das Nettoeinkommen entsprechend niedriger. 
Als unbeschränkt abzugsfähige Sonderausgaben wurde die Kirchensteuer, mindestens 
der Sonderausgaben-Pauschbetrag von 480 DM angesetzt. 
Die Kirchensteuer wurde mit 9 % der Einkommensteuer berechnet. 

4) Von dem angenommenen Ruhegehalt von 24 000 DM bzw. 36 000 DM brutto unter-
liegen nach Abzug des Werbungskostenpauschbetrages (564 DM), des Versorgungs-
Freibetrages (4 800 DM), des Weihnachts-Freibetrages (100 DM) und des Arbeitneh-
mer-Freibetrages (480 DM) 18 056 DM bzw. 30 056 DM als Einkünfte der Besteuerung. 
Bei der Berechnung der Steuerbelastung wurden Vorsorgeaufwendungen in Höhe der 
Vorsorgepauschale unterstellt (3 030 DM bzw. 4 260 DM). Bei im Einzelfall höheren 
Aufwendungen ist die Steuerbelastung niedriger und das Nettoeinkommen entspre-
chend höher. Der Sonderausgaben-Pauschbetrag von 480 DM wurde berücksichtigt. 
Die Kirchensteuer wurde mit 9 % der Einkommensteuer berechnet. 
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Anhang 2 

Unterschiede zwischen den Vorschlägen des 2. Sonderausschusses 
und des Beirates 

1. Entschädigung 

Der Beirat empfiehlt, die Entschädigung des Abge-
ordneten künftig als „Mandatsgehalt" zu bezeich-
nen. Dieser Begriff des Mandatsgehalts könnte zu 
dem Mißverständnis Anlaß geben, die Entschädi-
gung des Abgeordneten sei als Gegenleistung für 
geleistete Dienste zu verstehen. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat aber ausdrücklich betont, daß der 
Abgeordnete rechtlich keine Dienste schulde, kein 
Beamter geworden sei, sondern in Unabhängigkeit 
ein ihm vom Wähler übertragenes besonderes 
öffentliches Amt ausübe. Der 2. Sonderausschuß hält 
daher wegen des besonderen verfassungsrechtlichen 
Status des Abgeordneten an dem Begriff der „Ent-
schädigung" im Sinne  des Artikels 48 Abs. 3 GG 
fest. 

Der Beirat empfiehlt eine Entschädigung in Höhe 
von 7 000 DM, der 2. Sonderausschuß in Höhe von 
8 000 DM. 

Der 2. Sonderausschuß legt seiner Empfehlung einen 
Vergleich zu den Bezügen kommunaler Wahlbeam-
ter zugrunde, die für eine Gebietseinheit von 250 000 
Einwohnern zwischen 6 700 DM und 9 800 DM mo-
natlich betragen. Diese Ämter sind nach der Verant-
wortung und Belastung am ehesten mit dem Amt 
eines Abgeordneten vergleichbar. 

Der Beirat der diese Bezüge — neben anderen — 
ebenfalls zum Vergleich heranzieht, ist mit seiner 
Empfehlung, die Entschädigung auf 7 000 DM monat-
lich festzusetzen, kaum über die Untergrenze der für 
kommunale Wahlämter gezahlten Bezüge hinaus-
gegangen. 

Demgegenüber betont der 2. Sonderausschuß, daß 
sich diese Ämter innerhalb der Exekutive auf kom-
munaler Ebene befinden und schon von daher bei 
einem Vergleich mit dem Amt eines Mitglieds des 
Bundestages die Priorität der Bundeszuständigkeit 
vor der kommunalen Zuständigkeit und der Vorrang 
der Legislative vor der Exekutive berücksichtigt 
werden muß. Das bedeutet, daß die Entschädigung 
der Mitglieder des Bundestages im Rahmen der ver-
gleichbaren Amtsbezüge zwischen 6 700 DM und 
9 800 DM nicht im Bereich der Untergrenze festge-
setzt werden kann. Es ist ferner zu bedenken, daß 
die Mitglieder des Bundestages durch ständiges Hin- 
und Herpendeln besonders zwischen ihrem Wohnort 
(.Wahlkreis) und dem Sitz des Bundestages in außer-
gewöhnlichem Maße belastet sind. Andererseits ist 
bei einem Vergleich der Ämter im Hinblick auf die 
Obergrenze auch zu berücksichtigen, daß die ge-
nannten kommunalen Ämter sich hinsichtlich der 
Belastung der Amtsinhaber von dem Amt des Mit-
glieds des Bundestages dadurch unterscheiden, daß 
die kommunalen Amtsinhaber zur Dienstleistung in 

ihrem Amt verpflichtet sind und insbesondere in 
ihrer Eigenschaft als Behördenleiter Vorgesetzte 
einer oft großen Zahl von Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes sind. Aus diesem Grunde muß die 
Entschädigung der Mitglieder des Bundestages nicht 
im Bereich der Obergrenze festgesetzt werden. 

Es ergibt sich somit ein zwischen diesen beiden 
Grenzen liegender monatlicher Betrag von 8 000 DM, 
der der Verantwortung und Belastung eines Mit-
glieds des Bundestages im Rahmen des Verfassungs-
gefüges der Bundesrepublik angemessen ist. 

Der Beirat stellt in seinem Bericht fest, daß sich auf-
grund seiner Empfehlung zur Höhe der Entschädi-
gung die Mitglieder des Bundestages finanziell eben-
so stehen wie ein Ministerialrat (B 3). 

Dem wird vom 2. Sonderausschuß entgegengehalten: 
Die Entschädigung eines Abgeordneten muß deshalb 
höher angesetzt werden als die Bezüge eines Mini-
sterialrats, weil ein Ministerialrat kein Amt auf 
Zeit hat, sondern Beamter auf Lebenszeit ist, weit 
ein Ministerialrat keine umfassende politische, son-
dern eine begrenzte fachliche Verantwortung im 
Rahmen der Organisation und Hierarchie eines Res-
sorts trägt und weil ein Abgeordneter durch die 
politische Arbeit insbesondere im Wahlkreis ande-
ren und höheren Belastungen ausgesetzt ist. Aus 
diesen Gründen ist die Festsetzung einer Entschä-
digung für die Mitglieder des Bundestages gerecht-
fertigt, die diese finanziell besser stellt als einen 
Ministerialrat. 

Die unterschiedlichen Vorschläge des Beirats und des 
2. Sonderausschusses liegen trotz ihres verchiede-
nen Ausgangspunktes nicht so weit auseinander, 
wie es beim Vergleich der beiden Zahlen erscheinen 
mag. Denn der 2. Sonderausschuß hat die Höhe der 
Entschädigung von 8 000 DM auch für die Jahre nach 
1977 erarbeitet, während der Beirat seinen Vorschlag 
von 7 000 DM für die unmittelbare Zukunft unter-
breitet hat. Dies wird deutlich an folgender Aussage 
des Beirats: 

„Sollte der Bundestag mit Beginn der 8 . Legis-
laturperiode eine Neuregelung der Mandatsbe-
züge der Mitglieder des Bundestages mit Wirkung 
für die Gesamtdauer der 8 . Wahlperiode in Kraft 
setzen, so wäre dies bei der erstmaligen Festset-
zung des Mandatsgehalts und der Kostenpauschale 
angemessen zu berücksichtigen." 

Der Beirat bringt damit selbst zum Ausdruck, daß 
die von ihm vorgeschlagene Höhe der Entschädigung 
für eine längerfristige Regelung zu niedrig angesetzt 
ist. Der 2. Sonderausschuß war sich demgegenüber 
bewußt, daß die jetzt zu beschließende Entschädi-
gung frühestens nach 1978 wieder geändert werden 
kann. 
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2. Heilbehandlungskosten 

Das Krankheitsrisiko ist nach dem Bericht des Bei-
rats in vollem Umfange aus der Entschädigung zu 
bestreiten. Der 2. Sonderausschuß empfiehlt dem-
gegenüber eine Regelung, wonach 50 v. H. der Heil-
behandlungskosten vom Bundestag ersetzt werden 
(§ 24 Abs. 1). Dieser Vorschlag war auch im 2. Son-
derausschuß nicht unumstritten, weil auf diese Weise 
eine mit dem Status des Abgeordneten schwer ver-
einbare Anlehnung an die Regelungen für die An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes verbunden sein 
könnte. 

Für seinen Vorschlag führt der 2. Sonderausschuß 
an: 

Im Hinblick darauf, daß die bisherige finanzielle 
Situation der Mitglieder des Bundestages mit in 
Betracht gezogen werden muß und insbesondere, 
daß die Mitglieder des Bundestages, die ihren Le-
bensunterhalt ausschließlich aus der Entschädigung 
bestreiten, nicht mehr — wie bisher — eine kleine 
Minderheit ausmachen, sondern künftig — durch 
den Wegfall der Ruhegehälter nach dem Rechtsstel-
lungsgesetz — möglicherweise sogar die Mehrheit, 
muß die Situation derjenigen, die durch diese Rege-
lung ihre Beihilfeansprüche verlieren, besonders be-
achtet werden. 

Im Entwurf des 2. Sonderausschusses wird diesem 
Gesichtspunkt insbesondere dadurch Rechnung ge-
tragen, daß ein Zuschuß zu den Heilbehandlungs-
kosten in Höhe von 50 v. H. eingeführt wird. Der 
Beirat hält es zwar für möglich und zumutbar, aus 
der Entschädigung alle hierfür notwendigen Aus-
gaben zu bestreiten. Demgegenüber ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß künftig die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes unter den Abgeordneten keine 
Beihilfen mehr von ihrem Dienstherrn erhalten. Dies 
bringt besonders für ältere Mitglieder ein erheb-
liches Risiko mit sich, das sie nicht in allen Fällen 
und nur unter unverhältnismäßig hohen Aufwendun-
gen für eine private Krankenversicherung abdecken 
können. Da es sich bei diesem Personenkreis um 
zahlreiche Abgeordnete handelt, sieht der Entwurf 
daher eine generelle Regelung für die Heilbehand-
lungskosten vor. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, 
daß eine weitergehende Beihilfenregelung selbstver-
ständlicher Bestandteil der finanziellen Ausstattung 
aller im Gutachten des Beirats zum Vergleich heran-
gezogener Amtsinhaber ist. 

3. Anrechnung 

Der Beirat empfiehlt, bei einem Zusammentreffen 
der Diäten (Mandatsgehalt; Leistungen aus der Par-
lamentarischen Altersversorgung) mit anderen Be-
zügen aus öffentlichen Kassen eine „Anrechnung in 
Anlehnung an die beamtenrechtlichen Regelungen". 
Sollte eine derartige Anrechnung zu unerträglichen 
Härten führen, dann sollen diese Härten nach An-
sicht des Beirats durch eine Änderung des Beamten-
rechts und nicht durch eine Sonderregelung zugun-
sten der Abgeordneten vermieden werden. Das soll 

besonders für eine Anrechnung bei Zusammentref-
fen der Entschädigung mit dem Amtsgehalt der Mit-
glieder der Bundesregierung gelten. Eine Anrech-
nung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen soll hier 
möglicherweise eine angemessene Anhebung der 
Amtsgehälter der Mitglieder der Bundesregierung 
erforderlich machen. Nach Ansicht des Beirats soll 
es hingegen falsch sein, „etwa wegen der besonde-
ren Umstände im Falle der Bundesminister eine 
großzügige, zum allgemeinen Recht für den öffent-
lichen Dienst nicht passende Anrechnungsregelung 
zu schaffen und sie auf alle Abgeordnete mit ande-
ren Bezügen aus öffentlichen Kassen auszudehnen." 

Der Ausschuß empfiehlt demgegenüber eine Rege-
lung, die zwar vom Grundsatz des Verbots einer 
Doppelalimentation aus öffentlichen Kassen aus-
geht, aber für die einzelnen Konstellationen des 
Zusammentreffens der Abgeordnetenentschädigung 
oder Abgeordnetenversorgung mit anderen Bezügen 
aus öffentlichen Kassen dem besonderen Status des 
Abgeordneten Rechnung trägt. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Regelung be-
rücksichtigt besonders den Grundsatz der Chancen-
gleichheit der Mandatsbewerber. Dieser Grundsatz 
der Chancengleichheit wäre beeinträchtigt, wenn 
Bewerber mit unabhängig von der Annahme eines 
Mandats erworbenen Versorgungsbezügen aus 
einem öffentlichen Amts- oder Dienstverhältnis de-
ren volle Anrechnung hinnehmen müßten, während 
andere Bewerber mit anderen Einkünften, z. B. aus 
einer privaten Lebensversicherung davon nicht be-
troffen wären. Ferner wäre der Grundsatz einer 
gleich hoch bemessenen Entschädigung für alle Ab-
geordneten beeinträchtigt, wenn sich Abgeordnete 
mit kompatiblen Ämtern die Abgeordnetenentschä-
digung voll auf ihre anderen Bezüge anrechnen las-
sen müßten, während Abgeordnete mit einem Beruf 
außerhalb des öffentlichen Dienstes sich zusätzlich 
ein nicht anrechenbares Einkommen erarbeiten kön-
nen. Es erschiene aus den gleichen Gründen nicht 
sachgerecht, daß Einkommen aus der Wiederverwen-
dung eines ehemaligen Abgeordneten im öffentlichen 
Dienst voll auf seine Abgeordnetenversorgung an-
zurechnen, während eine solche Anrechnung bei 
einer Wiederbeschäftigung außerhalb des öffent-
lichen Dienstes überhaupt nicht stattfindet. Eine un-
eingeschränkte Übernahme der beamtenrechtlichen 
Vorschriften wäre auch bei einem Zusammen-
treffen der Abgeordnetenversorgung mit anderen 
Versorgungsbezügen aus öffentlichen Kassen nicht 
gerechtfertigt, da der Entwurf von einer Trennung 
der Lebensabschnitte ausgeht und da folglich die 
Mandatszeit nicht als Dienstzeit im Sinne des Ver-
sorgungsrechts gilt. 

Die vom Ausschuß empfohlene Regelung entspricht 
somit dem besonderen Status des Abgeordneten 
und ist zudem einfacher anzuwenden. 

Der Beirat berücksichtigt bei seinen Aussagen zur 
Anrechnung offensichtlich nicht genügend den be-
sonderen Status des Abgeordneten, sondern ord-
net ihn dem öffentlichen Dienst im weiteren Sinne 
zu. Das Diäten-Urteil betont insoweit aber aus-
drücklich, daß der Abgeordnete nicht „Beamter" 
geworden sei. Es erklärt daher zur Anrechnung 
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auch nicht, daß die beamtenrechtlichen „Regelun-
gen" uneingeschränkt zu übernehmen seien, son-
dern verweist vielmehr auf die beamtenrechtlichen 
„Grundsätze", die „entsprechend" ins Abgeord-
netenrecht zu übertragen seien. Der Beirat geht zu-
dem nicht auf die unterschiedlichen Konstellationen 
des Zusammentreffens der Abgeordnetenentschä-
digung oder Abgeordnetenversorgung mit anderen 
Bezügen aus öffentlichen Kassen ein. Der Beirat 
setzt sich auch nicht mit den ihm bekannten für 
die Regelung des Ausschusses entscheidenden 
Grundgedanken zur Anrechnung auseinander. Es 
ist nicht erkennbar, wie der Beirat zu seiner Aus-
sage gelangt ist und wie sie sich seiner Ansicht nach 
im einzelnen auswirken soll. 

4. Übergangsgeld 

Der Beirat schlägt eine differenzierte finanzielle 
Regelung vor, „die ausscheidenden Abgeordneten 
ohne Wiedereinstellungsanspruch eine Wiederein-
gliederung in den beruflichen Bereich bzw. den Auf-
bau einer neuen beruflichen Existenz erleichtert." 

Der Ausschuß empfiehlt insoweit ein nach der Dauer 
der Mitgliedschaft im Bundestag gestaffeltes Über-
gangsgeld in Höhe der Entschädigung, auf das Be-
züge aus öffentlichen Kassen angerechnet werden 
(§ 14). 

Der Vorschlag des Beirats ist nicht näher konkreti-
siert und stößt auf mehrere Einwände: 

— Es erscheint nicht sachgerecht, wenn ein ausschei-
dender Abgeordneter mit Wiederbeschäftigungs-
anspruch allein auf sein möglicherweise recht 
niedriges Arbeitsentgelt angewiesen sein soll, 
während ein ausscheidender Abgeordnter ohne 
Wiederbeschäftigungsanspruch für längere Zeit 
von einem erheblich höherem Übergangsgeld 
leben könnte. 

- Es  bleibt offen, was geschehen soll, wenn ein 

ausscheidender Abgeordneter ohne Wiederbe-
schäftigungsanspruch sich das Übergangsgeld in 
einer Summe auszahlen läßt und kurze Zeit dar-
auf ein neues Beschäftigungsverhältnis findet. 

— Es ist nicht zu sehen, wie vermieden werden 
könnte, daß ein Abgeordneter sein Beschäfti-
gungsverhältnis im Einvernehmen mit seinem 
Arbeitgeber aufhebt, um sich den Anspruch auf 
Übergangsgeld zu verschaffen. 

— Es ist nicht gesagt, wie der Fall des Zusammen-
treffens von Übergangsgeld mit Einkünften aus 
selbständiger Tätigkeit zu regeln ist. 

Der Ausschuß verfolgt mit seiner Empfehlung den-
selben Grundgedanken wie der Beirat, beschränkt 
sich aber besonders aus Gründen der Praktikabilität 
auf das Zusammentreffen von Übergangsgeld mit 
anderen Bezügen aus öffentlichen Kassen und sieht 
insoweit eine Anrechnung vor. 

Die Regelung des Ausschusses besitzt den Vorteil, 
daß auch einem ausscheidenden Abgeordneten mit 
relativ niedrigen Bezügen aus der Wiederbeschäfti- 

gung für die Dauer des Anspruchs auf Übergangs-
geld insgesamt Bezüge von mindestens der Höhe 
der Entschädigung verbleiben. Dadurch wird der 
Übergang vom Einkommen aus dem Mandat zum 
Einkommen aus dem Beruf erleichtert. 

Der Ausschuß hat erwogen, auch Einkünfte aus nicht-
öffentlichen Kassen auf das Übergangsgeld anzu-
rechnen, hat davon aber aus Gründen der Praktika-
bilität abgesehen. Der ausscheidende Abgeordnete 
müßte sonst während der Dauer des Bezugs von 
Übergangsgeld seine sämtlichen Einkommensver-
hältnisse offenlegen. Bei ehemaligen Abgeordneten, 
die zur Enkommensteuer veranlagt werden, ließe 
sich zudem das Einkommen für die Dauer der Über

-

gangsgeldzahlung nur vorläufig feststellen, so daß 
eine Endabrechnung erforderlich würde. Im übrigen 
wäre nicht auszuschließen, daß für die Dauer des 
Bezugs von Übergangsgeld die Höhe der sonstigen 
Einkünfte beeinflußt würde. 

Der Ausschluß beschränkt sich von daher auf eine 
Anrechnung der Bezüge aus öffentlichen Kassen auf 
das Übergangsgeld. Eine solche Anrechnung ist im 
Hinblick auf das im öffentlichen Dienstrecht geltende 
Verbot der Doppelalimentation gerechtfertigt und 
geboten. 

5. Pauschalen 

Der Beirat empfiehlt eine Gesamtpauschale, während 
der 2. Sonderausschuß wie bisher unterschiedliche 
Pauschalen vorschlägt. 

Der Beirat empfiehlt eine Staffelung der Pauschalen, 
während der 2. Sonderausschuß einheitliche Pauscha-
len für alle Abgeordneten vorsieht. 

Der Beirat hält es nicht für angemessen, nach Sit-
zungstagen pauschalierte Tagegelder zu gewähren, 
während der 2. Sonderausschuß wie nach bisheri-
gem Recht eine besondere Tagegeldpauschale vor-
sieht (§ 25 Abs. 2 Nr. 2). 

Die vom Beirat vorgeschlagene Pauschale beträgt 
mindestens 3 400 DM, höchstens 4 000 DM. Der 
Höchstbetrag ist bei Nachweis eines eigenen Büros 
außerhalb der Wohnung und einer Zweitwohnung 
in Bonn oder im Wahlkreis vorgesehen. 

Der 2. Sonderausschuß empfiehlt demgegenüber eine 
für alle Abgeordneten gleiche Kostenpauschale, 
Tagegeldpauschale und Reisekostenpauschale in 
Höhe von insgesamt 4 500 DM. 

Der Beirat gibt in seinem Gutachten selbst zu er-
kennen, daß sich seine Vorschläge zur Höhe der 
Pauschalen nur als vorläufig verstehen, da gesi-
cherte Grundlagen über den tatsächlichen mit dem 
Mandat verbundenen Aufwand fehlten. Es handelt 
sich bei den Vorschlägen des Beirats also nur um 
vorläufige, geschätzte Werte. 

Aufgrund seiner Erfahrungen hat der 2. Sonder-
ausschuß die Höhe der mit dem Mandat verbunde-
nen Aufwendungen anders ermittelt. Er ist zudem 
der Ansicht, daß die vom Beirat vorgeschlagene 
Staffelung schwer praktikabel ist. Im einzelnen er- 
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geben sich dabei im Vergleich zu den Vorschlägen 
des Beirats folgende Unterschiede: 

a) Kostenpauschale 

Das 2. Gutachten des Beirats sieht für die Anmie-
tung eines Wahlkreisbüros 500 DM, der Gesetz-
entwurf 450 DM vor. Der Mehrbetrag von 50 DM 
ist vermutlich auf die zusätzliche Position „Ergän-
zung der Büroeinrichtung" zurückzuführen. Der Ab-
geordnete, der kein Wahlkreisbüro unterhält, soll 
200 DM erhalten. Eine derartige Staffelung wurde 
im Gesetzentwurf nicht vorgenommen, weil im Ein-
zelfall sich ergebende Abweichungen nach oben 
oder nach unten durch die Pauschalierung erfaßt 
werden. 

Dagegen sind im Gutachten für Porti, Telefonkosten 
und Büromaterial 600 DM gegenüber 500 DM im 
Gesetzentwurf veranschlagt. Einzelheiten zur Be-
rechnung sind nicht erkennbar. 

Auch bei der Wahlkreisbetreuung weicht das Gut-
achten (600 DM), ohne daß die Kosten näher aufge-
schlüsselt sind, vom Gesetzentwurf (350 DM) um 
250 DM ab. 

Der Beirat liegt in seiner Modellberechnung insge-
samt um 400 DM höher bei dem Teil des Mandats-
aufwandes, der mit der Kostenpauschale gedeckt 
werden soll. Wird kein Wahlkreisbüro unterhalten, 
so sind es mit 1 550 DM noch 100 DM mehr, als der 
Gesetzentwurf vorsieht. 

b) Tagegeldpauschale 

Bei den Kosten, die mit der Tagegeldpauschale ab-
gegolten werden, weicht der Betrag für die Unter-
haltung einer Zweitwohnung im Gutachten (500 DM) 
gegenüber dem Gesetzentwurf (600 DM) um 100 DM 
ab. Dem Gesetzentwurf liegen die Miete für eine 
Zwei-Zimmer-Wohnung von 50 m2  zu 9 DM (450 
DM) und Nebenkosten von 150 DM zugrunde. Für 
den Fall, daß keine Zweit-Wohnung unterhalten 
wird, schlägt der Beirat einen Betrag von 200 DM 
vor. Der Betrag dürfte für diejenigen, die anderwei-
tig wohnen, zu niedrig und für Abgeordnete, die 
an ihrem Wohnsitz übernachten, zu hoch sein. Der 
Gesetzentwurf sieht auch hier von einer Staffe-
lung ab und erfaßt die im Einzelfall abweichenden 
Kosten in einer einheitlichen Pauschale. Bei den 
Mehraufwendungen für Verpflegung anläßlich der 
Mandatsausübung veranschlagt der Beirat 500 DM 
statt 600 DM im Gesetzentwurf. Die Differenz ist 
vermutlich auf die geringere Anzahl der Tage zu-
rückzuführen, an denen der Abgeordnete außerhalb 
seines Wohnsitz sein Mandat ausübt. Für Übernach-
tungen bei Mandatsreisen außerhalb Bonns sind ent- 

gegen dem Gesetzentwurf (200 DM) keine Kosten 
berücksichtigt. Möglicherweise soll dieser Aufwand 
aus dem anstelle einer Zweitwohnung vorgesehe-
nen Betrag von 200 DM gedeckt werden. 

Der Gesamtaufwand, der mit der Tagegeldpauschale 
abgegolten werden soll, ist vom Beirat mit 1 100 DM 
— ohne Wohnung in Bonn 800 DM — gegenüber 
1 500 DM im Gesetzentwurf ermittelt worden. 

c) Reisekostenpauschale 

Den mit der Reisekostenpauschale abzugeltenden 
Aufwand hat der Beirat mit 1 050 DM wie bisher 
ermittelt. Wie beim Gesetzentwurf geht er von son-
stigen Reisekosten von 200 DM aus. Somit verblei-
ben für die Benutzung eines eigenen Pkw 850 DM im 
Monat. Bei einem Kilometersatz von 0,665 DM kön-
nen mit diesem Betrag ca. 15 000 km im Jahr zu-
rückgelegt werden. Dieser Ansatz erscheint für die 
Mandatsausübung zu niedrig. 

Im Gesetzentwurf wurde daher von 30 000 km aus-
gegangen, so daß sich Kosten von insgesamt 1 550 
DM ergeben. Diese im Gesetzentwurf veranschlag-
ten Kosten sind noch wesentlich geringer als die 
Kosten, die sich ergäben, wenn statt einer Reise

-

kostenpauschale Sachleistungen in Form von Dienst-
wagen mit Fahrern vorgesehen würden, wie dies bei 
zahlreichen anderen im Gutachten des Beirats zum 
Vergleich herangezogenen Amtsinhabern üblich ist. 

6. Überprüfung der Höhe der Entschädigung 
und Aufwandsentschädigungen 

Der Beirat ist der Auffassung, daß die Höhe des 
„Mandatsgehalts" und der Kostenpauschale der Mit-
glieder des Bundestages im Zusammenhang mit der 
allgemeinen Einkommens- und Preisentwicklung 
unter Berücksichtigung der obengenannten man-
datsspezifischen Faktoren stehen muß. Dies be-
deutet, daß zum Beispiel steigende Preise und hö-
here Löhne bzw. Gehälter auch Auswirkungen auf 
die Diäten der Abgeordneten haben werden. Eine 
Überprüfung der Diäten in einjährigem Rhythmus 
ist zu kurz; ein vierjähriger Überprüfungsturnus 
dürfte nach aller Erfahrung dagegen zu langfristig 
sein. Der Beirat schlägt deshalb vor, Zusammen-
setzung und Höhe des Mandatsgehalts sowie des 
Kostenersatzes für die Mitglieder des Bundestages 
in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen. Bei 
der gegenwärtigen Einkommens- und Preisentwick-
lung würde sich eine Überprüfung der Diäten der 
Mitglieder des Bundestages im Abstand von etwa 
zwei Jahren empfehlen. 


